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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Klaus- Jürgen 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Hinweise auf eine 
Zusammenarbeit zwischen birmanischen und 
thailändischen Militärs im Grenzgebiet der 
beiden Länder? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 19. Dezember 1991 

Die Bundesregierung kennt die Hinweise aus den allgemein zugäng- 
lichen Quellen über eine Zusammenarbeit zwischen birmanischem und 
thailändischem Militär im Grenzgebiet der beiden Länder. Art und Um- 
fang der Zusammenarbeit sind ihr nicht bekannt. 


2. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, um bei der thailändischen Administration 
Menschenrechtsverletzungen zur Sprache (z. B. 
der Fall Prof. Sulak) zu bringen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 19. Dezember 1991 

Die Bundesregierung setzt sich weltweit für die Achtung, den Schutz und 
die Durchsetzung der Menschenrechte ein. Sobald ihr Menschenrechts- 
verletzungen bekannt und bestätigt werden, versucht sie, in der Regel 
zusammen mit ihren europäischen Partnern, dem entgegenzu wirken. 

Das würde gegebenenfalls auch Interventionen gegenüber thailän- 
dischen Behörden einschließen. Zu dem angesprochenen Fall von Prof. 
Sulak ist zu sagen, daß dieser im September 1991 mehrere Tage Gast des 
deutschen Botschafters in Bangkok war und sich nach einem längeren 
Aufenthalt in Deutschland in den USA aufhält. Von einer Menschen- 
rechtsverletzung gegenüber Prof. Sulak ist nichts bekannt. 


3. Abgeordnete 

Dr. Renate 
Hellwig 

(CDU/CSU) 


Gibt es Beweise oder Hinweise dafür, daß die zu 
prüfende Änderung des Artikels 24 des Grundge- 
setzes (s. Artikel 5 Einigungsvertrag) von unseren 
Partnern insbesondere in der Europäischen Ge- 
meinschaft als im Widerspruch zu Verpflichtun- 
gen oder zu Erklärungen befindhch angesehen 
wird, die sich auf die Fortsetzung und Verstär- 
kung der europäischen Einigungspohtik bezie- 
hen und die von der Bundesregierung und von 
einigen im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien im Zusammenhang mit der deutschen 
Einigung eingegangen oder abgegeben worden 
sind? 


1 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 19, Dezember 1991 


Eine Entscheidung darüber, ob Artikel 24 GG in die Verfassungsänderun- 
gen einbezogen werden soll, die in Durchführung des Einigungs Vertrages 
oder als Folge der Regierungskonferenzen über die Politische Union und 
die Wirtschafts- und Währungsunion anstehen, ist noch nicht getroffen. 

Das Thema Artikel 24 ist bisher nur Gegenstand der innerdeutschen Dis- 
kussion in den hiermit befaßten Fachgremien. Unsere EG- Partner sind von 
dieser Diskussion nicht betroffen bzw. sind, soweit im Auswärtigen Amt 
bekannt ist, hierüber auch nicht unterrichtet. Daher ist die Problematik, 
die sich im Zusammenhang mit Artikel 24 unter integrationspolitischen 
Gesichtspunkten stellen kann, bisher nicht Gegenstand des laufenden 
Meinungsaustauschs in EG-Fragen mit unseren Partnern. Auch die Stän- 
dige Vertretung bei den Europäischen Gemeinschaften in Brüssel hat bis- 
her keine Hinweise seitens der Partner zu diesem Thema erhalten. 

Die Frage kann daher derzeit nur hypothetisch beantwortet werden. 
Unsere Partner werden eine Änderung des Artikels 24 vermutlich als 
innere Angelegenheit der Bundesrepublik Deutschland ansehen und sich 
einer direkten Stellungnahme enthalten. Falls sich die Diskussion jedoch 
weiter konkretisieren sollte, wird sich nicht ausschließen lassen, daß 
unsere Partner sich besorgt die Frage stellen werden, ob mit einer solchen 
Initiative nicht der Versuch unternommen wird, das europapolitische 
Engagement Deutschlands, wie es sich aus dem Grundgesetz und vor al- 
lem auch aus Aussagen deutscher Politiker im Zusammenhang mit der 
deutschen Einigung ergibt, zurückzunehmen. 


4. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Unter dem Aspekt, daß 10000 bis 20000 sowjeti- 
sche Militärangehörige und deren Ehepartner 
voraussichtlich nach ein bis zwei Jahren auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland bleiben 
wollen, frage ich die Bundesregierung, ob sie die 
Auffassung teilt, daß es sinnvoll wäre, wenn die 
deutsche Hilfe für die aus der ehemaligen Sowjet- 
union hervorgegangenen Staaten auch in Form 
von Investitionen für Ausbildungsmaßnahmen 
gewährt würde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 20. Dezember 1991 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß entsprechend den einschlägi- 
gen Vereinbarungen alle sowjetischen Militärangehörigen spätestens bis 
zum 31. Dezember 1994 vom Territorium der Bundesrepublik Deutschland 
abgezogen sein werden. Dies gilt natürlich auch für die Familienangehöri- 
gen der sowjetischen Soldaten. 

Im Rahmen der bilateralen Unterstützung für die Sowjetunion bzw. ihre 
Nachfolgestaaten mißt die Bundesregierung dem Bereich Ausbüdung und 
Umschulung besondere Bedeutung bei. Mit dem Überleitungsabkommen 
vom 9. Oktober 1990 hat sich die Bundesrepublik Deutschland u. a. ver- 
pflichtet, ein sowjetisches Programm zur Umschulung und Ausbildung der 
aus den neuen Bundesländern abziehenden, in die Reserve entlassenen 
sowjetischen Militärangehörigen mit 200 Mio. DM zu unterstützen. 
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Das Programm umfaßt die Ausstattung bzw. Modernisierung von insge- 
samt zehn bereits bestehenden Berufsbildungszentren, Verbesserung des 
Ausbildungsniveaus der sowjetischen Lehrkräfte, Teilnahme deutscher 
Lehrkräfte an Beratungs- und methodischer Hilfeleistung und Entwick- 
lung geeigneter Ausbildungs- und Umschulungsziele, -Inhalte und 
-methoden sowie Lehrmateriahen. 

Das Programm soll auch einen Beitrag zum langfristigen Ausbau der Wirt- 
schaftsbeziehungen mit der Sowjetunion bzw. der aus ihr hervorgehenden 
Staaten leisten. 


5. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Vermittlung von Wissen über marktwirt- 
schaftliche Grundlagen, Fragen der Existenz- 
gründung, Fragen der Privatisierung, Anwen- 
dung moderner Informationsverarbeitung und 
die Vermittlung von Sprachen ein tauglicheres 
Instrument der Hilfe für diesen Personenkreis ist 
als die rein finanzielle oder materielle Unterstüt- 
zung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 20. Dezember 1991 

Ausgebildet werden soll schwerpunktmäßig in handwerklichen, kauf- 
männischen und landwirtschafthchen Berufen. Die Bundesregierung hat 
besonderen Wert darauf gelegt, daß im Rahmen des Programms Qualifi- 
zierungsmöglichkeiten zur Vermittlung kaufmännischer, betriebswirt- 
schaftlicher und marktwirtschaftlicher Befähigungen geschaffen werden. 
Damit sollen die Voraussetzungen für die Gründung selbständiger Hand- 
werksbetriebe sowie Betriebe der Klein- und Mittelindustrie verbessert 
werden. 

Das Programm ist auch Teil einer langfristigen, konzeptionellen Zusam- 
menarbeit mit der UdSSR bzw. ihren Nachfolgestaaten mit dem Ziel, die 
Einführung der Marktwirtschaft zu fördern. 


6. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung mir zu, daß damit 
gleich zwei Probleme in den neuen Bundeslän- 
dern, nämlich Bindung brachliegender Kapazitä- 
ten (Lehrer) und Schaffung von Arbeitsplätzen 
(1 000 Fachleute mit Russischkenntnissen), teil- 
weise bewältigt werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans- Werner Lautenschlager 
vom 20. Dezember 1991 

Die Bundesregierung hat gegenüber der sowjetischen Seite stets den 
Wunsch unterstrichen, Bildungseinrichtungen in den neuen Bundeslän- 
dern für die Durchführung standortbegleitender Ausbildungs- und Um- 
schulungsmaßnahmen zu nutzen. In der bilateralen Vereinbarung wurde 
auf Initiative der Bundesregierung vorgesehen, daß „in Übereinstimmung 
mit den Wünschen der sowjetischen Seite in begrenztem Umfang Ausbil- 
dungsmaßnahmen und Deutschsprachkurse im Aufenthaltsgebiet der 
sowjetischen Truppen vorgesehen werden" können. Dabei hat die Bun- 
desregierung natürlich daran gedacht, den in den neuen Bundesländern 
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vorhandenen Sachverstand und die Sprachkenntnisse für das Ausbil- 
dungs- und Umschulungsprogramm zu nutzen. Die sowjetische Seite 
hatte bislang trotz unseres Drängens stets Vorbehalte gegenüber Maß- 
nahmen im Aufenthaltsgebiet der Westgruppe der sowjetischen Streit- 
kräfte geäußert. Bei den jüngsten Gesprächen hat die sowjetische Seite 
jedoch erkennen lassen, daß sie nun doch eventuell bereit sei, in gewissem 
Umfang standortbegleitende Maßnahmen durchführen zu lassen. Die 
Bundesregierung hat diese Aussagen begrüßt und die sowjetische Seite 
gebeten, ihre Vorstellungen zu Art und Umfang solcher Maßnahmen zu 
präzisieren. Bei der nächsten Sitzung der Gemischten Arbeitsgruppe wer- 
den wir auf Klärung drängen. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß bei der Durchführung des Programms 
in der UdSSR Fachleute aus den neuen Bundesländern substantiell betei- 
ligt sind. 


7. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung in dieser Richtung Mit- 
tel und Wege zur Hilfe für die ehemalige Sowjet- 
union geplant, bzw. was wird sie tun? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 20. Dezember 1991 

Wie oben bereits erwähnt, hat die Bundesregierung im Zeitraum von 1991 
bis 1994 für das Programm zur Ausbildung und Umschulung sowjetischer 
Militärangehöriger 200 Mio. DM zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus 
fördert die Bundesregierung seit 1989 auf der Basis eines entsprechenden 
Abkommens mit der UdSSR bzw. ihren Nachfolgestaaten allgemeine Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen für Fach- und Führungskräfte der Wirt- 
schaft. 


8. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um dem 
Botschaftspersonal der deutschen Vertretungen 
in den Staaten Ost-, Ostmittel- und Südosteuro- 
pas die besondere Lage der Deutschstämmigen in 
diesen Ländern nahezubringen, um ihre selbst- 
verständliche Behandlung als Deutsche zu ge- 
währleisten? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Dezember 1991 

Im Rahmen der amtseigenen Ausbildung werden die Nachwuchsbeamten 
des Auswärtigen Dienstes in den Fächern Geschichte und Staatsangehö- 
rigkeitsrecht auch mit der Situation der Deutschstämmigen in Ost-, Ost- 
mittel- und Südosteuropa vertraut gemacht. 

Das Auswärtige Amt erwartet darüber hinaus von allen Mitarbeitern, daß 
sie sich beim Einsatz an Auslandsvertretungen über die allgemeine politi- 
sche, gesellschafthche und kulturelle Lage ihres jeweihgen Gastlandes 
und gegebenenfalls ganz besonders der dort lebenden deutschen bzw. 
deutschstämmigen Gemeinschaften unterrichten und ihr in ihrem dienst- 
hchen wie außerdienstlichen Verhalten angemessen Rechnung tragen. 
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An die Mitarbeiter der Rechts- und Konsularreferate unserer Vertretun- 
gen in Osteuropa werden angesichts der hohen Zahl von Antragstellern, 
Ratsuchenden und sonstigen Besuchern hohe Anforderungen gestellt. 
Diesen Anforderungen kommen sie mit großem Einsatz und Engagement 
nach. 


9. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Länder sollen aus dem sog. „Sonder- 
fonds" des Ausstattungshilfeprogramms 1991 bis 
1994 gemäß Kapitel 05 02 Titel 68623 jeweils wel- 
che Unterstützung erhalten, und zwar insbeson- 
dere aus jenen Teilen des Fonds, die der Abwick- 
lung ländergebundener Maßnahmen aus dem 
Programm 1988 bis 1990 dienen sowie Bildungs- 
vorhaben, die aus dem Einzelplan 23 nicht mehr 
finanziert werden dürfen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 16. Dezember 1991 

Der Sonderfonds für kleinere, ad hoc anfallende Projekte ist nicht länder- 
gebunden. Eine Planung zu Beginn der Laufzeit des Ausstattungshilfepro- 
gramms 1992 bis 1994 findet daher nicht statt. Ländergebundene Maß- 
nahmen aus dem Programm 1988 bis 1990 sind abgewickelt, Bildungsvor- 
haben, die früher aus dem Einzelplan 23 finanziert wurden, sind nicht 
mehr Bestandteil der Ausstattungshilfe. 


10. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist die mir am 13. November 1991 erteil- 
te Antwort der Bundesregierung (Drucksache 
12/1633), wonach mit Finanzmitteln des Bundes- 
nachrichtendienstes keine Militärgüter in andere 
Staaten geliefert würden, vereinbar etwa mit der 
kürzlich versuchten Panzerlieferung nach Israel 
sowie mit früheren ähnlichen Lieferungen, deren 
Transport jeweils mindestens anteilig zu Lasten 
des BND-Haushalts ging, und ist die Bundes- 
regierung bereit, mir nunmehr die Höhe der ent- 
sprechenden BND-Aufwendungen für Rüstungs- 
güter-Lieferungen aus den letzten zehn Jahren 
zutreffend zu nennen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 16. Dezember 1991 

Die Behauptung, daß der Bundesnachrichtendienst kürzlich eine „Panzer- 
lieferung" nach Israel versucht habe, ist so nicht zutreffend. Der so um- 
schriebene Vorgang stellte ebenso wie die in dem „Bericht der Bundes- 
regierung zur Überlassung von Wehrmaterial aus Beständen der ehe- 
maligen NVA an Israel zum Zwecke der technischen Auswertung" vom 
2. Dezember 1991 erwähnten weiteren Fälle keine militärische Ausstat- 
tungshilfe dar; vielmehr handelte es sich um die leihweise Überlassung 
von fremdem Wehrmaterial zum Zwecke der technischen Auswertung. 

Ein Widerspruch zwischen der am 13. November 1991 erteilten Antwort 
der Bundesregierung und dem von Ihnen genannten - die wehrtechnische 
Zusammenarbeit betreffenden - Vorgang besteht nicht. 
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Fragen nach der Verwendung von Ausgabemitteln des BND (Kapitel 04) 
kann die Bundesregierung grundsätzUch nur in den dafür zuständigen 
Gremien des Deutschen Bundestages beantworten. 


11. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Inhaftierung des in 
der Bundesrepublik Deutschland lebenden türki- 
schen Staatsbürgers Abduhl Kadir Zamur im 
August dieses Jahres in der Region Diyarbakir/ 
Türkei aufgrund der Mitführung eines Schrift- 
stückes in kurdischer Sprache bekannt, und was 
weiß die Bundesregierung über die Umstände 
seiner Inhaftierung und seiner Haftbedingun- 
gen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Dezember 1991 

Das Auswärtige Amt ist über Angehörige von Herrn Zamur sowie auch 
indirekt über die IG Metall über den Fall unterrichtet worden. Eigene Er- 
kenntnisse lagen hier nicht vor. Der Familie Zamur ist als vordringliche 
Maßnahme die Vermittlung oder Empfehlung bei der Beschaffung einer 
angemessenen anwaltüchen Vertretung in Diyarbakir angeboten worden, 
sie hat jedoch hiervon bisher keinen Gebrauch gemacht. 


12. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung in dieser An- 

Uta gelegenheit zu unternehmen? 

Zapf 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Dezember 1991 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin bemühen, Einzelheiten über die 
Umstände der Inhaftierung von Herrn Zamur und seiner Haftbedingun- 
gen in Erfahrung zu bringen. 


13. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 

(CDU/CSU) 


Wo und in welcher Höhe sind im Bundeshaushalt 
Finanzmittel zur Förderung der Lieferung von 
Bibeln z. B. in armenischer, slowakischer, rumä- 
nischer und bulgarischer Sprache nach Ost- 
europa vorgesehen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 18. Dezember 1991 

Das Auswärtige Amt spendet deutschsprachige Literatur, jedoch keine 
Bücher in den genannten Fremdsprachen. Für die Lieferung von Bibeln in 
den genannten Fremdsprachen sind keine Finanzmittel im Bundeshaus- 
halt vorgesehen. 

Das BMI stellt bei Bedarf Mittel für den Ankauf deutschsprachiger Bibeln 
für Deutsche in mittel- und osteuropäischen Aussiedlungsgebieten zur 
Verfügung. Die Evangelische Bibelgesellschaft und das Katholische 
Bibelwerk (beide Stuttgart) lieferten 1991 5,3 Mio. Bibeln und Neue 
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Testamente im Wert von rd. 8,9 Mio. DM in den genannten Sprachen nach 
Mittel- und Osteuropa, die durch Spenden aus aller Welt und Zuschüsse 
der Kirchen finanziert wurden. Darüber hinaus werden von anderen kirch- 
lichen Organisationen (insbesondere den Kirchen in den USA) Druck und 
Verteilung von Bibeln in mittel- und osteuropäischen Sprachen gefördert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


14. Abgeordneter 

Dr. Walter Franz 
Altherr 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderun- 
gen von Heimat vertriebenen aus den jetzt zu Po- 
len gehörenden früheren ostdeutschen Gebieten 
nach Entschädigungszahlungen für verlorenge- 
gangenen Besitz analog zur Entschädigung von 
Alteigentümern auf dem Gebiet der neuen Bun- 
desländer, und erscheint es der Bundesregierung 
nicht auch nur recht und billig, auch diesen ge- 
schädigten Deutschen einen Anspruch auf Ent- 
schädigung zu gewähren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 


Vertriebene, die in den jetzt zu Polen gehörenden Gebieten im Zusam- 
menhang mit ihrer Vertreibung Vermögensverluste erlitten haben, haben 
Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz erhalten, sofern sie die Auf- 
enthaltsvoraussetzungen des Gesetzes erfüllten. Dazu zählen nicht die in 
den neuen Ländern lebenden Vertriebenen. Ob den in den neuen Ländern 
lebenden Vertriebenen im Falle eines Abschlusses des Lastenausgleichs 
eine Leistung außerhalb des Lastenausgleichsgesetzes gewährt werden 
kann, wird z. Z. geprüft. Eine Gleichstellung der Vertreibungs Verluste mit 
den im Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen geregelten Tat- 
beständen ist nicht geboten, weil die in der früheren DDR entzogenen Ver- 
mögenswerte sich nach der Vereinigung im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland befinden und nach Maßgabe des Gesetzes zur Regelung 
offener Vermögensfragen zurückgegeben werden können. 


15. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Welche rechtlichen und organisatorischen For- 
men der grenzüberschreitenden Zusammenar- 
beit von Regionen gibt es derzeit in Europa, und 
welches der Modelle kommt dem Ziel einer politi- 
schen Verankerung der Regionen durch umfas- 
sende grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
aus Sicht der Bundesregierung am nächsten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Das europäische Rahmenübereinkommen über grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften vom 21. Mai 1980 
bildet die rechtliche Grundlage für die grenzüberschreitende Zusammen- 
arbeit in Europa. Dabei gilt jede Abstimmung mit dem Ziele der Stärkung 
und Weiterentwicklung der nachbarschaftlichen Beziehungen zwischen 
Gebietskörperschaften von zwei oder mehr Vertragsparteien sowie der 
Abschluß der dazu erforderlichen Vereinbarungen als grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit im Sinne dieses Abkommens. Es umfaßt hiernach 
rechtlich verbindliche Verträge wie auch rechtlich unverbindliche Ab- 
sprachen. Die Verträge können sowohl völkerrechtlichen als auch nicht- 
völkerrechtlichen Charakter haben. Die organisatorischen Formen richten 
sich nach der rechtlichen Gestaltungsmöglichkeit. Danach ist eine privat- 
rechtliche Ausgestaltung bei Verträgen mit nicht-völkerrechtlichem Cha- 
rakter möglich. 

Dem Ziel einer umfassenden Zusammenarbeit der kommunalen und 
regionalen Gebietskörperschaften kann sowohl eine öffentlich-rechtliche 
als auch eine privatrechtliche Vertragsform in gleicher Weise dienen. 

Im übrigen enthält sich die Bundesregierung einer fachlichen Beurteilung 
von Modellen, die nicht ihrem Zuständigkeitsbereich unterliegen. 


16. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Wären aus Sicht der Bundesregierung noch an- 
dere Organisationsformen möglich und wün- 
schenswert, oder verfolgt die Bundesregierung 
eher die Vereinheitlichung der rechtlichen und 
organisatorischen Grundlagen grenzüberschrei- 
tender Zusammenarbeit in den Regionen Euro- 
pas? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Die gegenwärtig nach dem europäischen Rahmenübereinkommen prakti- 
zierten Formen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sind außer- 
ordentlich vielfältig. Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen 
vor allem des Europarates, durch eine harmonisierte sachgerechte An- 
wendung des europäischen Rahmenübereinkommens zu einer Verbesse- 
rung der rechtlichen und organisatorischen Grundlagen für die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit in Europa beizutragen. 


17. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keit, durch einen Staatsvertrag grenzüberschrei- 
tende Zweckverbände als regionale Planungs- 
einheiten zu ermöglichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen der verfassungsrechtlichen Vor- 
aussetzungen die Bemühungen der Grenzregionen, zu notwendigen und 
und nützlichen Regelungen zu gelangen. Ob solche Regelungen auf der 
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Grundlage von Staatsverträgen oder durch andere Formen der gegensei- 
tigen Absprache erreichbar sind, kommt auf den Regelungsinhalt an. 
Allgemeine Aussagen hierzu sind nicht möglich. 


18. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Welche Chancen sieht die Bundesregierung, 
durch Verhandlungen mit der französischen und 
der schweizerischen Regierung die Bildung einer 
Euregio im Dreiländereck am Oberrhein zu er- 
möglichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Deutschland, Frankreich und die Schweiz arbeiten bereits seit Jahren auf 
allen staatlichen Ebenen grenzüberschreitend eng zusammen. Im Drei- 
ländereck am Oberrhein wurden mit Unterstützung der EG gemeinsame 
Konzeptionen und Programme erarbeitet, für deren Umsetzung auch 
EG -Hilfen vorgesehen sind. Ein Teil dieser Zusammenarbeit entspricht 
den Aktivitäten der EUREGIO im deutsch-niederländischen Grenzraum, 
auch wenn ein vergleichbarer institutioneller Rahmen nicht vorhanden ist. 

Die Euregios sind Zusammenschlüsse kofnmunaler Körperschaften auf 
freiwilliger Basis für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, welche 
die Organisation und Koordinierung gemeinsamer Aktionen zur Aufgabe 
haben. Es ist deshalb Sache der zuständigen regionalen Stellen im Drei- 
ländereck am Oberrhein, eine entsprechende Initiative zur Bildung einer 
Euregio zu ergreifen. 


19. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Ist es richtig, daß seitens des Bundesministers des 
Innern unbeschadet des Personalbedarfs den 
Versetzungswünschen von BGS-Beamten in die 
Polizeien der Länder keine Hindernisse ent- 
gegengesetzt werden, sofern die Länder mit der 
Übernahme der Beamten einverstanden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 18. Dezember 1991 

Nein. 

Versetzungen von Polizeivollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes zu 
den Polizeien der alten Länder erfolgen grundsätzlich nur im Rahmen der 
auf § 8 Abs. 1 Bundespolizeibeamtengesetz beruhenden Verwaltungs- 
vereinbarungen zwischen dem Bundesminister des Innern und den Innen- 
ministern der Länder. 

Diesen im Jahre 1976 geschlossenen Verwaltungs Vereinbarungen liegt 
die Überlegung zugrunde, einerseits für die Einheiten und Verbände des 
bislang überwiegend verbandsmäßig gegliederten Bundesgrenzschutzes 
eine möglichst hohe Zahl lebensjüngerer Beamter für verbandsmäßige 
Einsätze bereitzustellen, andererseits aber lebens- und dienstälteren 
Beamten, denen aus Strukturgründen keine bis zum Ruhestand ausüb - 
bare Tätigkeit im Bundesgrenzschutz (z. B. im Grenzschutzeinzeldienst) 
übertragen werden konnte, ein unmittelbares und prüfungsfreies Über- 
wechseln in Einzeldienstfunktionen der Länderpolizeien zu ermöglichen. 
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Ob und inwieweit die Abgabe von BGS-Beamten an die Landespolizei auf 
der Grundlage der o. a. Vereinbarungen im Zusammenhang mit der 
gegenwärtigen Neustrukturierung des BGS modifiziert werden muß, be- 
darf noch näherer Prüfung. Hierbei sind die Länder einzubeziehen. 


20. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(SPD) 


Aus welchem Grunde ist der für den 4. November 
1991 bekanntgegebene Überleitungslehrgang 
von Polizei vollzugsbeamten des BGS zum Land 
Nordrhein-Westfalen nicht durchgeführt wor- 
den? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 18. Dezember 1991 

Der erste von zwei vorgesehenen Lehrgängen sollte am 4. November d. J. 
beginnen, mußte jedoch auf Anfang Januar 1992 verschoben werden, da 
das Land Nordrhein- Westfalen Ende d. J. nicht genügend Fachlehrer für 
die Unterrichtung der BGS-Beamten zur Verfügung hatte. 


21. Abgeordneter 
Günter 
Graf 
(SPD) 


Vor dem Hintergrund, daß das Land Nordrhein- 
Westfalen bereits planerisch und haushaltsrecht- 
lich die Voraussetzungen für die Übernahme der 
BGS-Beamten geschaffen hat, stellt sich die 
Frage, wann mit dem Beginn eines neuen Über- 
leitungslehrgangs zu rechnen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 18. Dezember 1991 

Der erste Überleitungslehrgang für die BGS-Beamten wird nunmehr am 
6. Januar 1992 beginnen; die erforderlichen organisatorischen Vorberei- 
tungen wurden zwischenzeitlich von der Grenzschutzdirektion in Ko- 
blenz, der für die betroffenen Beamten zuständigen Ernennungsbehörde, 
getroffen. 


22. Abgeordneter Wie wird der Bund seiner Zuständigkeit für die 

Josef Unterbringung Asylsuchender gerecht? 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Die Zuständigkeit für die Unterbringung von Asylbewerbern fällt nach der 
in Artikel 83 GG normierten Kompetenzverteilung in den Aufgabenbe- 
reich der Länder. 


23. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Erkennt der Bund dabei die Zurverfügungstel- 
lung von Bundesliegenschaften als vorrangig 
gegenüber den kommunalen oder privaten Lie- 
genschaften an? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Die in dem parteiübergreifenden Gespräch über eine Reform des Asyl- 
rechts beim Bundeskanzler am 10. Oktober 1991 vereinbarten Zielvorstel- 
lungen sehen vor, daß der Bund den Ländern im Rahmen seiner Möglich- 
keiten durch Bereitstellung freier oder freiwerdender Liegenschaften bei 
der geplanten Einrichtung von zentralen Gemeinschaftsunterkünften 
hilft. Eine Verlagerung der eingangs beschriebenen Zuständigkeiten ist 
damit nicht verbunden. Der Bund benennt den Ländern evtl, in Betracht 
kommende bundeseigene Liegenschaften. Die Länder entscheiden unter 
Beteiligung der Kommunen, ob in einer solchen Liegenschaft eine 
Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber eingerichtet wird. 


24. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt der Bund diesbezüglich die Frage 
der vorrangigen Zurverfügungstellung von Lie- 
genschaften der Deutschen Bundespost und 
der Deutschen Bundesbahn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
^ vom 19. Dezember 1991 

Als Sondervermögen unterliegen Grundstücke der Deutschen Bundes- 
post und der Deutschen Bundesbahn nicht dem Zuführungsgebot an das 
Allgemeine Grundvermögen. Sie müßten unter Beachtung wirtschaft- 
licher Grundsätze käuflich erworben oder angemietet werden. 


25. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Wer wird künftig für die institutioneile Förderung 
der Arbeitsgemeinschaft Staat und Gesellschaft 
e. V. (asg) zuständig sein, und ist sicherge stellt, 
ob die asg ab Januar kommenden Jahres ihre 
rechtlichen Verpflichtungen erfüllen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Für die institutioneile Förderung der Arbeitsgemeinschaft Staat und 
Gesellschaft e. V. (asg) ist ab 1. Januar 1992 die zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern gehörende Bundeszentrale für politische 
Bildung (BpB) zuständig. Im Bundeshaushaltsplan 1992 Einzelplan 06 - 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern - Kapitel 0635 - Bun- 
deszentrale für politische Bildung - sind in Titel 68502 die Mittel für die 
institutionelle Förderung der asg enthalten. Damit ist sichergestellt, daß 
die asg ab Januar 1992 ihre rechtlichen Verpflichtungen erfüllen kann. 


26. Abgeordneter Wie wird die Finanzierung der bildungspoliti- 

Elmar sehen Aufgaben vorgenommen? 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 
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27. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Können die Landesbeauftragten bereits einge- 
gangene Verpflichtungen mit Bildungsstätten, 
Gaststätten und Einrichtungen staatlicher Dienst- 
stellen (z. B. Bundeswehr und Polizei) in den 
ersten Monaten des Jahres 1992 realisieren? 


28. Abgeordneter 

Elmar 

Müller 

(Kirchheim) 

(CDU/CSU) 


Können Landesbeauftragte in der bisherigen 
Form ihre Vortragstätigkeit fortsetzen und so 
dem Steuerzahler durch ihren Einsatz als Refe- 
renten und Seminarleiter im Jahr bis zu 100000 
DM ersparen, da sie keine Honorare erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Neben der institutioneilen Förderung erhält die asg weiterhin Projektmit- 
tel für ihre bildungspolitischen Aufgaben. Die Projektförderung erfolgt ab 
1992 ebenfalls durch die BpB nach den einschlägigen Bestimmungen des 
Haushaltsrechts. Hierdurch wird die wichtige bildungspolitische Arbeit 
der asg auch in Zukunft gewährleistet. 


29. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Vertritt die Bundesregierung neuerdings die Auf- 
fassung, daß es für die Rußlanddeutschen keinen 
„Vertreibungsdruck'' mehr gibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 

Nein. Das Kriterium „Vertreibungsdruck" ist im Bundesvertriebenen- 
gesetz nicht ausdrücklich als Voraussetzung zur Feststellung der Aussied- 
lereigenschaft festgelegt. Das Bundesverwaltungsgericht hat aber in stän- 
diger Rechtsprechung festgestellt, daß Aussiedler nur sein kann, wer die 
Aussiedlungsgebiete wegen der Spätfolgen der allgemeinen Vertrei- 
bungsmaßnahmen unter dem fortdauernden gegen die deutsche Bevölke- 
rung gerichteten Vertreibungsdruck (in der Verwaltungspraxis jetzt als 
Kriegsfolgeschicksal bezeichnet) verlassen hat. Das Gericht versteht dar- 
unter die Vereinsamung der in dem von der deutschen Bevölkerung weit- 
gehend entvölkerten Vertreibungsgebiet Zurückgebliebenen sowie alle 
sonstigen Umstände, die - wie z. B. staatliche Assimilierungsbe Strebun- 
gen - ein Leben als Volksdeutscher in den Vertreibungsgebieten 
erschweren. Nach der Rechtsprechung ist das Kriegsfolgeschicksal im 
Einzelfall widerlegbar zu vermuten. 

Die Situation der Rußlanddeutschen ist gekennzeichnet durch 

- Umsiedlung ganzer Bevölkerungsteile schon während des Zweiten 
Weltkrieges, 

- Deportation aus ihren angestammten Siedlungsgebieten an der Wolga 
nach Sibirien und in die zentralasiatischen Teile der UdSSR bei Aus- 
bruch des Krieges zwischen dem Deutschen Reich und der UdSSR im 
Jahre 1941, 

- Verschleppung in großem Umfang nach Kriegsende. 
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Umsiedlung, Deportation und Verschleppung haben zu Entwurzelung 
und Vereinsamung der Rußlanddeutschen geführt; die veränderten politi- 
schen Verhältnisse nach Kriegsende haben es den verbliebenen Deut- 
schen erschwert, ihre kulturelle Identität als Deutsche zu wahren. Die 
dadurch bedingte grundlegende Erschütterung der Lebensgrundlagen 
der Rußlanddeutschen ist durch die gegenwärtigen Umwandlungen der 
gesellschaftlichen und staatlichen Strukturen in den Siedlungsgebieten 
der Rußlanddeutschen noch nicht aufgehoben worden. 

Deswegen kann bei der Aussiedleraufnahme zur Zeit noch von der wider- 
legbaren Vermutung eines Kriegsfolgeschicksals für Antragsteller aus 
dem Gebiet der UdSSR ausgegangen werden. 


30. Abgeordneter 

Dr. Rupert 
Scholz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß auf 
solche Kündigungen, die gemäß Artikel 20 Abs. 1 
i. V. m. Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 1 Abs. 4 des Einigungsvertrages 
vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 1140) ausgespro- 
chen werden können, zusätzlich das Kündi- 
gungsschutzgesetz angewendet werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 19. Dezember 1991 


Mit den besonderen Kündigungsvorschriften des Einigungsvertrages 
trägt der Gesetzgeber der besonderen Situation der Umstrukturierung der 
öffentlichen Verwaltung im Beitrittsgebiet Rechnung. Als gesetzliche 
Sonderregelungen gehen sie sonstigen kündigungsrechtlichen Vorschrif- 
ten nach Auffassung der Bundesregierung vor. Diese Auffassung wird 
durch ein Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 14. August 1991 
bestätigt; sie ist allerdings umstritten. 

Unabhängig von dieser Rechtslage hat der Bund als Arbeitgeber für sei- 
nen Bereich - ohne daß hierzu eine rechtliche Verpflichtung aus dem 
Einigungsvertrag besteht - festgelegt, daß mutterschutzrechtliche 
Bestimmungen und die im Schwerbehindertengesetz getroffenen kündi- 
gungsschutzrechtlichen Regelungen anzuwenden sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


31. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Verfügt die Bundesregierung, insbesondere der 
Generalbundesanwalt, über weitere dem 1. Par- 
lamentarischen Untersuchungsausschuß bisher 
nicht zur Verfügung gestellte Aktenteile der 
Stasi- Kaderakte von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 23. Dezember 1991 

In den in Betracht kommenden Ressorts der Bundesregierung (Chef des 
Bundeskanzleramtes, Auswärtiges Amt, Bundesminister des Innern, Bun- 
desminister der Finanzen, Bundesminister der Justiz und Bundesminister 
für Wirtschaft) sowie beim Generalbundesanwalt sind weitere, dem 1. Par- 
lamentarischen Untersuchungssausschuß bisher nicht zur Verfügung ge- 
stellte Aktenteile der MfS-Kaderakte von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski nicht bekannt. 


32. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche erfolgreichen Menschenrechtsbeschwer- 
den liegen trotz negativer Kammerentscheidun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts bei dek- 
kungsgleicher Rechtslage vor (Rüdiger Zuck 
„Das Recht der Verfassungsbeschwerde'', 2. Aufl. 
1988, S.318Anm. 23)? 


33. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Fällen und in welchen Rechtsmate- 
rien war dies der Fall? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 23. Dezember 1991 

Die Zulässigkeit einer Beschwerde nach Artikel 25 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) hängt davon ab, daß der Beschwer- 
deführer zuvor erfolglos die innerstaatlichen Rechtsmittel eingelegt hat 
(Artikel 26 EMRK). Nach ständiger Praxis der Konventionsorgane bedeu- 
tet dies auch, daß der Beschwerdeführer Verfassungsbeschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht eingelegt haben muß. In solchen Fällen haben 
allerdings das Bundesverfassungsgericht und die Konventionsorgane 
nicht die in der Frage vorausgesetzte „deckungsgleiche Rechtslage" zu 
beurteilen, weil die Verfassungsbeschwerde nur auf eine Verletzung der 
innerstaatlichen Grundrechte gestützt werden kann, während die Kon- 
ventionsorgane eine Verletzung allein der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention mit ihren Zusatzprotokollen prüfen. Das Grundgesetz 
und die EMRK enthalten aber vielfach ähnlich ausgestaltete Garantien. 
Eine erfolgreiche Verfassungsbeschwerde hilft dann nicht nur dem gerüg- 
ten Grundrechtsverstoß ab, sondern gleichzeitig auch der Verletzung 
einer in der Konvention verankerten Parallelgarantie. 

Seit 1959 (dem Jahr, in dem der Gerichtshof seine Tätigkeit aufgenommen 
hat) hat es fünf Fälle gegeben, in denen der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte eine Verletzung der Konvention bejaht, das Bundesver- 
fassungsgericht hingegen einen analogen Grundrechts verstoß verneint 
hat. 

Drei dieser Fälle betrafen den Vorwurf zu langer Dauer eines gerichtli- 
chen Verfahrens. Während die Vorprüfungsausschüsse des Bundesverfas- 
sungsgerichts jeweils einen Grundrechtsverstoß verneinten, hat der Euro- 
päische Gerichtshof eine Verletzung des Artikels 6 Abs. 1 EMRK jeweils 
bejaht. Es handelt sich dabei um den Fall Bock (Urteil vom 29. März 1989), 
um den Fall Eckle (Urteil vom 15. Juli 1982) und um den Fall König (Urteil 
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vom 28. Juni 1978). Die diesen Fällen zugrundeliegenden gerichtlichen 
Verfahren (Ehescheidungsverfahren, Strafverfahren, verwaltungsge- 
richtliches Verfahren) wurden vom Gerichtshof als unangemessen lang 
und damit als Verletzung des Artikels 6 Abs. 1 Satz 1 („innerhalb einer 
angemessenen Frist") gewertet. 

Im Fall Barthold (Urteil vom 25. März 1985) ging es um ein gerichtliches 
Verbot, das vom Landgericht Hamburg gegen einen Tierarzt verhängt 
worden war und mit dem ihm die Wiederholung bestimmter, für wettbe- 
werbswidrig erachteter Behauptungen in der Öffentlichkeit untersagt 
wurde. Der Beschwerdeführer hatte mit der Verfassungsbeschwerde 
unter anderem die Verletzung seines Grundrechts aus Artikel 5 GG 
(Meinungsfreiheit) erfolglos gerügt. Der Gerichtshof hat dagegen in dem 
angegriffenen Verbot eine Verletzung des Parallelrechts aus Artikel 10 
EMRK (mit 5 : 2 Stimmen) gesehen. 

Im Fall Pakelli (Urteü vom 25. April 1983) ging es darum, ob dem Be- 
schwerdeführer, der gegen seine strafgerichthche Verurteilung Revision 
eingelegt hatte, für die Revisionsverhandlung vor dem Bundesgerichtshof 
ein Pflichtverteidiger hätte bestellt werden müssen. Der Vorprüfungsaus- 
schuß des Bundesverfassungsgerichts hat die Verfassungsbeschwerde 
mangels hinreichender Erfolgsaussicht nicht zur Entscheidung angenom- 
men. Der Gerichtshof hielt dagegen eine Pflichtverteidigerbestellung im 
konkreten Fall für erforderlich und hat darum eine Verletzung des Artikels 
6 Abs. 3 Buchstabe c EMRK festgestellt. 


34. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wird nach Abschluß der Polenverträge und der 
Verträge mit Prag die Bundesrepublik Deutsch- 
land nach dem Verfassungsrecht selbst haftbar, 
wenn sie nicht imstande ist, für die Beseitigung 
des vermögensrechtlichen Unrechts der deut- 
schen Heimatvertriebenen einzutreten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 23. Dezember 1991 

Durch die Verträge mit Polen und der CSFR wird die Wahrnehmung ver- 
mögensrechtlicher Ansprüche der Heimatvertriebenen nicht beeinträch- 
tigt. So heißt es im Briefwechsel zum deutsch-polnischen Vertrag über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 17. Juni 
1991 ausdrücklich: „Beide Seiten erklären übereinstimmend: Dieser Ver- 
trag befaßt sich nicht mit Fragen der Staatsangehörigkeit und nicht mit 
Vermögensfragen. " Eine entsprechende Passage enthält der Briefwechsel 
zu dem am 7. Oktober 1991 in Prag paraphierten Nachbarschaftsvertrag 
mit der CSFR. 

Vor diesem Hintergrund bestehen von Verfassungs wegen keine Haf- 
tungsansprüche der Heimatvertriebenen gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland. Eine Verletzung der Pflicht der Bundesregierung zum 
Schutz deutscher Staatsangehöriger und deren Interessen gegenüber 
fremden Staaten liegt nicht vor. 


35. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Nach welchen Kriterien wird in den neuen Bun- 
desländern die Eigentumsfrage entschieden, 
wenn auf einem ehemals im Volkseigentum 
stehenden Grundstück in Rechtsträgerschaft 
eines OEB Fundament im Rahmen eines Nut- 
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Zungsvertrages ein Gebäude errichtet wurde, 
dessen Wert den des Grundstückes um ein Mehr- 
faches übersteigt und Grundstückseigentümer 
und Errichter des Gebäudes auseinanderfallen? 


Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 30. Dezember 1991 

Die Frage, wem das Eigentum an dem von dem organisationseigenen 
Betrieb (OEB) Fundament (der ehemaligen SED) errichteten Gebäude 
zusteht, richtet sich gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 1 EGBGB nach dem Recht 
der früheren DDR. Danach stand das Eigentum an einem Gebäude grund- 
sätzlich dem Eigentümer des Grund und Bodens zu (§ 295 Abs. 1 ZGB). 
Das galt auch für volkseigene Grundstücke. Allerdings konnte nach § 295 
Abs. 2 ZGB in besonderen Rechtsvorschriften festgelegt werden, daß an 
einem Gebäude besonderes Gebäudeeigentum entsteht. Vorschriften die- 
ser Art sind für OEB - anders als z. B. für Arbeiterwohnungsbaugenossen- 
schaften - nicht erlassen worden. Das Gebäude dürfte deshalb dem 
Grundeigentümer gehören. Hierfür kommt es auf die Wertverhältnisse 
nicht an. Auch der Umstand, daß dem OEB, was rechtlich möglich war, die 
Rechtsträgerschaft verliehen worden ist, ist ohne Bedeutung. 


36. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Hat der Ersteller des Gebäudes in einem solchen 
Fall ein Vorrecht, um Eigentum am Grundstück 
und am Gebäude in Übereinstimmung zu brin- 
gen, oder in welcher Form hat nach geltender 
Rechtslage ein Abgleich der rechtlichen und 
finanziellen Interessen zu erfolgen? 


Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 30. Dezember 1991 

a) Dem OEB als Errichter des Gebäudes steht ein Vorrecht der beschriebe- 
nen Art nicht zu. Es wäre in der Form eines gesetzlichen Vor- oder 
Ankaufsrechts denkbar. Es gab und gibt derartige Rechte zwar in ande- 
ren Bereichen (vgl. z. B. § 5 des Gesetzes über die Umwandlung volksei- 
gener Wohnungswirtschaftsbetriebe in gemeinnützige Wohnungsbau- 
gesellschaften vom 22. Juli 1990, GBl. I S. 901). Für OEB bzw. die jetzi- 
gen Träger deren Vermögens ist das aber nicht vorgesehen. 

b) Der Ausgleich zwischen dem Grundeigentümer und dem OEB bzw. 
dem jetzigen Träger seines Vermögens richtet sich gemäß Artikel 232 
§ 1 EGBGB nach dem Recht der früheren DDR, weil es sich nur um einen 
schuldrechtlichen Ausgleich handeln kann und der ausgleichsaus- 
lösende Tatbestand - die Errichtung des Gebäudes - vor dem 3. Okto- 
ber 1 990 vollendet wurde. 

Danach kommt es für einen Ausgleich zunächst darauf an, ob die 
Errichtun g des Gebäudes vertragskonform war oder nicht. 

Entsprach sie dem Inhalt des Nutzungsvertrages, so richtet sich der 
Innenausgleich zwischen Grundeigentümer und Errichter nach diesem 
Vertrag. Der Vertrag wäre von dem Rechts- oder Vermögensnachfolger 
der ausgebenden Stelle zu erfüllen. Maßgeblich wären die nicht mitge- 
teilten Vereinbarungen aus diesem Vertrag. Enthält dieser Vertrag 
keine Regelungen, so wäre im Wege der ergänzenden Vertragsaus- 
legung festzustellen, ob und in welchem Umfang Ersatz für die in der 
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Errichtung des Gebäudes liegenden Verwendungen zu leisten ist. Dies 
hängt von den Einzelheiten des Vertrags sowie von den Umständen des 
Falls, z. B. auch von der Art des Gebäudes, ab. Eine Aussage dazu ist 
mangels näherer Angaben zum Sachverhalt nicht möghch. 

Entsprach die Nutzung nicht dem Vertrag, wären zunächst die Rege- 
lungen des § 33 Abs. 2 Satz 3 und des § 286 Abs. 4 ZGB über das Eigen- 
tümer-Besitzer-Verhältnis einschlägig. Danach würden aber nur not- 
wendige Verwendungen zu ersetzen sein. Die Errichtung eines Gebäu- 
des gehört im allgemeinen nicht dazu. Es wäre dann noch möghch, daß 
ein Anspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung gemäß §§ 356, 357, 
286 Abs. 4 ZGB besteht. Er würde voraussetzen, daß der Grundeigentü- 
mer ohne Rechtsgrund einen geldwerten Vorteü erlangt. Das wäre bei 
vertragswidriger Errichtung des Gebäudes grundsätzlich der Fall. 
Denkbar wäre aber, auch im Rahmen von §§ 356 f. ZGB die Grundsätze 
der auf gedrängten Bereicherung anzuwenden und auf den subjektiven 
Wert des Gebäudes für den Grundstückseigentümer abzustellen. Das 
kann je nach den Umständen des Falls dazu führen, daß eine Aus- 
gleichspflicht nicht oder eingeschränkt besteht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


37. Abgeordneter 

Hans Gottfried 
Bernrath 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun anläß- 
lich der Tatsache, daß die österreichische Firma 
Böhler AG ihr Tochterunternehmen in Meer- 
busch-Büderich liquidiert und das Grundkapital 
von 57 Mio. DM „steuerunschädlich" nach Öster- 
reich transferiert, und auf welcher rechthchen 
Grundlage oder aufgrund welcher Absprache mit 
der Bundesregierung war dieser Transfer mög- 
lich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 27. Dezember 1991 


Die Verwaltung der Körperschaftsteuer und damit auch die Entscheidung 
in Einzelfällen obhegt den Finanzbehörden der Länder. Die Bundesregie- 
rung hat auch keine Kenntnis von dem der Anfrage zugrundeliegenden 
steuerlichen Sachverhalt. 

Selbst bei Kenntnis dieses Sachverhalts stünde der Stellungnahme in 
einem konkreten Steuerfall das Steuergeheimnis entgegen. 


38. Abgeordneter 

Hans Gottfried 
Bernrath 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß in diesem Zusammenhang gleichzeitig 500 
bis 600 Arbeitsplätze in der Bundesrepublik 
Deutschland verlorengehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 27. Dezember 1991 

In einer offenen Marktwirtschaft, die wie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch ein hohes Maß an weltwirtschaftlicher Integration gekenn- 
zeichnet ist, sind Betriebsverlagerungen von Deutschland ins Ausland 
oder umgekehrt Sache der Unternehmen. Von einer Absprache ist der 
Bundesregierung nichts bekannt. 

Unabhängig davon, welche Gründe in diesem Einzelfall für die Untemeh- 
mensverlagerung und den Verlust von Arbeitsplätzen maßgeblich sind, ist 
es nach Auffassung der Bundesregierung notwendig, die Rahmenbedin- 
gungen für den Investitionsstandort Deutschland zu verbessern; dazu 
gehört insbesondere auch eine Reform der Unternehmensbesteuerung. 


Trifft es zu, daß derzeit beim Bundesfinanzhof 
unter dem Aktenzeichen VI R 41/91 wegen der 
Abschaffung des Arbeitnehmer- und des Weih- 
nachtsfreibetrags ein Verfahren anhängig ist, 
und wird die Bundesregierung auf die Länderfi- 
nanzverwaltungen einwirken, daß die Bearbei- 
tung von Einsprüchen, mit denen sich Steuer- 
pflichtige gegen die Streichung des Arbeitneh- 
mer- und Weihnachtsfreibetrags wenden, im 
Hinblick auf dieses Verfahren ausgesetzt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. Dezember 1991 

Beim Bundesfinanzhof ist unter dem Aktenzeichen VI R 4 1/91 die Revision 
gegen ein Urteil des Finanzgerichts München vom 26. März 1991 anhän- 
gig, mit dem das Finanzgericht es als gesetzeskonform und verfassungs- 
rechtlich unbedenklich bestätigt hat, daß das Finanzamt die Eintragung 
eines Freibetrags von 990 DM auf der Lohnsteuerkarte wegen glaubhaft 
gemachter Werbungskosten in Höhe von 2 990 DM unter Hinweis auf 
§ 39 a Abs. 2 Satz 4 des Einkommensteuergesetzes abgelehnt hat. Da die 
Entscheidung des Streitfalls nicht davon abhängt, ob der Arbeitnehmer- 
Pauschbetrag oder der Wegfall des Arbeitnehmer- Freibetrages für Perso- 
nen, deren Werbungskosten den Arbeitnehmer-Pauschbetrag überschrei- 
ten, verfassungsgemäß ist, hat das Finanzgericht diese Frage auch nicht 
geprüft. Das Revisionsverfahren bietet deshalb nach Auffassung der ober- 
sten Finanzbehören des Bundes und der Länder keinen Anlaß, die Bear- 
beitung von Einsprüchen, die sich gegen die Zusammenfassung des Weih- 
nachts-, des Arbeitnehmer- Freibetrags und des Werbungskosten-Pausch- 
betrags in einem - gegenüber der Summe der früheren Einzelbeträge 
deuthch höheren - Arbeitnehmer-Pauschbetrag richten, ruhen zu lassen. 


39. Abgeordnete 

Anni 

Brandt-Elsweier 

(SPD) 


40. Abgeordneter 

Werner 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Auf welche Größenordnung schätzt die Bundes- 
regierung den Kaufkrafttransfer von West- nach 
Ostdeutschland, der darauf zurückzuführen ist, 
daß im Zuge der Einführung der D-Mark zum 
1. Juli 1990 im Gebiet der Deutschen Demokrati- 
schen Republik aufgrund des Umtauschverhält- 
nisses die Geldmenge (M 3) im gemeinsamen 
Währungsgebiet erheblich stärker - um etwa 
15 Prozent - ausgeweitet wurde, als es dem Zu- 
wachs an Produktionspotential (max. 8 bis 10 Pro- 
zent) entsprach? 


18 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/1893 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 27. Dezember 1991 

Zum Zeitpunkt der Währungsumstellung im Juli 1990 bestanden in der 
damahgen DDR noch keine Möglichkeiten zur Bildung langfristiger - und 
deshalb nicht zur Geldmenge M 3 zählender - Anlageformen. Die Umstel- 
lung des finanziellen Vermögens der ostdeutschen Nichtbanken hatte 
sich deshalb zunächst nur in einer Zunahme der Geldmenge M 3 nieder- 
geschlagen, die um rd. 180 Mrd. DM bzw. rd. 15% des westdeutschen 
Volumens stieg. 

Die anschließende Anpassung im Portfolio- Verhalten der ostdeutschen 
Bevölkerung ließ das durch die Währungsunion zusätzlich geschaffene 
Geldvolumen allmählich auf derzeit schätzungsweise etwa 11,5% des 
westdeutschen Niveaus zurückgehen. 

Das gesamte Geldvermögen (Geldmenge und langfristiges Geldkapital) 
in den jungen Bundesländern liegt derzeit bei etwa 4 % der westdeutschen 
Vergleichsgröße und damit deutlich unterhalb des Anteils beim Produk- 
tionspotential. 

Aus der Währungsumstellung ist deshalb kein Kaufkrafttransfer ableitbar. 
Dieser hat vielmehr durch den Finanztransfer über die öffentlichen Haus- 
halte statt gefunden, der zu einem erheblichen Anstieg der Realeinkom- 
men in den jungen Ländern führte. 

Insgesamt sind von der Währungsumstellung keine Inflationsgefahren 
ausgegangen. Die Deutsche Bundesbank konnte im Rahmen ihrer Geld- 
mengensteuerung die durch die relativ großzügigen Umstellungssätze 
geschaffene Liquidität im Rahmen der stabihtätspolitischen Erfordernisse 
halten. 


41. Abgeordneter 

Eike 

Ebert 

(SPD) 


Bedeutet die Aussage der Bundesregierung, daß 
das Wachstum in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ohne den Einfluß der neuen Länder in der 
alten Bundesrepublik nur 0,5 v. H. reales Brutto- 
sozialprodukt für 1991 und 1992 betragen hätte, 
nicht auch, daß die Wachstumserwartungen bei 
den Steuerschätzungen der Bundesregierung 
erheblich unterschritten worden wären und ggf. 
um wieviel? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 30. Dezember 1991 

Die Bundesregierung hat die direkten Effekte der Vereinigung Deutsch- 
lands auf das Wachstum in den alten Bundesländern für 1991 gegenüber 

1990 im Jahr es wirtschaftsbericht 1991 auf 1 v. H. des realen Bruttosozial- 
produkts geschätzt. Aus heutiger Sicht können dafür 1 V 2 bis 2 Prozent- 
punkte veranschlagt werden. Dies entspricht knapp zwei Dritteln des für 

1991 zuletzt auf gut 3 v. H. prognostizierten Wachstums. Für 1992 wird 
gegenüber dem 1991 erreichten hohen Niveau nicht mit einem zusätzli- 
chen einigungsbedingten Wachstumseffekt in den alten Bundesländern 
gerechnet. Die Bundesregierung läßt sich bei der Vorgabe der gesamt- 
wirtschafthchen Eckwerte für den unabhängigen Arbeitskreis „Steuer- 
schätzungen'' von ehrgeizigen Zielvorstellungen leiten, ohne den Boden 
der Reähtät zu verlassen. Deswegen beteüigt sie sich nicht an Spekulatio- 
nen über fiktive Wachstumsverläufe. 
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Wie bewertet die Bundesregierung vor dem Hin- 
tergrund des Verfassungsgebots der Gleichstel- 
lung von Frau und Mann die durch die Richtlinien 
für die Aufstellung technischer Geschäftspläne in 
der Krankenversicherung von 1951 gedeckte 
„Frauenprämie" in der privaten Krankenver- 
sicherung für Frauen im gebärfähigen Alter, und 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
diese „Frauenprämie" verfassungswidrig ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. Dezember 1991 

In der Bundesrepublik Deutschland wird die private Krankenversiche- 
rung (PKV) nach Maßgabe der Bestimmungen in §§ 11, 12 des Versiche- 
rungsaufsichtsgesetzes (VAG) nach Art der Lebensversicherung betrie- 
ben. Dies bedeutet, daß die Beiträge aufgrund statistischer Erfahrungen 
und unter Beachtung versicherungsmathematischer Grundsätze risikoge- 
recht zu ermitteln sind und der Genehmigung durch das Bundesaufsichts- 
amt für das Versicherungswesen (BAV) bedürfen. 

Wie die Schadenstatistiken der Krankenversicherer, die im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens für die Tarife (Beiträge) zum Nachweis der 
Angemessenheit der Beiträge vorzulegen sind, zeigen, ist das Krankheits- 
risiko einerseits stark vom Alter, andererseits aber auch vom Geschlecht 
abhängig. Das Krankheitsrisiko der Frauen liegt - von höheren Alters- 
gruppen abgesehen - im allgemeinen über dem der Männer. Der Kran- 
kenversicherer muß also bei gleicher tariflicher Leistungszusage mit 
höheren Schadenaufwendungen für Frauen rechnen. Aus dieser unter- 
schiedlichen Gefahrtragung des Versicherers ergibt sich die Notwendig- 
keit, bei der Beitragskalkulation auch das jeweilige Geschlecht zu berück- 
sichtigen. Beitragsunterschiede spiegeln somit die unterschiedhche Lei- 
stungsinanspruchnahme innerhalb der Versichertengemeinschaft wider. 
Dementsprechend ist in den vom BAV aufgestellten „Richtlinien für die 
Aufstellung technischer Geschäftspläne in der Krankenversicherung" 
auch festgelegt worden, daß die Übertragung eines Teiles des Frauenwag- 
nisses auf den Beitrag der Männer (Wagnisverschiebung) nicht zulässig 
ist. Hierbei handelt es sich nicht um eine Maßnahme zur Diskriminierung 
von Frauen, sondern um die Folge des versicherungsmathematischen 
Äquivalenzprinzips, nach dem die Beiträge - aus denen auch die versiche- 
rungstechnischen Rückstellungen zu bilden sind - so berechnet sein müs- 
sen, daß während der Versicherungsdauer die Versicherungsleistungen 
jederzeit erbracht werden können. Dieses Prinzip muß für jede Risiko- 
gruppe im Bestand des Versicherers gelten, d. h. es wird jeweils ein dem 
Risiko der Gruppe entsprechender Beitrag ermittelt. Zu einer Risiko- 
gruppe werden die versicherten Risiken zusammengefaßt, die die glei- 
chen Risikomerkmale aufweisen, wobei folgende Voraussetzungen erfüllt 
sein müssen: 

- Die Risikomerkmale müssen klar abgrenzbar und im Zeitablauf kon- 
stant sein; 

- der Zusammenhang zwischen Risikomerkmal und Erwartungswert der 
Schäden muß erheblich und plausibel sowie statistisch nachweisbar 
sein. 

Ein weiterer Grund für die Beitragsunterschiede zwischen Männern und 
Frauen besteht in der statistisch höheren Lebenserwartung von Frauen, 
die die der Männer um rd. 7 Jahre übersteigt. Bei der in der privaten Kran- 
kenversicherung üblichen Kalkulationsmethode, die den mit zunehmen- 
der Krankheitshäufigkeit im Alter steigenden Leistungsaufwand über die 
gesamte Vertragslaufzeit verteilt, muß die bei Frauen längere Leistungs- 
dauer ebenfalls berücksichtigt werden. 


42. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 
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In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, daß sich die 
geschlechtsspezifischen Risikomerkmale z. B. in der Lebensversicherung 
durch die höhere Lebenserwartung der Frauen dort günstiger auswirken 
und zu beitragsmäßigen Vorteilen führen. 


43. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Schwangerschaft und Geburt nicht allein Frauen- 
wagnis sind, sondern Männer daran ebenso ver- 
antwortlich beteiligt sind, so daß eine Diskrimi- 
nierung zu Lasten der Frauen in der privaten 
Krankenversicherung nicht gerechtfertigt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. Dezember 1991 

Wie die gesamte Individualversicherung beruht auch die PKV auf dem 
Prinzip der Risikoverursachung. Demgemäß sind Schwangerschaft und 
Geburt Risiken, die ausschließlich den Frauen zuzuordnen sind, da nur sie 
dafür medizinische Leistungen in Anspruch nehmen. Im übrigen darf ich 
darauf hinweisen, daß das Risiko der Frauen in der Altersgruppe etwa von 
20 bis 50 Jahre das der Männer um rd. 40 v. H. übersteigt und nur etwa 
10 V. H, auf Mehrleistungen wegen Schwangerschaft und Geburt entfal- 
len. Die restlichen 30% beruhen z. B. auf dem fast doppelt so hohen Medi- 
kamentenverbrauch von Frauen im Alter von 25 bis 30 Jahre und auf 
erhebhch höheren Kosten für zahnärztliche Behandlungen. Beides sind 
Positionen, bei denen durch Schwangerschaft kaum ein höherer Bedarf 
entsteht. 


44. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie wird die Bundesregierung dafür Sorge tra- 
gen, daß durch eine Änderung der Richthnien für 
die Aufstellung technischer Geschäftspläne in 
der Krankenversicherung aus dem Jahre 1951 
klargestellt wird, daß das Geburtskostenrisiko bei 
der Berechnung der Männerprämie und der 
Berechnung der Frauenprämie gleichermaßen zu 
berücksichtigen ist und daß die Übertragung 
eines Teiles des Männerwagnisses auf die Prämie 
der Frauen (Wagnisverschiebung) nicht zulässig 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. Dezember 1991 

Die Bundesregierung ist aus Rechtsgründen nicht in der Lage, das Verur- 
sacherprinzip aufzuheben oder in die Grundlagen der Individualversiche- 
rung einzugreifen. 


45. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung andere Versiche- 
rungsarten und -prämien bekannt, die gegen das 
grundgesetzliche Gleichheitsgebot von Frau und 
Mann verstoßen, und ist die Bundesregierung 
bereit, alle Versicherungen daraufhin überprüfen 
zu lassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. Dezember 1991 

Ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 GG ist weder 
mit der Beitragsdifferenzierung in der PKV noch in anderen Versiche- 
rungsarten verbunden. Dies folgt allein schon daraus, daß die Grund- 
rechte nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richtes in erster Linie Abwehrrechte gegen den Staat sind. Im Rahmen der 
Drittwirkung der Grundrechte könnte allerdings aus Artikel 3 GG i. V. m. 
§21 VAG das Gebot abgeleitet werden, gleiche Sachverhalte gleich zu 
behandeln. Ein derartiger Fall liegt jedoch nicht vor, da bei der Kalkula- 
tion von Versicherungsbeiträgen nicht gleiche Sachverhalte ungleich 
behandelt werden, sondern vorhandenen Unterschieden in angemesse- 
ner Weise Rechnung getragen wird. Dieser Wertung hat sich z. B. das 
Landgericht Koblenz mit Urteil vom 21. März 1989 (vgl. VersR 1989 
S. 1253) angeschlossen. 


46. Abgeordnete 

Anke 

Fuchs 

(Köln) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß bei einer Beibehaltung der 
Gewerbesteuer nach dem Gewerbekapital die 
Übernahme der Steuerbilanzwerte bei der Ein- 
heitsbewertung des Betriebsvermögens nicht nur 
zu einer Minderung der Vermögen- und Erb- 
schaftsteuer, sondern auch zu einer Verminde- 
rung der Gewerbekapitalsteuer führen würde, 
und wenn ja, wie hoch schätzt die Bundesregie- 
rung die sich hierdurch ergebenden finanziellen 
Auswirkungen für Bund, Länder und Gemein- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Dezember 1991 

Der Einheitswert des gewerblichen Betriebs ist der wesentliche Bestand- 
teil der Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeka- 
pital (§ 12 Abs. 1 des Gewerbesteuergesetzes). Soweit die Übernahme der 
Steuerbilanzwerte bei der Einheitsbewertung des Betriebsvermögens zu 
einem niedrigeren Wertansatz führt, bewirkt dies grundsätzlich eine ent- 
sprechende Minderung der Bemessungsgrundlage für die Gewerbekapi- 
talsteuer. 

Die finanziellen Auswirkungen hängen naturgemäß davon ab, ob und 
inwieweit die Gewerbekapitalsteuer als zusätzliche Belastung des im 
Unternehmen eingesetzten Risikokapitals entsprechend dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages zum Steueränderungsgesetz 1992 abge- 
schafft oder gesenkt wird. Bei der theoretischen Annahme der Beibehal- 
tung dieser Steuer betragen die Auswirkungen unter Berücksichtigung 
der Gegenrechnung bei den Ertragsteuern insgesamt ca. 800 Mio. DM im 
Entstehungsjahr 1993. Ihnen ist sicher bekannt, daß nach dem Konzept 
der Bundesregierung im Steueränderungsgesetz 1992 Mindereinnahmen 
der Kommunen durch Gewerbesteuerentlastungen mehr als voll ausgegli- 
chen werden und sich per saldo eine Besserstellung der Kommunen 
ergibt. 


47. Abgeordneter 

Konrad 

Gilges 

(SPD) 


Wie hoch sind die kassenmäßigen Veränderun- 
gen des Steueraufkommens aus Steuerrechts- 
änderungen in den einzelnen Jahren 1989 bis 
1993? 
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48. Abgeordneter Wie verteilen sich diese Mehr- bzw. Minderein- 

Konrad nahmen auf Grund der Steuerrechtsänderungen 

Gilges auf den Bund, die alten Länder und ihre Gemein- 

(SPD) den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Dezember 1991 


Das Steueraufkommen in den Rechnungsjahren 1989 bis 1993 wird grund- 
sätzlich von allen früheren - auch vor 1989 in Kraft getretenen - Rechtsän- 
derungen beeinflußt. Eine Zuordnung ist nicht möglich. 

Die finanziellen Auswirkungen einzelner Steuerrechtsänderungen sind 
jeweils in den jährlich erscheinenden Finanzberichten (Tabelle 14) nach 
Entstehungs- und Rechnungsjahren sowie nach Gebietskörperschaften 
dargestellt. 

Nach den von dieser Bundesregierung zu verantwortenden steuerlichen 
Maßnahmen ab 1982 bis 1991 ergibt sich aufgrund der als Anlage *) beige- 
fügten Entstehungsrechnung für die Steuerzahler per saldo eine Steuer- 
entlastung. Die Addition steuerlicher Auswirkungen verschiedener Jahre 
über einen Zeitraum von fast zehn Jahren erlaubt lediglich eine Tendenz- 
aussage, ist aber von der Größenordnung her aus methodischen Gründen 
nur eingeschränkt aussagefähig. 

Die erheblich abgesenkte Steuerbelastung zeigt sich auch bei der volks- 
wirtschaftlichen Steuerquote. Nach vorläufigen Ist-Ergebnissen hatte sie 
1990 den niedrigsten Stand seit den 60er Jahren. Für 1991 liegen noch 
keine Ist-Ergebnisse vor. 


49. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Wie hoch sind die Steuereinnahmen bei den Steu- 
ern vom Umsatz, die in der Antwort der Bundes- 
regierung auf Frage 18 in Drucksache 12/936 als 
Umverteilung West/Ost mit über 8 Mrd. DM jähr- 
lich angegeben worden sind, nach der neuesten 
Steuerschätzung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. Dezember 1991 


Der bei der Aufteilung des Länderanteils an den Steuern vom Umsatz in 
einen Ost- und einen Westanteil entstehende Umschichtungsbetrag hängt 
vom jeweiligen Aufkommen in Ost und West und von der Einwohnerver- 
teilung ab. 

Nach der letzten Steuerschätzung vom November 1991 ergibt sich für 
1991 ein Betrag von 10,6 Mrd. DM und für 1992 ein Betrag von 11,0 Mrd. 
DM. Die Umschichtung fällt deshalb höher aus als nach der Schätzung 
vom Mai 1991, weil der Arbeitskreis „Steuerschätzungen" das örtliche 
Aufkommen in den alten Bundesländern höher und in den neuen Bundes- 
ländern geringer veranschlagt hat. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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50. Abgeordneter 

Dirk 

Hansen 

(FDP) 


Welche Konversionsmöglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung im Hinblick auf die Schamhorst- 
Kaserne Lüneburg, um schon gegen Ende des 
Jahres 1992 erste kostenwirksame Maßnahmen 
einer geplanten Umsiedlung der Universität 
Lüneburg - unter Einschluß der Errichtung von 
Studentenwohnheimplätzen - auf das von der 
Bundeswehr zu räumende Kasernengelände zu 
reahsieren, damit Haushaltsmittel des Landes 
Niedersachsen für die Erweiterung der Univer- 
sität nicht verfallen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 19. Dezember 1991 

Die Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg wird nach Mitteilung des Bundes- 
ministers der Verteidigung frühestens 1994 in Teilbereichen freigegeben 
und dem Allgemeinen Grundvermögen zur Verwertung zugeführt. Damit 
sind für das Jahr 1992 keine Umsiedlungsmaßnahmen durch das Land 
Niedersachsen möglich. 


51. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Warum behauptet die Bundesregierung, der 
Weihnachtsfreibetrag sei nicht abgeschafft wor- 
den (so Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Grü- 
newald It. Kreiszeitung des Landkreises Diepholz 
vom 3. Dezember 1991), obwohl ausweislich des 
Textes des Einkommensteuergesetzes die bishe- 
rigen gesetzlichen Regelungen zum Weihnachts- 
freibetrag und zum Arbeitnehmer-Freibetrag in 
§ 19 Abs. 3 und 4 Einkommensteuergesetz aufge- 
hoben wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 17. Dezember 1991 

Die Bundesregierung hat stets darauf hingewiesen, daß der bis 1989 gel- 
tende Weihnachtsfreibetrag nicht ersatzlos abgeschafft worden ist. Er ist 
nämlich zusammen mit dem früheren Werbungskosten-Pauschbetrag und 
dem Arbeitnehmer-Freibetrag in einem neuen Arbeitnehmer-Pauschbe- 
trag aufgegangen. 


52. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung widerlegen, daß 
Arbeitnehmer, die über Werbungskosten von 
mehr als 2000 DM verfügen, durch den Arbeit- 
nehmer-Pauschbetrag keinen steuerlichen Vor- 
teil haben, während der Wegfall des Weihnachts- 
und des Arbeitnehmer-Freibetrags von zusam- 
men 1080 DM zu einer S teuer mehrbelastung 
führt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 17. Dezember 1991 

Es trifft zu, daß Arbeitnehmer, deren Werbungskosten mehr als 2000 DM 
betragen, allein durch den Arbeitnehmer-Pauschbetrag keinen steuer- 
lichen Vorteil haben. Andererseits ist durch den Wegfall des Weihnachts- 
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freibetrags und des Arbeitnehmer-Freibetrags auch keine Steuermehrbe- 
lastung eingetreten, weil im Rahmen der Steuerreformgesetzgebung 
gleichzeitig weit überwiegend steuersenkende Maßnahmen in Kraft 
gesetzt worden sind. 


53. Abgeordnete 

Dorle 

Marx 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die sogenannten Behinderten- 
Pauschbeträge in § 33 b Einkommensteuergesetz 
seit dem 1. Januar 1975 nicht mehr erhöht worden 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Dezember 1991 

Ja. 


54. Abgeordnete 

Dorle 

Marx 

(SPD) 


Wann ist die nächste Anpassung vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Dezember 1991 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine Veranlassung, die Pausch- 
beträge für Behinderte anzuheben, weil eine zutreffende Berücksichti- 
gung der behinderungsbedingten Aufwendungen gewährleistet ist. 

Die Pauschbeträge für Behinderte gemäß § 33 b Einkommensteuergesetz 
(EStG) sind keine Freibeträge. Ihre Funktion liegt vielmehr darin, insbe- 
sondere in Fällen geringerer Aufwendungen einen unnötigen Verwal- 
tungsaufwand zu vermeiden. Behinderten, bei denen ein höherer Auf- 
wand anfällt, bleibt es unbenommen, ihre Aufwendungen in tatsächlicher 
Höhe als außergewöhnliche Belastung nach § 33 EStG geltend zu machen, 
wobei diese Aufwendungen dann allerdings nachgewiesen oder glaub- 
haft gemacht werden müssen. Von dieser Möglichkeit wird in der Praxis 
allerdings nur wenig Gebrauch gemacht. 

Bei der Anhebung von Pauschbeträgen ist eine sorgfältige Abwägung 
zwischen dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und et- 
waigen Vereinfachungsvorteilen erforderlich. Ein Verzicht auf den Nach- 
weis von Aufwendungen in größerem Umfang würde das Risiko uner- 
wünschter Mitnahme eff ekte mit der Folge von ungerechtfertigten und 
deshalb unvertretbaren Steuerminderungen erhöhen. Hierdurch sind der 
Anhebung von Pauschbeträgen Grenzen gesetzt, die ohne sachliche Not- 
wendigkeit nicht überschritten werden dürfen. 


55. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Steuereinnahmen in Mrd. DM im Jahr 1991 und 
im Jahr 1992, die beim Bund und den alten Bun- 
desländern und ihren Gemeinden „einigungsbe- 
dingt" auf kommen werden, wenn zwei Drittel 
des realen Wachstums des Bruttosozialprodukts 
von der Bundesregierung als einigungsbedingt 
bezeichnet werden können? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 30. Dezember 1991 


Die Bundesregierung hat die direkten Effekte der Vereinigung Deutsch- 
lands auf das Wachstum in den alten Bundesländern für 1991 gegenüber 

1990 im Jahreswirtschaftsbericht 1991 auf 1 v. H. des realen Bruttosozial- 
produkts geschätzt. Aus heutiger Sicht können dafür 1 V 2 bis 2 Prozent- 
punkte veranschlagt werden. Dies entspricht knapp zwei Drittel des für 

1991 zuletzt auf gut 3 v. H. prognostizierten Wachstums. 

Steuereinnahmen sind nominale Größen und werden grundsätzlich von 
nominalen Größen bestimmt. Unterstellt man analog zum oben dargestell- 
ten Wachstumsimpuls einen ähnlichen einigungsbedingten Anteil an dem 
bei der letzten Steuerschätzung vorgegebenen Anstieg des nominalen 
Bruttosozialprodukts für 1991 von 7 V 2 v. H., dann entspräche dies etwa 
4 V. H. Wendet man darauf die durchschnittliche volkswirtschaftliche 
Steuerquote an, ergeben sich Steuereinnahmen von rd. 24 Mrd. DM für 
alle Ebenen. 

Für 1992 wird gegenüber dem 1991 erreichten hohen Niveau nicht mit 
einem zusätzlichen einigungsbedingten Wachstumseffekt in den alten 
Bundesländern gerechnet. 


56. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wieviel von den Minderausgaben der Jahre 1991 
und 1992, die der Bundesminister der Finanzen in 
dem Interview vom 21. November 1991 in der 
„Welt" genannt hat, gehen auf Minderausgaben 
in den neuen Ländern zurück? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 27. Dezember 1991 


Die von Bundesminister Dr. Waigel genannten Haushaltsentlastungen 
von 13 Mrd. DM setzen sich aus Minderausgaben und steuerlichen Mehr- 
einnahmen zusammen. Eine präzise Aussage darüber, wieviel von den 
Minderausgaben auf die jungen Länder entfällt, wird erst nach einer ein- 
gehenden Auswertung der Abschlußzahlen des Bundeshaushalts 1991 
unter Beteiligung der Ressorts möglich sein. 

Beim Gemeinschaftswerk „Aufschwung Ost" zeichnet sich schon jetzt ein 
sehr hoher Mittelabfluß ab, so daß in diesem Bereich mit keinen wesent- 
lichen Minderausgaben zu rechnen sein dürfte. 

Die Nettokreditaufnahme 1992, die nach dem Entwurf des Bundeshaus- 
halts 1992 bei fast 49,9 Mrd. DM lag, konnte in den parlamentarischen 
Beratungen um rd. 4,5 Mrd. DM auf 45,3 Mrd. DM gesenkt werden. 

Die Verringerung beruht zum überwiegenden Teil auf Einnahme Verände- 
rungen gegenüber dem Regierungsentwurf, insbesondere höheren 
Steuereinnahmen. Soweit die Ausgaben gegenüber dem Regierungsent- 
wurf um rd. 0,5 Mrd. DM abgesenkt wurden, handelt es sich um einen 
Saldo aus einer Vielzahl von Ausgabeerhöhungen und Ausgabe Senkun- 
gen, die im Einzelfall auch die neuen Länder betreffen können. 
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57. Abgeordnete 

Barbara 

Weiler 

(SPD) 


Wie hoch sind die für die Entmunitionierung des 
Geländes der ehemaligen „Muna Hartmanns- 
hain" in Grebenhain/Vogelsbergkreis für das 
Jahr 1992 vorgesehenen Mittel, und wie hoch 
werden diese voraussichtlich in den darauf- 
folgenden Jahren sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 23. Dezember 1991 


Der Bund wird im Rahmen der ihm obliegenden Verkehrssicherungs- 
pflicht die zur allgemeinen Gefahrenbeseitigung auf dem Gelände der 
ehemaligen Munitionsanstalt Grebenhain notwendigen Haushaltsmittel 
zur Verfügung stellen. Für Entmunitionierungsmaßnahmen in den Jahren 
1992/93 sindrd. 6,5 Mio. DM veranschlagt worden. Inwieweit darüber hin- 
aus zusätzliche Maßnahmen erforderlich sind, hängt von den weiteren 
Suchergebnissen ab. 


58. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Welche im 13. Subventionsbericht auf geführten 
Finanzhilfepositionen sind durch die Verabschie- 
dung des Bundeshaushalts 1992 durch den Deut- 
schen Bundestag um jeweils welchen Betrag für 
1992 erhöht worden? 


59. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Welche im 13. Subventionsbericht auf geführten 
Finanzhilfepositionen sind durch die Verabschie- 
dung des Bundeshaushalts 1992 durch den Deut- 
schen Bundestag um jeweils welchen Betrag für 
1992 abgesenkt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 19. Dezember 1991 


In der beigefügten Übersicht*) sind die im Zuge der Verabschiedung des 
Bundeshaushalts 1992 vorgenommenen Änderungen bei den Finanzhil- 
fen des Bundes gegenüber der Darstellung im 13. Subventionsbericht zu- 
sammengestellt. 

Die Erhöhung des Volumens der Finanzhilfen gegenüber dem 13. Subven- 
tionsbericht ist ganz überwiegend auf gezielte Hilfen im landwirtschaft- 
lichen Bereich (+ 1,43 Mrd. DM) zurückzuführen. Bei der Erhöhung des 
soziostrukturellen Einkommensausgleichs und der Anpassungs- und 
Überbrückungshilfen im Beitritts gebiet handelt es sich nicht um neue 
Subventionstatbestände, sondern um Ausgleichsmaßnahmen wegen des 
Auslaufens der zunächst auch für 1992 vorgesehenen Vorsteuerpauscha- 
lierung in der Landwirtschaft. Im Entwurf des Bundeshaushalts 1992 wa- 
ren hierfür entsprechende Mindereinnahmen berücksichtigt. 


*) Vom Abdruck der Übersicht wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schrifthchen Einzelfragen abgesehen. 
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60. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß sich die deutsche Zollverwaltung 
für eigene Grenzabfertigungsbauten am Grenz- 
übergang Waldsassen ausgesprochen hat, und ist 
die Bundesregierung bereit, noch einmal mit den 
tschechischen Behörden über eine gemeinsame 
Anlage zu verhandeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. Dezember 1991 


Bei den Verhandlungen am 29. und 30. Oktober 1991 in Budweis hat die 
Zollverwaltung der Tschechoslowakei dargelegt, daß eine Unterbringung 
der Beschäftigten des Zollamts Waldsassen im Dienstgebäude auf tsche- 
choslowakischem Hoheitsgebiet aus räumlichen Gründen nicht möglich 
sei. Sie hat sich jedoch bereit erklärt, diese Möglichkeit nochmals zu prü- 
fen. 

Nach Einschätzung der deutschen Zollverwaltung sind die Aussichten für 
eine Unterbringung der deutschen Abfertigungsbeamten auf tschechoslo- 
wakischem Hoheitsgebiet nicht sehr günstig. Um keine Zeit zu verlieren, 
sollten deshalb Planungen für ein eigenes Dienstgebäude auf deutschem 
Hoheitsgebiet in die Wege geleitet werden. 

Falls sich allerdings doch noch seitens der Tschechoslowakei die Bereit- 
schaft zu einer gemeinschaftlichen Zollabfertigung auf tschechoslowaki- 
schem Hoheitsgebiet abzeichnet, wird eine solche Lösung bevorzugt wer- 
den. 


61. Abgeordnete 
Uta 
Zapf 
(SPD) 


Auf welchen Abkommen und Verträgen beruht 
(nach Abschluß des Zwei-plus-Vier-Vertrages) 
die US-amerikanische Präsenz auf der Rhein- 
Main-Air-Base? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 19. Dezember 1991 


Die Rhein-Main -Air- Base ist den US-Streitkräften aufgrund einer Verein- 
barung zwischen dem Bundesministerium der Finanzen und den US- 
Streitkräften vom 10. /18. November 1959 sowie der hierzu ergangenen 
sechs Nachtragsvereinbarungen zur Nutzung überlassen. Die Verein- 
barung beruht auf den zwischenstaatlichen Verträgen über die Statio- 
nierung der verbündeten Streitkräfte im Bundesgebiet. 

Die Regelungen über die Nutzung der Air-Base gelten auch nach dem 
Abschluß der im Zusammenhang mit der deutschen Einigung geschlosse- 
nen völkerrechtlichen Verträge fort. 


62. Abgeordnete Unter welchen Voraussetzungen sind diese 

Uta Abkommen und Verträge kündbar? 

Zapf 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 19. Dezember 1991 


Die Vereinbarung kann gekündigt werden, wenn 

- angemessener und für Zwecke der amerikanischen Streitkräfte aus- 
reichender Ersatz zu vernünftigen Bedingungen verfügbar wird, 

- die amerikanischen Streitkräfte das Gelände für militärischen Luftver- 
kehr nicht mehr benutzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


63. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Region 

Horst Bayreuth durch den geplanten Vollabzug der 

Friedrich US-Armee die Reduzierung der Bundeswehr und 

(FDP) Konkurse in der Industrie in wenigen Monaten 

fast 1 000 Arbeitsplätze verliert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. Dezember 1991 


Die US-Armee plant in der Region Bayreuth die Auflösung der Röhrensee- 
Kaserne; es werden rd. 230 Soldaten abgezogen. 

Die Bundeswehr plant dort eine Reduzierung ihrer Standorte um rd. 200 
Soldaten. 

Der Abzug von Soldaten ist nicht gleichzusetzen mit dem Wegfall von 
Arbeitsplätzen in gleichem Umfang. 

Durch die Zusammenlegung der StoV Bayreuth mit der StoV Ebern 
müssen 314 zivile Dienstposten in Bayreuth abgebaut werden; 144 Dienst- 
posten verbleiben in Bayreuth. 

Über Konkurse von Unternehmen in Bayreuth liegen der Bundesregie- 
rung keine Informationen vor. 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß in wenigen Monaten in 
Bayreuth fast 1 000 Arbeitsplätze verlorengehen. 


64. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(FDP) 


Welche konkreten Ausgleichsmaßnahmen kann 
der Bund der Stadt Bayreuth Zusagen, nachdem 
durch die Standortverwaltungsentscheidung in 
Oberfranken kein einziger Hauptsitz einer Stand- 
ortverwaltung mehr besteht, Unterfranken dage- 
gen drei hauptamtliche Standorte für Standort- 
verwaltungen aufweist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 18. Dezember 1991 


Der Bund hat seine Bereitschaft erklärt, Mittel zur Flankierung der wirt- 
schaftlichen Folgen des Truppenabbaus in strukturschwachen Regionen 
zur Verfügung zu stellen. Für die Umsetzung und Durchführung regional- 
wirtschaftlicher Maßnahmen ist jedoch das Land zuständig. Der Bund 
kann keine Zusage für konkrete Ausgleichsmaßnahmen für die Stadt Bay- 
reuth geben. 

Bei den Verhandlungen des Vermittlungsausschusses am 9./10. Dezem- 
ber 1991 wurden zwischen Bund und Ländern keine Entscheidungen über 
die Ausgestaltung des Konversionsprogramms getroffen. Die Verhand- 
lungen sollen Anfang Januar 1992 fortgesetzt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


65. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung 
zur Wärme- und Energiegewinnung aus Bio- 
masse und aus erneuerbaren Energieträgern vor, 
und wie könnte nach Meinung der Bundesregie- 
rung die Verwendung dieser Energieträger stär- 
ker vorangetrieben werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 18. Dezember 1991 

Seit Jahren zielt die Politik der Bundesregierung darauf ab, die Möglich- 
keiten der Energiegewinnung aus Biomasse und aus anderen erneuer- 
baren Energieträgern zu verbessern und deren Verwendung nicht nur im 
landwirtschaftlichen Bereich zu unterstützen. Sie hat dazu auch ausgiebig 
Stellung genommen in ihrer Aufwort auf die Große Anfrage zur Förderung 
und Nutzung erneuerbarer Energiequellen in der Bundesrepublik 
Deutschland, Drucksache 11/2684 vom 20. Juli 1988, die insoweit noch 
Gültigkeit hat. Zur Erarbeitung ihrer Erkenntnisse bedient sie sich dabei 
der Möglichkeiten der 

- Forschungs-, Entwicklungs-, und Demonstrationsförderung, 

- Investitionszulagen und steuerlichen Hilfen, 

- Information und Beratung. 

Zwischenzeitlich sind daraus folgende Erfahrungen abzuleiten: 
Energiegewinnung aus Biomasse 

- Das theoretische Absatzpotential von Biomasse im Energiebereich als 
Brennstoffe (Wärme- und Stromgewinnung) und Treibstoffe (Pflanzen- 
öl und Ethanol) übersteigt bei weitem das Produktionspotential der hei- 
mischen Land- und Forstwirtschaft. 
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- Die technischen Voraussetzungen und Möglichkeiten sind grundsätz- 
lich gegeben und könnten, soweit noch Entwicklungsbedarf besteht, 
mittelfristig geschaffen werden, um Biomasse in einem stärkeren Maße 
als bisher im Energiebereich zu nutzen. 

- Beim Anbau von Energiepflanzen ergeben sich grundsätzlich die glei- 
chen Umweltwirkungen, wie sie die Landwirtschaft auch sonst kenn- 
zeichnen, da es sich kurz- bis mittelfristig um die gleichen Kultur arten 
(Raps, Getreide, Kartoffeln, Zuckerrüben) handeln wird. 

- Vor einer großflächigen Umstellung der Flächennutzung auf einen spe- 
ziellen Energiepflanzenanbau ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen, da daraus keine Mehrbelastung für die Ökosysteme 
resultieren darf. Bei der energetischen Nutzung von Biomasse sind die 
damit einhergehenden Umweltaspekte an denen der konkurrierenden 
Energieträger zu messen. 

- Positive Umwelteffekte ergeben sich beim Einsatz von Biomasse als 
Energieträger, da durch die damit erfolgende Substitution von fossilen 
Energieträgern die Anreicherung der Erdatmosphäre mit CO 2 abge- 
schwächt wird. Bei der Verbrennung von Energieträgern aus Biomasse 
weisen die Luftschadstoffe im Abgas zum Teil günstigere und zum Teil 
schlechtere Werte auf als bei fossilen Energieträgern. 

- Die Bereitstellungskosten für speziell erzeugte biogene Energieträger 
stellen für einen konkurrenzfähigen Absatz zur Zeit eine nur schwer 
überwindbare Schwelle dar. 

- Eine volkswirtschaftliche Gesamtbetrachtung (vor Steuern und sub- 
ventionsbereinigt) ergibt, daß feste nachwachsende Energieträger 
(z. B. Holz, Stroh und ähnliches) im Wärmemarkt bessere Zukunftsper- 
spektiven haben als flüssige Energieträger, wie etwa Ethanol, Metha- 
nol oder Rapsöl. Bei den flüssigen Energieträgern ergeben sich in der 
Regel geringere Energie ausbeuten je Hektar und eine ungünstigere 
Netto-Energiebilanz als bei den festen Energieträgern. 

Die Ausschöpfung des Energiepotentials von Biomasse, Rest- und Abfall- 
stoffen ist sowohl aus agrar- als auch aus umweltpolitischer Sicht anzustre- 
ben, allerdings steht einer breiten Nutzung der Biomasse die derzeit feh- 
lende Wettbewerbsfähigkeit entgegen. 

Energiegewinnung aus anderen erneuerbaren Energieträgern 

- Solaranlagen 

Solaranlagen können in der Regel nicht wirtschaftlich betrieben wer- 
den, wobei ihr Einsatz im landwirtschaftlichen Bereich in den meisten 
Fällen auf die Eigeninitiative des einzelnen Landwirts zurückzuführen 
ist, der solche Anlagen im Eigenbau unter wissenschaftlicher Anleitung 
erstellt. 

Ein interessanter Anwendungsbereich ist z. B. die Lufterwärmung zur 
Trocknung landwirtschaftlicher Produkte wie Heu, Getreide und 
Tabak. 

Wissenschaftliche Begleitprogramme ergaben aber, daß solche Anla- 
gen nur in Ausnahmefällen und bei optimaler Planung wirtschaftlich zu 
betreiben sind. 

- Photovoltaikanlagen 

Wohl kaum ein anderes Gebiet der erneuerbaren Energien erlebt zur 
Zeit einen so starken Aufschwung wie die Photo voltaik. Hauptgrund 
für diese Entwicklung in unseren Breiten ist die finanzielle Unterstüt- 
zung der öffentlichen Hand. 
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Die Technik der photovoltaischen Stromerzeugung ist noch nicht aus- 
gereift und läßt aus Kostengründen einen großflächigen Einsatz nicht 
zu. Die Stromerzeugung durch solche Anlage kostet heute noch ein 
Vielfaches der herkömmlichen Stromerzeugung. Es gibt jedoch Berei- 
che, wo heute schon die Bereitstellung elektrischer Energie durch Pho- 
tovoltaik sinnvoll und auch wirtschaftlich ist. Diese finden sich an 
stromnetzfernen Standorten oder bei der Notwendigkeit einer autarken 
Stromversorgung im Inselbetrieb. Von besonderem Vorteil ist, wenn 
geringe Strommengen im niedrigen Leistungsbereich benötigt werden, 
d. h. bis etwa 2 kW Anschlußleistung. 

- Windkraftanlagen 

Die Windenergie bietet im landwirtschaftlichen Bereich von den 
Grundvoraussetzungen (Gelände, Flächenbedarf, Wohngebiete) für 
den Einsatz regenerativer Energien die besten Voraussetzungen. 
Daher wurden im landwirtschaftlichen Bereich bis heute die meisten 
Windanlagen erstellt, wobei sich neben den mittleren Windkraftanla- 
gen, die vorwiegend zur Erzeugung von Netzstrom oder Heizwärme 
eingesetzt werden, zunehmend kleinere Anlagen im Leistungsbereich 
von etwa 50 W bis 1 kW wachsender Beliebtheit erfreuen. 

Dabei sind für den zu erwartenden Stromertrag und die Leistungsfähig- 
keit nicht Größe und Qualität der Windanlagen entscheidend, sondern 
die Windverhältnisse. 

Neben den Windverhältnissen und der jeweiligen Anlagenkonstruk- 
tion bestimmt aber auch die Art der Endeinspeisung den ntuzbaren 
Ertrag. Viele der landwirtschafthchen Anlagen speisen den erzeugten 
Strom in Batterien ein, womit gegenüber der Einspeisung in das 
öffentliche Netz Energieverluste verbunden sind. 

Durch das Stromeinsparungsgesetz konnte die Wettbewerbssituation 
der Windkraft, wie bei der Wasserkraft, erheblich verbessert werden. 
Darüber hinaus trägt das 250 MW-Windprogramm mit zur Marktfähig- 
keit der Windenergie bei. 

Als erfreulich festzuhalten ist, daß zwischenzeitlich auf dem deutschen 
Markt ca. 20 Anbieter für kleinere Windanlagen vorhanden sind und 
der wachsende Wettbewerb zu einer Verbilhgung der Anlagen führt. 

Bei der Auswahl des Standortes für eine Windkraftanlage ist zu berück- 
sichtigen, daß die zuständige Genehmigungsbehörde die Gesichts- 
punkte der Umweltverträglichkeitsprüfung zu beachten hat. 

- Biogasanlagen 

Die Verfahrenstechnik zur Erzeugung von Biogas durch anaerobe Ver- 
gärung ist weitgehend durch zahlreiche Pilot- und Modellanlagen ge- 
klärt. Auf der Basis dieser Förderung und der dabei gewonnenen wis- 
senschafthchen Ergebnisse ist eine Beurteilung der landwirtschaft- 
lichen Biogaserzeugung durchaus möglich. Diese Erfahrungen zeigen, 
daß es fast immer die gleichen Fehler und Störungen sind, die zu zeit- 
weisen Ausfällen oder zur Stillegung der Anlagen und damit zu Min- 
derleistungen führen. 

Hauptproblem ist die meist fehlende Wirtschaftlichkeit bei den zur Zeit 
relativ niedrigen Vergleichsenergiepreisen und die fehlende Gasnut- 
zung im eigenen Betrieb. Die häufig propagierte Stromerzeugung und 
Netzeinspeisung verursacht bei guter Gasentschwefelung sehr hohe 
Kosten. 

Auch bei optimaler Anlagenerstellung ist ein Gestehungspreis von 
weniger als 0,25 DM/kWh el kaum zu errechnen. In der Praxis gehen 
die abzudeckenden Kosten bis über 1 DM/kWh el. 
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Gemeinschaftsbiogasanlagen haben sich nicht bewährt, da spezifische 
Kostenvorteile größerer Anlagen durch Transportkosten und Hygieni- 
sierungskosten kompensiert werden. 

Außerenergetische Aspekte wie Geruch, Düngerverbesserung, bessere 
Fließfähigkeit, leichtere Handhabung, Hygienisierung, Vernichtung 
von Unkrautsamen und ähnliches sind entweder nicht eindeutig nach- 
weisbar und finanziell nicht bewertbar oder in ihrer Größenordnung 
vernachlässigbar. 

Anlagekosten unter 1500 DM/GV oder 1 500 DM/m3 Faulraum können 
nur bei Eigenbauanlagen erreicht werden, normal liegt dieser Wert 
zwischen 2 000 und 3 000 DM/GV. 

- Wasserkraftanlagen 

Die Wasserkraft, die auch zu den erneuerbaren Energien gehört, trägt 
heute mit etwa 4 % zur Stromerzeugung in Deutschland bei. Sie stellt 
damit, gefolgt von Biomasse, den größten Einzelbereich der erneuer- 
baren Energien bei der Strom- und Wärmeerzeugung dar. Durch das 
Stromeinspeisungsgesetz wurde die Wettbewerbssituation der Wasser- 
kraft erheblich verbessert. Allerdings können auch heute kleine Was- 
ser kr aftanlagen, insbesondere wegen ihrer hohen Investitionskosten, 
in der Regel nicht wirtschaftlich betrieben werden. 

Wie könnte nach Meinung der Bundesregierung die Verwendung dieser 
Energieträger stärker vorangetrieben werden? 

Wie die vorgenannten bisherigen Erfahrungen gezeigt haben, können die 
energetischen Nutzungsformen aus Biomasse und aus erneuerbaren 
Energien aufgrund der bestehenden Wettbewerbsdefizite gegenüber fos- 
silen Energieträgern nicht wirtschaftlich genutzt werden. Es ist eine sehr 
differenzierte Betrachtungsweise der verschiedenen Energielinien, insbe- 
sondere aus nachwachsenden Rohstoffen, erforderlich, wie eine aktuelle 
Untersuchung des Bundesministers für Forschung und Technologie zum 
Stand und den Perspektiven energetischer Nutzung von Biomasse bis zum 
Jahr 2000 und der Bericht des Bundes und der Länder über nachwach- 
sende Rohstoffe des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ergeben haben. 

Erneuerbare Energien haben in den letzten Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland zwar einen gewissen Aufschwung erfahren; dies güt sowohl 
für ihre Verbreitung als auch für die positive Haltung der Öffentlichkeit, 
jedoch war dies nur mit einer verstärkten finanziellen Unterstützung mög- 
hch. 

Das Ziel der Bundesregierung ist, den Beitrag der erneuerbaren Energien 
zur Deckung des Primärenergiebedarfs von derzeit rund 2,5% in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten deutlich anzuheben. Studien sagen vor- 
aus, daß bis zum Jahre 2010 der Beitrag der erneuerbaren Energien an der 
Deckung des Primärenergiebedarfs auf 10% angehoben werden könnte. 
Die Verwendung von Biomasse und anderen erneuerbaren Energien 
könnte mit folgenden Ansatzpunkten noch stärker vorangetrieben wer- 
den: 

1. Durch eine zunehmende Inanspruchnahme des ab 1. Januar des Jahres 
geltenden Stromeinspeisungsgesetzes. 

Durch das neue Stromeinspeisungsgesetz wird die Erzeugung von 
elektrischem Strom aus Biomasse deutlich bessergestellt als bisher. 

2. In dem Vorschlag der EG-Kommission zur Energiesteuer/C02- Abgabe 
sind erneuerbare Energieträger (darunter auch Biomasse) ausgenom- 
men. 
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3. Durch eine Verbesserung der derzeit bereits bestehenden grundsätz- 
hchen Möghchkeiten zum Anbau von Getreide für Nichtnahrungs - 
zwecke auf stillgelegten Flächen. 

Die Bundesregierung hat die Kommission aufgefordert, einen praxisna- 
hen Vorschlag zur Förderung von Energiepflanzen vorzulegen. 

4. Weitere Förderung von FuE-, Modell- und Demonstrationsvorhaben, 
wie z. B. 

- BMFT-Modellversuch für Heizkraftwerke, die mit Biomasse befeu- 
ert werden und Leistungen zwischen 1 MW und etwa 42 MW erbrin- 
gen. 

- BMFT-Breitentest „Bund/Länder - 1000 Dächer-Photovoltaik-Pro- 
gramm". 

- BMFT „ 250 MW Windprogramm " . 

5. Nutzung der Fördermöglichkeiten der Bund-Länder-Maßnahme „In- 
vestitionshüfen zur Energie einsparung und -Umstellung" der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes", nach der Investitionen in den Bereichen der Nutzung von Bio- 
masse und erneuerbaren Energien unter bestimmten Voraussetzungen 
finanziell unterstützt werden. 

6. Forschung und Entwicklung zur Herstellung von Solarzellen sowie 
Demonstrationsanlagen mit dem Ziel einer Steigerung der Wirkungs- 
grade. 

Mit in die Überlegung einzubeziehen ist eine bessere Zusammenarbeit 
mit den einzelnen Bundesländern und der EG. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


66. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 

(SPD) 


In welchem Umfang wurden im Jahr 1991 soge- 
nannte Saisonkräfte aus Mittel- und Osteuropa 
für drei Monate in Deutschland beschäftigt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 23. Dezember 1991 

Bis Mitte Dezember 1991 wurden von der Zentralstelle für Arbeitsvermitt- 
lung insgesamt 123303 Vermittlungen mittel- und osteuropäischer Sai- 
sonarbeiter eingeleitet. Davon entfielen auf Arbeitnehmer aus Jugosla- 
wien 30915, Polen 75656, derCSFR 12613 und Ungarn 4 119. 


67. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 

(SPD) 


Trifft es zu, daß unter diesen Saisonkräften auch 
geringfügig Beschäftigte vermittelt wurden, und 
zwar auf ausdrückliche Veranlassung und Billi- 
gung durch das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 23. Dezember 1991 

Die Vermittlung der Saisonkräfte setzt voraus, daß der Arbeitgeber den 
tariflichen oder ortsüblichen Lohn zahlt, da anderenfalls die Erteilung der 
Arbeitserlaubnis ausgeschlossen ist (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 Arbeitserlaubnis Ver- 
ordnung - AEVO). Die Vermittlung erfolgt aufgrund eines vom deutschen 
Arbeitgeber unterschriebenen standardisierten Arb eits Vertrages, aus dem 
sich die Lohn- und sonstigen Arbeitsbedingungen ergeben. Der in zwei- 
sprachiger Fassung gehaltene Arbeitsvertrag wird dem Arbeitnehmer 
über die Arb eits Verwaltung seines Heimatlandes übersandt. Der Arbeit- 
nehmer kann frei darüber entscheiden, ob er die Beschäftigung unter den 
vom Arbeitgeber angebotenen Bedingungen annehmen wül. 


68. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 

(SPD) 


Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung 
getroffen, um den mißbräuchlichen Einsatz dieser 
Saisonkräfte und insbesondere den mehrfachen 
Einsatz in Deutschland ohne nennenswerte zeit- 
liche Unterbrechung zu verhindern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 23. Dezember 1991 

Ausländische Saisonkräfte werden nur vermittelt, wenn für die Beschäfti- 
gung keine Arbeitsuchenden vom inländischen Arbeitsmarkt zur Ver- 
fügung stehen (§19 Abs. 1 Satz 2 Arbeitsförderungsgesetz - AFG), die 
Arbeits- und Lohnbedingimgen denen vergleichbarer deutscher Arbeit- 
nehmer entsprechen und der Arbeitgeber eine angemessene Unterkunft 
zur Verfügung stellt oder für eine angemessene Unterkunft Sorge trägt. 
Die Einhaltung der Höchstbeschäftigungsdauer der Saisonkräfte von drei 
Monaten im Jahr wird von den Arbeitsämtern durch Befristung der 
Arb eits erlaubnis gewährleistet. Für eine Fortsetzung der Beschäftigung 
über die drei Monate hinaus wird keine Arbeitserlaubnis erteüt. Ab 1992 
ist darüber hinaus eine zentrale EDV-gestützte Erfassung aller Vermitt- 
lungsfälle bei der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in Frankfurt am 
Main vorgesehen. 


69. Abgeordnete 

Dr. Renate 
Hellwig 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß ein Deutschstämmiger aus 
Ungarn nach geltendem Recht für ein und die- 
selbe Erwerbstätigkeit sowohl in Ungarn eine 
Rente beziehen kann als auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, obwohl hier keine Beiträge in 
die Rentenversicherung einbezahlt worden sind 
und als einzige Voraussetzung notwendig ist, daß 
er sowohl in Ungarn als auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland einen Wohnsitz hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 19. Dezember 1991 

Sofern ein deutschstämmiger Aussiedler aus Ungarn zu dem berechtigten 
Personenkreis nach dem Fremdrentengesetz gehört, werden seine in 
Ungarn zurückgelegten Beitragszeiten bei der Berechnung einer Renten- 
leistung aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung berücksich- 
tigt. Ein Rentenanspruch aus der deutschen Rentenversicherung kann 
sich bei Erfüllung der sonstigen leistungsrechtlichen Voraussetzungen, 
wie z. B. Alter und Mindestwartezeit, auch allein aus anrechenbaren Zei- 
ten nach dem Fremdrentengesetz ergeben. 
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Erhält ein Berechtigter mit einer Rente aus der deutschen gesetzhchen 
Rentenversicherung, die ganz oder zum Teil aufgrund von anrechenbaren 
Zeiten nach dem Fremdrentengesetz beruht, für diese Zeiten auch eine 
Rente oder eine Leistung von einem gesetzlichen Rentenversicherungs- 
träger in Ungarn, so ruht die deutsche Rente in Höhe des Betrages der 
ungarischen Rente (umgerechnet in DM). Dies gilt auch dann, wenn - wie 
nach hier vorliegenden Informationen - die ungarische Rente nur bei Auf- 
enthalt (unter Umständen auch vorübergehendem Aufenthalt) in Ungarn 
ausgezahlt wird. Bei Aufnahme des gewöhnlichen Aufenthaltes in Ungarn 
werden nach geltendem Recht Renten nach dem Fremdrentengesetz 
ohnehin nicht dorthin transferiert (vgl. Artikel 23 § 4 des Gesetzes zum 
Staatsvertrag vom 18. Mai 1990). 

Der Berechtigte hat dem deutschen Rentenversicherungsträger bei Zu- 
erkennung einer Rente oder sonstigen Leistung aus der ungarischen 
Rentenversicherung hiervon unverzüglich Mitteilung zu geben. 

Es trifft demnach nicht zu, daß sowohl aus der deutschen gesetzlichen 
Rentenversicherung als auch aus der ungarischen Rentenversicherung 
Rentenleistungen bezogen werden können, die auf den gleichen Zeiten in 
Ungarn beruhen. 


70. Abgeordnete 

Dr. Renate 
Hellwig 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für den Fall, daß dies 
nach geltendem Recht möglich ist, für notwendig, 
in einem Abkommen mit Ungarn sicherzustellen, 
daß für bestimmte Erwerbs- und Beitragszeiten 
nicht zwei Renten parallel gezahlt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 19. Dezember 1991 


Das o. g. Ergebnis, nämlich keine parallele Zahlung einer deutschen und 
ungarischen Rente für dieselbe Versicherungszeit, kann auch bei Ab- 
schluß eines künftigen deutsch-ungarischen Abkommens über Soziale 
Sicherheit, z. B. durch Informationspflichten der beiderseitigen Versiche- 
rungsträger über gezahlte Renten, sichergestellt werden. 


71. Abgeordneter 

Dr, Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Wieweit sind die gesetzgeberischen Vorarbeiten 
auf dem Gebiet des Kolektivarbeitsrechts, des 
Arbeitsvertragsrechts und des Arbeitnehmerhaf- 
tungsrechts gediehen, deren erstmalige Rege- 
lung bzw. Novellierung zuletzt auf dem Deut- 
schen Richtertag angemahnt wurde? 


72. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung 
aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 30. Mai 1990 (1 BvL 2/83 u. a.) gezogen, 
durch das dem Gesetzgeber zur Neuregelung der 
Kündigungsfrist für Arbeitsverhältnisse mit 
Arbeitern (gemäß § 622 Abs. 2 BGB) eine Frist bis 
zum 30. Juni 1993 gesetzt wurde? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 30. Dezember 1991 


Die Bundesregierung beabsichtigt - abgesehen von kleineren Änderun- 
gen insbesondere im Mitbestimmungsrecht zur Umsetzung der steuerli- 
chen EG-Fusions-Richtlinie - keine Regelung des kollektiven Arbeits- 
rechts. 

Im individuellen Arbeitsrecht wird derzeit eine Neuregelung der Kündi- 
gungsfristen und der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall für Arbeiter 
und Angestellte vorbereitet. Das Bundesverfassungsgericht hat bei seiner 
Fristsetzung (30. Juni 1993) berücksichtigt, daß bei einer solchen Neu- 
regelung schwierige Probleme zu lösen sind. 

Priorität haben außerdem die Verbesserung der Vorschriften über die 
Gleichstellung von Frauen und Männern im Arbeitsrecht sowie die Umset- 
zung arbeitsrechtlicher EG -Richtlinien. Darüber hinaus hat der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bundestages in seiner Sit- 
zung am 13. November 1991 beschlossen, die Aufforderung des Bundes- 
datenschutzbeauftragten an die Bundesregierung zu unterstützen, noch 
in dieser Wahlperiode den Arbeitnehmerdatens chutz gesetzlich zu regeln. 


73. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Trifft es zu, daß an ca. 70000 Jugoslawen - trotz 
des Bürgerkrieges - nach wie vor ihre deutschen 
Renten überwiesen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 18. Dezember 1991 


Die deutschen Rentenversicherungsträger zahlen ca. 69000 Renten an 
Berechtigte in Jugoslawien (monatlich rund 30 Mio. DM). Davon gehen 
etwa die Hälfte der Zahlungen an Rentenbezieher in Slowenien und Kroa- 
tien. Hinzu kommen ca. 4500 Renten der deutschen Unfallversicherungs- 
träger (monatlich rund 5 Mio. DM) sowie rund 4 500 Renten der deutschen 
Kriegsopferversorgung (monatlich knapp 1 Mio. DM). 


74. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Wenn ja, kann die Bundesregierung sicherstel- 
len, daß alle Rentenzahlungen ihre Empfänger 
erreichen, oder wäre es nicht sinnvoller, die 
Gelder einzufrieren, solange die Gefahr einer 
mißbräuchlichen Verwendung nicht auszuschlie- 
ßen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 18. Dezember 1991 

Rentenzahlungen sind für den Lebensunterhalt der Berechtigten von 
wesentlicher Bedeutung. Deshalb sieht die Bundesregierung - abgesehen 
von rechtlichen Verpflichtungen - eine Aussetzung von Zahlungen schon 
aus humanitären Gründen nur dann als gerechtfertigt an, wenn es zu 
wesentlichen Störungen des Zahlungsverkehrs kommt. 
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Bisher ist es nach den Ermittlungen der Bundesregierung zur Auszahlung 
der Renten gekommen, wenngleich hierbei auch Verspätungen auf treten 
und die Renten teilweise nicht in D-Mark, sondern zum offiziellen Kurs in 
Dinar ausgezahlt werden. Nach einer Intervention von Bundesminister Dr. 
Norbert Blüm hat der zuständige jugoslawische Bundessekretär für Ar- 
beit, Gesundheit, Invaliden- und Sozialpolitik, Rasida Cacic, eine korrekte 
Auszahlung der Renten an die Berechtigten in D-Mark zugesagt. 

Nachdem inzwischen bei einer Korrespondenzbank nicht mehr gesichert 
erscheint, daß Berechtigte auf diesem Weg ihre Rente erhalten, mußte die 
Zahlung von ca. 10 000 Renten in bestimmte Republiken und Gebiete (Ser- 
bien, Montenegro, Vojvodina und Kosovo) ab Januar 1992 vorläufig 
gesperrt werden, bis die Schwierigkeiten behoben sind. 

Inzwischen lassen über 8 000 Rentenempfänger in Jugoslawien ihre Ren- 
tenzahlungen auf Auslandskonten überweisen. Dieser Weg steht jedem 
Rentenempfänger offen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


75. Abgeordneter Welche Pläne der Umgliederung des Stabsmusik- 

Dr. h. c. Adolf korps der Bundeswehr bestehen ab 1994? 

Herkenrath 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 18. Dezember 1991 

Für eine Umgliederung des Stabsmusikkorps der Bundeswehr liegen zur 
Zeit keine konkreten Planungen vor. Sicher ist dabei jedoch, daß das 
Stabsmusikkorps aufgrund seiner zentralen Bedeutung für den protokol- 
larischen Dienst erhalten bleiben wird. Wesentliche Änderungen im Per- 
sonalumfang sind nicht zu erwarten. 


76. Abgeordneter 

Dr. h. c. Adolf 
Herkenrath 

(CDU/CSU) 


Können die Soldaten des Stabsmusikkorps damit 
rechnen, daß sie ihre Arbeitsstätte als Musikkorps 
und Orchester in der Region Bonn beibehalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 18. Dezember 1991 

Für die Soldaten des Stabsmusikkorps kann heute keine verbindliche 
Garantie dahin gehend ausgesprochen werden, daß sie ihre Arbeitsstätte 
als Musikkorps in der Region Bonn behalten werden. Im Zuge der Reali- 
sierung der Hauptstadtfunktion von Berlin könnte es erforderlich werden, 
das Stabsmusikkorps von Bonn nach Berlin verlegen zu müssen. Hierzu 
hegen z. Z. weder Planungsdaten noch andere konkrete Überlegungen 
vor, da zunächst ein Gesamtkonzept zur Ausformung von Berlin als Sitz 
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der Bundesregierung in der Hauptstadtfunktion zu erarbeiten ist. Diese 
Aussage bezieht sich sowohl auf das Stabsmusikkorps wie auch auf das 
Wachbataillon. Sie wurde durch den Bundesminister der Verteidigung am 
5. August 1991 im Zusammenhang mit der Stationierung der Bundeswehr 
veröffentlicht. 


77. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wie viele Kriegsdienstverweigerungsverfahren, 
differenziert nach Ausschüssen und Kammern für 
Kriegsdienstverweigerer, sind vom 1. März bis 
31. Oktober 1991 nach Aktenlage entschieden 
worden, und wie viele nach einer persönlichen 
Anhörung der Antragsteller? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 6. Dezember 1991 


Nach den Erhebungen des Bundeswehrverwaltungsamtes sind in der Zeit 
vom 1. März 1991 bis zum 31. Oktober 1991 durch die Ausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerung insgesamt 38679 Anträge auf Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer entschieden worden, davon 24960 nach Ak- 
tenlage und 13719 nach einer persönlichen Anhörung der Antragsteller. 

Erhebungen über die Zahl der durch die Kammern für Kriegsdienstver- 
weigerung getroffenen Entscheidungen erfolgen nicht monatlich, son- 
dern nur quartalsweise; hierbei erfolgt auch keine Differenzierung zwi- 
schen Entscheidungen nach Aktenlage und nach persönlicher Anhörung 
der Antragsteller. 

Nach den vorliegenden Quartalszahlen für die Zeit vom 1. Januar bis zum 
30. Juni 1991 ist in 639 Widerspruchsverfahren eine Entscheidung getrof- 
fen worden. Eine telefonische Umfrage bei den Kammern für Kriegs- 
dienstverweigerung ergab, daß die Entscheidungen in ca. 30 v. H. dieser 
Verfahren nach Aktenlage, in ca. 70 v. H. nach einer persönlichen An- 
hörung der Antragsteller erging. Der hohe Anteil der Entscheidungen 
nach persönlicher Anhörung ist darauf zurückzuführen, daß 599 der 639 
Verfahren vor den Kammern von Antragstellern veranlaßt sind, die von 
den Prüfungsausschüssen nicht anerkannt worden waren. In diesen Fällen 
waren die Antragsteller bereits ausnahmslos vor den Ausschüssen persön- 
lich anzuhören, weil ein Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverwei- 
gerer nur nach einer persönlichen Anhörung des Antragstellers abgelehnt 
werden darf. 


78. Abgeordnete 

Vera 

Wollenberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Seit wann gibt es den im Informationsblatt „Bun- 
deswehr-aktuell" vom 19. November 1991 er- 
wähnten deutsch- argentinischen Austausch, und 
welche Einheiten oder Verbände der Bundes- 
wehr unterhalten die „engen Beziehungen" zwi- 
schen den Streitkräften? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 19. Dezember 1991 

Die Überreichung von Bestpreisen an die Lehrgangsbesten der Offizier- 
lehrgänge der 3 Teilstreitkräfte in Argentinien und der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgt durch Heer und Marine seit Anfang der 60er Jahre, 
durch die Luftwaffe seit 1956. Die Übergabe erfolgte zumeist auf Botschaf- 
terebene. Verbände oder Einheiten der Bundeswehr unterhalten keine 
engen Beziehungen zu den argentinischen Streitkräften. 
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79. Abgeordnete 

Vera 

Wollenberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welcher Bereich des argentinischen Militarismus 
erscheint der Bundesregierung erstreb ens- und 
damit auszeichnungswert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 19. Dezember 1991 

Durch die Bestpreise werden jährlich Lehrgangsteilnehmer ausgezeich- 
net, die beim Offizierlehrgang als Beste ihres Jahrgangs abgeschnitten 
haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Famiiie 
und Senioren 


80. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Weshalb ist die Literaturstudie „Zur Sozialisation 
von unerwünschten Kindern", die am 31. Januar 
1980 als Abschlußbericht eines Forschungspro- 
jekts von Prof. Dr. Gerhard Amendt und Michael 
Schwarz im Auftrag der Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung vorgelegt wurde, nicht 
veröff enthcht worden, obwohl sie mit öffentiichen 
Mitteln gefördert wurde, und hält die Bundes- 
regierung die Ergebnisse der Studie für politisch 
unerwünscht oder wissenschaftlich bedenklich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 20. Dezember 1991 

Die Literaturstudie „Zur Sozialisation von unerwünschten Kindern" ist 
nicht veröffentlicht worden, weil die Studie den Verantworthchen in der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung und den 1980 im Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit Verantwortlichen in 
ihren Ergebnissen zu wenig abgesichert und in ihren Schlußfolgerungen 
widersprüchlich erschien. Weitere Hinweise enthält die Antwort der Bun- 
desregierung zur Großen Anfrage der Abgeordneten Schoppe u. a. und 
der Fraktion DIE GRÜNEN betr. „Sozialisation von unerwünschten Kin- 
dern" vom 5. Oktober 1990 (Drucksache 11/8145). 


81. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Ist eine Fortschreibung des Forschungsprojektes 
„Zur Sozialisation von unerwünschten Kindern" 
vorgesehen, und ist nach Abschluß eine Ver- 
öffentlichung der Forschungsergebnisse geplant? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 20. Dezember 1991 

Eine Fortschreibung des Forschungsprojekts, das der Frage zugrunde 
liegt, ist nicht vorgesehen. Zur Begründung wird auf die o. a. Große 
Anfrage verwiesen. 
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82. Abgeordneter 

Dr. Dietmar 
Matteme 

(SPD) 


In welchem Umfang werden in den neuen 
Bundesländern Einrichtungen einerseits von öf- 
fentlichen Trägern und andererseits von freien 
Trägern (z. B. Wohlfahrts verbänden) betrieben? 


Antwort des Staatssekretärs Albrecht Hasinger 
vom 17. Dezember 1991 

Statistische Unterlagen dazu stehen nicht zur Verfügung. Vor der Wende 
hielten die freien Träger um 10 % der Einrichtungen bzw. Plätze in Ein- 
richtungen. Der Anteil steigt seitdem nach Regionen und Bereichen unter- 
schiedlich. Einzelne Aufstellungen der freien Träger vermitteln noch kein 
repräsentatives Bild. 


83. Abgeordneter 

Dr. Dietmar 
Matterne 

(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die Unsicherheiten bei der Finan- 
zierung sozialer Einrichtungen, insbesondere der 
Sozialstationen und der Kindertagesstätten, in 
den neuen Bundesländern zu beseitigen? 


Antwort des Staatssekretärs Albrecht Hasinger 
vom 17. Dezember 1991 

Nach der Kompetenz Verteilung des Grundgesetzes ist es Aufgabe der zu- 
ständigen Behörden in den Bundesländern, für den Auf- und Ausbau von 
Sozialstationen Sorge zu tragen. Um den besonderen Schwierigkeiten in 
den neuen Ländern Rechnung zu tragen, hat die Bundesregierung zur Fi- 
nanzierung der Investitionskosten im Rahmen ihres Soforthilfe-Program- 
mes für die Alten- und Behindertenhilfe in den neuen Bundesländern im 
Jahre 1990 20 Mio. DM und 10 Mio. DM im Jahre 1991 zum Aufbau von 
Sozialstationen durch die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege zur 
Verfügung gestellt. Damit konnten mehr als 700 Sozialstationen errichtet 
werden. 

Das Personal der Sozialstationen in den neuen Ländern wird gegenwärtig 
überwiegend aus ABM-Mitteln finanziert. Zumeist sind die Maßnahmen 
für ein Jahr beantragt oder bewilligt, z. T. mit der Zusage der Verlänge- 
rung um ein Jahr. 

Spätestens mit dem schrittweisen Auslaufen der AB M- Finanzierung ist es 
nach Auffassung der Bundesregierung erforderlich, die Sozialstationen in 
die Regelfinanzierung zu überführen. Soweit die Kosten der Sozialstatio- 
nen nicht durch Zahlungen der Krankenkassen, Träger der Sozialhilfe 
oder auch Eigenmittel der Träger gedeckt werden können, ist es Angele- 
genheit der Länder und Kommunen, die erforderlichen Mittel zur Verfü- 
gung zu stellen. Nach Auffassung der Bundesregierung wird beim weite- 
ren Auf- und Ausbau der Sozialstationen insbesondere auf eine hinrei- 
chende Auslastung auch unter strukturellen Gesichtspunkten zu achten 
sein. 

Entsprechend der Kompetenz Verteilung des Grundgesetzes fällt auch in 
den neuen Bundesländern die Finanzierung der Tage Seinrichtungen für 
Kinder in die Zuständigkeit der Kommunen. Eine Finanzierungskompe- 
tenz des Bundes besteht nicht. Die Länder unterstützen die Kommunen 
auf der Basis von Gesetzen über Tageseinrichtungen für Kinder bzw. von 
entsprechenden Richtlinien bei der Erfüllung ihrer Aufgaben durch die 
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Übernahme eines Teils der Kosten, Auch freie Träger haben Anspruch auf 
Mittel, die Länder und Kommunen für Bau und Betrieb von Tageseinrich- 
tungen für Kinder zur Verfügung stellen. 

Eine Hüfe bei der Finanzierung laufender Kosten von Tageseinrichtungen 
für Kinder in den neuen Bundesländern liegt in der Inanspruchnahme von 
ABM-Mitteln. Auf Initiative des Bundesministeriums für Frauen und 
Jugend und in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung hat die Bundesanstalt für Arbeit einen Erlaß an alle 
Landesarbeitsämter und Arbeitsämter zur Förderung von ABM in Kinder- 
betreuungseinrichtungen herausgegeben. 


84. Abgeordneter 

Dr. Hans-Jochen 
Vogel 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung der vom Sozialreferat 
der Landeshauptstadt München im November 
1991 vorgelegte Münchener Armutsbericht '90 
bekannt? 


Antwort des Staatssekretärs Albrecht Hasinger 
vom 30. Dezember 1991 

Der Bundesregierung liegen lediglich Berichte aus der regionalen Presse 
über den Inhalt des Münchener Armutsberichts '90 vor. Der Bericht ist ihr 
bisher nicht übersandt worden. Regionale Daten im Länderzuständig- 
keitsbereich können im übrigen von der Bundesregierung nicht überprüft 
werden. 


85. Abgeordneter 

Dr. Hans-Jochen 
Vogel 

(SPD) 


Gilt die dort getroffene Feststellung, daß „trotz 
allgemeiner positiver wirtschaftlicher Entwick- 
lung und steigender Einkommen bestimmte 
Bevölkerungsgruppen erheblichen wirtschaftli- 
chen oder einkommensmäßigen Benachteiligun- 
gen ausgesetzt sind" und diese Entwicklung sich 
weiter fortsetzt, nur für München, oder teüt die 
Bundesregierung die in dem gleichen Bericht 
vertretene Auffassung, daß auf Bundes- wie auf 
Landesebene eine qualifizierte Armutsberichter- 
stattung und ein integriertes Konzept zur Be- 
kämpfung von Armut fehlt, das nicht auf Symp- 
tombekämpfung ausgerichtet ist, sondern an den 
Ursachen ansetzt? 


Antwort des Staatssekretärs Albrecht Hasinger 
vom 30. Dezember 1991 

Die Bundesregierung teilt die im ersten Teil der Frage zum Ausdruck kom- 
mende Einschätzung, daß bestimmte Bevölkerungsgruppen erheblichen 
wirtschaftlichen oder einkommensmäßigen Benachteiligungen ausge- 
setzt sind und diese Entwicklung sich weiter fortsetzt, nicht. Aufgrund der 
positiven Wirtschaftsentwicklung seit 1982/1983 konnte alle Teile der 
Bevölkerung ihre wirtschaftliche Lage erheblich verbessern. Infolge des 
lang anhaltenden wirtschafthchen Aufschwungs und der damit verbunde- 
nen Konsolidierung der Öffentlichen Haushalte waren zahlreiche umfang- 
reiche Leistungsverbesserungen im Sozialbereich möglich, gerade auch 
in der Sozialhilfe. Ältere Menschen ab 60 Jahren und Alleinerziehende mit 
einem Kind unter sieben Jahren erhalten seit 1985 Mehrbedarfszuschläge, 
die Kaufkraft der Regelsätze ist in den letzten Jahren regelmäßig gestie- 
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gen. Eine Reihe von Leistungen der Sozialhilfe ist dynamisiert, der Ver- 
mögensschutz wurde erweitert. Die Summe aller Sozialleistungen belief 
sich 1990 auf 678,5 Mrd. DM. Im Vergleich zu den Ausgaben 1982 kommt 
dies einer Zunahme von 151,1 Mrd. DM gleich. 

Die heute noch zu beobachtende Armut ist nicht monokausal zu erklären. 
Vielmehr gibt es für die verschiedenen Situationen spezifische Ursachen, 
bei denen im Rahmen der Sozialpolitik angesetzt werden muß. Hierfür 
sind auf Landes- wie auch auf kommunaler Ebene nach Kenntnis der Bun- 
desregierung Konzepte entwickelt worden. Dies bestätigt der kürzlich 
vom bayerischen Staatsministerium für Arbeit, Frauen und Sozialordnung 
vorgelegte umfangreiche Bericht „Bayerische Sozialpolitik 1990" insbe- 
sondere mit Ausführungen zur Hilfe zur Arbeit und über Maßnahmen bei 
Üb ers chuldungssituatio nen. 

Die Bundesregierung teilt darüber hinaus nicht die Auffassung, daß auf 
Bundesebene eine qualifizierte Armutsberichterstattung und ein inte- 
griertes Konzept auf diesem Gebiet fehlen. Der regelmäßig vorgelegte 
Sozialbericht der Bundesregierung beschreibt, erläutert und begründet 
ihre konkreten Maßnahmen und Vorhaben auf dem Gebiet der Sozialpoli- 
tik. In diesem Rahmen beschäftigt er sich ausführlich mit der Politik gegen 
Arbeitslosigkeit und für Arbeitslose, für Sozialhilfeempfänger, für Behin- 
derte, kranke Menschen und Pflegebedürftige, für alte Menschen, 
Frauen, Familien und Ausländer. Daneben informiert die Bundesregie- 
rung Parlament und Öffentlichkeit durch eine Reihe von Einzelberichten 
über besondere Lebenssituationen der Bürger (z. B. Wohn- und Mietenbe- 
richt, Familienbericht, Altenbericht usw.). Im Rahmen ihrer Kompetenzen 
hat sie in der Vergangenheit eine Reihe von Forschungsvorhaben zu Ar- 
mutsfragen zur Entwicklung von Handlungsempfehlungen gefördert. Zur 
Zeit fördert der Bundesminister für Familie und Senioren ein Forschungs- 
vorhaben, das Möglichkeiten zur Überwindung von Sozialhilfebedürftig- 
keit untersucht und dessen Ergebnisse Mitte des nächsten Jahres vorlie- 
gen werden. 


86. Abgeordneter 

Dr. Hans- Jochen 
Vogel 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, ein solches 
Konzept zu entwickeln und sich für eine bundes- 
weite Armutsberichterstattung einzusetzen? 


Antwort des Staatssekretärs Albrecht Hasinger 
vom 30. Dezember 1991 


Die Bundesregierung stellt, wie sich aus der Antwort auf Frage 83 ergibt, 
insgesamt schon jetzt eine Fülle von Informationen zusätzlich zu den Be- 
richten auf Kommunal- und Landesebene zur Verfügung, die es ermögli- 
chen, soziale Problemlagen zu beurteilen und sozialpolitische Entschei- 
dungen sachgerecht zu treffen. Einer zusammenfassenden Beschreibung 
der Lebenssituation benachteiligter Bevölkerungsgruppen bedarf es da- 
neben nicht mehr. 

In diesem Zusammenhang muß auch gesehen werden, daß eine allge- 
meingültige Armutsdefinition nicht möglich ist. Armut kann nicht pau- 
schal betrachtet und beschrieben werden. Armutslagen lassen sich nur 
differenziert darstellen, z. B. als Folge von Erwerbslosigkeit oder Behinde- 
rung, Nichtinanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen, Überschuldung, 
Obdachlosigkeit oder Nichtseßhaftigkeit. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Frauen 
und Jugend 


87. Abgeordneter 

Dr. Dietmar 
Matteme 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um das sozialpolitische Grundprinzip 
der Subsidiarität und die im SGB VIII (Kinder- 
und Jugendhilfe) und im Bundessozialhüfegesetz 
(BSHG) getroffenen Bestimmungen auch in den 
neuen Bundesländern zu verwirkÜchen bzw. was 
wird sie dafür tun? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 16. Dezember 1991 

Die Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Ju- 
gendhilfe - und des Bundessozialhilfegesetzes und damit auch die Umset- 
zung des sozialpolitischen Grundprinzips der Subsidiarität ist nach der 
Kompetenzordnung des Grundgesetzes Sache der Länder und der kom- 
munalen Gebietskörperschaften. Maßnahmen des Bundes sind auf Auf- 
gaben eindeutig überregionalen Charakters begrenzt. Es muß sich nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts um Bestrebungen 
handeln, die ihrer Art nach nicht durch ein Land allein wirksam gefördert 
werden können (BVerfGE 22, 180, 217). 

Diese Verfassungsprinzipien gelten nach der Herstellung der Deutschen 
Einheit unverändert fort. Sie werden im Hinblick auf den Auf- und Ausbau 
einer freien Wohlfahrtspflege und einer freien Jugendhilfe durch Arti- 
kel 32 des Einigungsvertrages bekräftigt, der die Förderung freier Träger 
„im Rahmen der grundgesetzlichen Zuständigkeiten" zum Ausdruck 
bringt. 

Im Bereich der Kinder- und Jugendhiife kommt die Bundesregierung die- 
ser Aufgabe im Rahmen des Bundesjugendplanes nach. Sie hat im Rah- 
men dieses beim Bundesministerium für Frauen und Jugend angesiedel- 
ten Förderungsinstruments im Jahre 1991 Haushaltsmittel in Höhe von 
insgesamt 180 Mio. DM verausgabt. Die Mehrausgaben zum Vorjahr in 
Höhe von rd. 48 Mio. DM kamen überwiegend den neuen Bundesländern 
und dabei wiederum in erster Linie freien Trägern zugute. Sie waren für 
folgende Maßnahmen bestimmt: 


- Soziale Bildung (Freiwilliges Soziales Jahr/ 


Freiwilliges Ökologisches Jahr) 

10 000 000 DM 

— arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit 

8 000 000 DM 

- außerschulische Jugendbildungsarbeit 

9 647 000 DM 

- Jugendverb andsarbeit 

4 000 000 DM 

- Mädchenarbeit 

2 500 000 DM 

— Erziehungshilfen 

3 000 000 DM 

- außerfamüiale Hilfen für Kinder 

1 200 000 DM 

- Behindertenarbeit 

1 000 000 DM 

- Internationaler Jugendaustausch 

3 000 000 DM 

- übergreifende Information, Beratung, Fortbildung, 


Modellversuche und Forschung 

5 758 000 DM 


48 105 000 DM 
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Für den „Sommer der Begegnung" (ca. 1 100 Veranstaltungen mit ca. 
85000 Kindern aus West- und Ostdeutschland) wurden weitere 20 Mio. 
DM und für Erholungsmaßnahmen für Tschernobyl-Kinder 10 Mio. DM 
nachträglich durch den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
zur Verfügung gestellt. 


Für 1992 sind zusätzlich 20 Mio. DM für das Aktionsprogramm „Zielgrup- 
penorientierte Prävention", das für ausgewählte Regionen in den neuen 
Bundesländern vorgesehen ist, und 50 Mio. DM außerhalb des Bundesju- 
gendplanes für den Auf- und Ausbau von Trägern der freien Jugendhilfe 
in den neuen Bundesländern veranschlagt. 


Aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie und Senioren sind im 
Jahre 1991 30 Mio. DM für den Aufbau von Strukturen der freien Wohl- 
fahrtspflege in den neuen Ländern bereitgestellt worden. Für das Jahr 
1992 wird nochmals ein Betrag in Höhe von 17 Mio. DM zur Verfügung 
gestellt. Darüber hinaus werden aus Mitteln dieses Ministeriums für vier 
Jahre, beginnend 1991, jeweils 25 Mio. DM als Einlage in den Revolving- 
Fonds zur Verfügung gestellt, aus dem die Verbände der freien Wohl- 
fahrtspflege Bau und Übernahme sozialer Einrichtungen finanzieren. 


88. Abgeordnete 

Dr. Konstanze 
Wegner 

(SPD) 


Welche Aufgaben verfolgt die aus Bundesmitteln 
institutionell geförderte „Aktion für geistige und 
psychische Freiheit" (AGPF), und auf welche 
Weise ist sie mit anderen vergleichbaren Organi- 
sationen, die ebenfalls aus Bundesmitteln geför- 
dert werden, verbunden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 17. Dezember 1991 


Die Aktion für geistige und psychische Freiheit - Arbeitsgemeinschaft der 
Elterninitiativen e. V. (AGPF) in Bonn -ist eine bundeszentrale Institution, 
die auf dem Gebiet der sogenannten „Jugendreligionen/Jugendsekten" 
als Dachverband auf Landesebene organisierter Eltern- und Betroffenen- 
Initiativen fungiert. 

Sie ist Informations- und Clearing-Stelle, die Materialien über die den 
sogenannten „Jugendreligionen/Jugendsekten" zuzuordnenden Grup- 
pierungen sammelt, dokumentiert und interessierten Stellen (Behörden, 
Eltern- Initiativen etc.) zugänglich macht. 

Die AGPF leistet eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Aufklärungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit zum Problemfeld „Jugendrehgionen/Jugendsek- 
ten". Die AGPF ist mit keinen anderen Organisationen, die ebenfalls aus 
Bundesmitteln gefördert werden, verbunden. 


89. Abgeordnete 

Dr. Konstanze 
Wegner 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die kritischen Äuße- 
rungen eines in Brüssel lebenden Journalisten 
gegenüber der AGPF bekannt, und welche Be- 
deutung mißt die Bundesregierung dieser Kritik 
an der AGPF bei? 


45 



Drucksache 12/1893 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 17. Dezember 1991 

Der Bundesregierung ist die Kritik eines Journalisten bekannt, der die 
Bundesrepublik Deutschland wegen der Feststellung der Rechtswidrig- 
keit von Zuwendungen an die AGPF u. a. vor dem Verwaltungsgericht in 
Köln verklagt hatte. Das Verwaltungsgericht Köln hat am 16. Februar 1990 
die Klage abgewiesen. Gegen das Urteil hat der Kläger Berufung vor dem 
Oberverwaltungsgericht des Landes Nordrhein-Westfalen in Münster 
eingelegt. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. Über das Ergebnis 
werde ich Sie zu gegebener Zeit gerne unterrichten. 

Die von diesem Journahsten geäußerte Kritik an der AGPF weist die Bun- 
desregierung mit Nachdruck zurück. 


90. Abgeordnete 

Gabriele 

Wiechatzek 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung wissenschaftliche 
Erkenntnisse darüber vor, welche physischen 
und psychischen Auswirkungen die Betreuung 
von Kleinstkindern in Krippen haben kann, und 
welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
treffen, um eine mögliche Verbesserung der Si- 
tuation zu erreichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 18. Dezember 1991 

Zur außerfamilialen Fremdbetreuung von Kleinkindern liegt eine Vielzahl 
von Studien, vor allem aus den USA, aber auch aus der Tschechoslowakei, 
der Sowjetunion und der ehemaligen DDR vor. Ergebnisse aus diesen Stu- 
dien sind jedoch schwer vergleichbar, da sie sich in der Regel auf unter- 
schiedliche Variablen, wie z. B. Schichtzugehörigkeit der Kinder, Dauer 
der Betreuung, Form der Betreuung, familiale Lebenszusammenhänge, 
Qualität der Betreuung, kulturelle Zugehörigkeit, beziehen. 

Eine zusammenfassende Auswertung von 28 Studien, die sich mit einem 
Vergleich von Kinder in Tagesbetreuung und ausschließhch familiener- 
zogenen Kindern im Hinblick auf die Bindungsentwicklung befaßte, 
kommt zu keinem einheitlichen Ergebnis, wenngleich in der weit über- 
wiegenden Anzahl der Studien kein Unterschied zwischen beiden Grup- 
pen gefunden wurde. 

Informativ ist die kürzlich von der „Deutschen Liga für das Kind in Familie 
und Gesellschaft" veröffenthchte Studie zur „Krippenbetreuung im Spie- 
gel der neuesten internationalen Forschung". Für diese Studie wurden 
400 weltweit erschienene Arbeiten zur Krippenforschung ausgewertet. 
Die Studie arbeitet die mit der institutionellen Fremdbetreuung zusam- 
menhängenden Risiken (häufigere Erkrankung, Entwicklungsverzöge- 
rung, erhöhtes Vermeidungs verhalten gegenüber den Müttern und das 
Coping- Verhalten der Kinder in der Krippe) heraus, läßt jedoch insofern 
eine differenzierte Analyse der Forschungsergebnisse vermissen, als hier- 
von abweichende Forschungsergebnisse nicht angemessen in die Bewer- 
tung einbezogen werden. Weiter wird zu wenig auf die eingangs aufge- 
zeigten Zusammenhänge zwischen der Lage der Familien, insbesondere 
der der Mütter, und den Folgen der Tagesbetreuung eingegangen. Ferner 
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werden Fragen der Qualitätsstandards sowie die Bedeutung der Eingewö- 
hungsphase zwar erwähnt, jedoch nicht diskutiert, obwohl zu den Quali- 
tätsanforderungen an die außerfamiliale Betreuung wissenschaftliche 
Untersuchungen vorliegen. Vor diesem Hintergrund sieht die Bundes- 
regierung vorerst von der Vergabe weiterer Forschungsvorhaben ab. 


91. Abgeordnete 

Gabriele 

Wiechatzek 

(CDU/CSU) 


Gibt es dabei für die alten und neuen Bundeslän- 
der unterschiedliche Untersuchungsergebnisse, 
wenn ja, auf welche Umstände sind diese Ergeb- 
nisse zurückzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 18. Dezember 1991 

Für die alten und neuen Bundesländer liegen unterschiedliche For- 
schungsergebnisse vor. Insgesamt ist die Krippenforschung in der alten 
Bundesrepublik Deutschland aufgrund des geringen Platzangebotes 
wenig ausgeprägt. Sie bezieht sich überwiegend auf anwendungsorien- 
tierte und weniger auf Grundlagenforschung. 

Die wenigen Untersuchungen fanden zumeist unter günstigen Modell- 
bedingungen statt. Hier ist insbesondere das Berliner Krippenprojekt zu 
nennen, ein Interventionsprojekt, in dem die Erzieherinnen angeleitet 
wurden, die Kinder zu beobachten und individuelle Anregungsangebote 
zu entwickeln. Dieses Modell wurde durch das Münchener Krippenpro- 
jekt erweitert, in dem es nicht nur um die pädagogische Qualifizierung der 
Krippenarbeit, sondern auch um die Unterstützung junger Familien bei 
ihrer Erziehungsaufgabe ging. 

Die Arbeiten in der ehemaligen DDR sind wesentlich umfassender und mit 
den westhchen Arbeiten nicht zu vergleichen, da Ausgangsbedingungen 
(gesellschaftüches Umfeld, Vollversorgung), Ziele und Methoden und vor 
allem die Bedingungen der Einrichtungen unterschiedlich sind. Als erstes 
sind hier die Arbeiten von Schmidt- Kolm er (Frühe Kindheit; der Aneig- 
nungsprozeß der menschlichen Tätigkeit und ihre psycho-physische 
Regulation. Die Entwicklung der individuellen Vergesellschaftung und 
die Herausbildung der kindlichen Persönlichkeit in den ersten drei 
Lebensjahren, 1986) sowie die Arbeiten des Instituts für Hygiene des Kin- 
des- und Jugendalters zu nennen. 


92. Abgeordnete 

Gabriele 

Wiechatzek 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung wissenschaftliche 
Erkenntnisse darüber vor, welche physischen 
und psychischen Auswirkungen andere Formen 
der Fremdbetreuung von Kleinstkindern haben 
können (z. B. Tagespflege), wenn nein, ist es vor- 
gesehen, diesbezügüche Forschungsvorhaben zu 
initiieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 18. Dezember 1991 

Der Bundesregierung liegen die Ergebnisse des „Tagesmütterprojekts" 
vor, das in der 2. Hälfte der 70er Jahre im Auftrag des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit die Wirkungen einer frühen außer- 
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familialen Tagesbetreuung untersuchte und vom Deutschen Jugendinsti- 
tut wissenschaftlich begleitet wurde. Diesem Modellprojekt wurden gün- 
stige Bedingungen für die Tagespflege zugrunde gelegt. U. a. durften 
Zahl und altersmäßige Zusammensetzung der betreuten Kinder (einschl. 
der eigenen der Tagesmutter) vorgegebene Richtwerte nicht überschrei- 
ten, die. Tagesmütter erhielten eine vorbereitende und praxisbegleitende 
Ausbildung, ihnen stand ein pädagogischer Berater zur Verfügung, es 
wurde eine gewisse soziale Absicherung der Tagesmütter angestrebt, 
ebenso wurde Wert auf eine Abstimmung zwischen Tagesmutter und 
Mutter gelegt. Die auf die Kinder bezogenen Ergebnisse erbrachten, daß 
bei den fremdbetreuten Kindern im Vergleich zu familienbetreuten die 
Mutter- Kind-Beziehung nicht konflikthafter war. In Spielsituationen zeig- 
ten sich die fremdbetreuten Kinder häufiger selbständig und motiviert. Im 
Entwicklungstest gab es praktisch keine Unterschiede zwischen beiden 
Gruppen. Insgesamt besonders günstig schnitten die halbtags von einer 
Tagesmutter betreuten Kinder ab. 

Die Ergebnisse aus dem Tagesmütterprojekt machen deutlich, daß die 
Tätigkeit von Tagesmüttern keine einfache Fortsetzung des mütterlichen 
Betreuungsverhaltens gegenüber dem eigenen Kind ist und durch Anlei- 
tung stabilisiert und qualifiziert werden kann und muß. Dies wird auch 
durch eine Studie zur Stabilität von Tagespflegestellen und Pflegeverhält- 
nissen in Berlin belegt. Ausgewertet wurden insgesamt 4 343 Tagespfle- 
geverhältnisse des Jahres 1984. 46% der untersuchten Pflegeverhältnisse 
haben weniger als sechs Monate gedauert. Dieser Sachverhalt muß als 
besorgniserregend angesehen werden, wenn man bedenkt, daß der Kon- 
stanz der Bezugspersonen in der Tagesbetreuung von kleinen Kindern, 
neben anderen Qualitätsmerkmalen, eine große Bedeutung zukommt. 
Von daher ist eine Vorbereitung auf die Tätigkeit als Tagesmutter/- vater 
und eine begleitende Qualifizierung der Tagespflegepersonen durch 
Beratung und Fortbildung im Interesse der Pflegekinder geboten. 


93. Abgeordnete 

Gabriele 

Wiechatzek 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Tätigkeit 
der Tagesmütter/- Väter als Beruf mit sozialver- 
sicherungsrechtlicher Absicherung anzuerken- 
nen, wenn ja, welche Erfordernisse werden an die 
Berufsausübung gestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 18. Dezember 1991 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß Tagespflege nicht lediglich die 
Ausdehnung elterlicher Tätigkeit auf ein weiteres Kind oder mehrere 
andere Kinder ist. Sie vertritt daher die Meinung, daß es für die Qualität 
der Tagespflege förderlich ist, wenn Tagespflegepersonen auf ihre Tätig- 
keit vorbereitet und begleitend fortgebildet werden. Schon jetzt haben 
Tagespflegepersonen, ebenso wie die abgebenden Eltern, gemäß § 23 
Abs. 2 SGB VIII ein Anrecht auf Beratung in allen Fragen der Tagespflege. 

Die Bundesregierung hält es für wünschenswert, daß die Rahmenbedin- 
gungen für die Tagespflege attraktiver gestaltet werden, damit die Zahl 
der an einer Tätigkeit als Tagespflegeperson interessierten Mütter und 
Väter der wachsenden Nachfrage entspricht. In diesem Zusammenhang 
stellt sich auch die Frage nach einer sozialversicherungsrechtlichen Absi- 
cherung der Tagespflegepersonen. Diese und andere Fragen sind derzeit 
Gegenstand von Beratungen in verschiedenen Gremien, wie beispiels- 
weise im Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge. Die Bun- 
desregierung wird nach Abschluß dieser Beratungen prüfen, welche wei- 
teren Schritte auf Bundesebene erforderlich sind. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


94. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu einem generel- 

Jürgen len Rauchverbot in allen öffentlichen Gebäuden? 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann>Pohl 
vom 19. Dezember 1991 

Im Föderalismus der Bundesrepublik Deutschland hat der Bund keine 
Gesetzgebungskompetenz für einen umfassenden Nichtraucherschutz. 
Das Grundgesetz gibt dem Bund hier nur ganz bestimmte Zuständigkei- 
ten. Als Beispiele seien genannt: 

- Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz (Artikel 74 Nr. 12 GG), 

- Nichtraucherschutz in Gaststätten - (Recht der Wirtschaft Artikel 74 
Nr. 11 GG), 

- innerbehördlicher Nichtraucherschutz in Bundesbehörden (Artikel 73 
Nr. 8 GG). 

Hinsichtlich der öffentlichen Gebäude sind jeweils der Bund, die Länder 
und die Kommunen im Rahmen der ihnen zustehenden Organisationsge- 
walt berufen, eigene interne Regelungen für den Nichtraucherschutz zu 
erlassen. So hat ein Großteü der Bundesministerien Nichtraucherschutz- 
Bestimmungen im Rahmen der Hausordnungen erlassen. 

Das gleiche gilt für die mittelbare Staatsverwaltung wie z. B. die Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts. Auch sie können im eigenen Ermessen 
Regelungen für den eigenen Geschäftsbereich erlassen und im Rahmen 
der Hausordnungen Nichtraucherschutz-Bestimmungen verfügen. 

Soweit der Bund für den Nichtraucherschutz in öffentlichen Gebäuden 
zuständig ist, gibt die Bundesregierung, auch aufgrund der Vielfältigkeit 
der Regelungsbereiche, freiwilligen Maßnahmen, wie z. B. dem Erlaß von 
Hausordnungen, Verwaltungsvorschriften oder Verbandsrichtlinien zum 
Nichtraucherschutz, Vorrang vor allgemeinen Anordnungen durch 
Gesetz oder Verordnung. 

Im Aktionsprogramm zur Fröderung des Nichtrauchens wird dafür plä- 
diert, daß in staatlichen und kommunalen Einrichtungen mit Publikums- 
verkehr (z. B. Rathäuser und Finanzämter) für Warte- und ähnliche Räume 
das Rauchen grundsätzlich untersagt wird. In Gesundheitseinrichtungen 
(Krankenhäuser, Rehabilitationseinrichtungen und Pflegeheimen) sollte 
in allen für Patienten bestimmten Räumen dem Personal, den Besuchern, 
aber auch den Patienten selbst, das Rauchen grundsätzlich untersagt 
werden. 

Die Bundesregierung unterstützt nachdrücklich die Bemühungen der 
Länder und Kommunen in dieser Richtung. 


95. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß aufgrund befürchteter Gesundheitsrisiken in 
den USA, Japan und einigen europäischen Län- 
dern die Herstellung bestimmter Süßstoffe wie 
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Saccharin, Cyclamat, Acesulfam-K, Aspartam 
u. a. verboten wurde bzw. diese mit Auflagen ver- 
bunden ist, und welche Konsequenzen, wie z. B. 
die Auflage von Herstellern, auf nicht ausschhe- 
ßende Krebserkrankungen hinzuweisen (Warn- 
hinweis), zieht die Bundesregierung hieraus, um 
insbesondere schwangere Frauen, stillende Müt- 
ter, Säughnge und Kleinkinder vor eventuellen 
gesundheitlichen Folgen zu schützen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Dezember 1991 

Mit der Frage mögÜcher gesundheitlicher Risiken durch den Verzehr von 
Süßstoffen haben sich verschiedene internationale und nationale wissen- 
schaftliche Gremien wie z. B. das Gemeinsame Expertenkomitee für 
Lebensmittelzusatzstoffe der Weltgesundheitsorganisation und Welter- 
nährungsorganisation, der Wissenschaftliche Lebensmittelausschuß bei 
der EG-Kommission sowie die Senatskommission zur Prüfung von Le- 
bensmittelzusatz- und -inhaltsstoffen der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft eingehend beschäftigt. Dabei wurde vor allem dem Verdacht einer 
krebsauslösenden Wirkung dieser Stoffe besondere Beachtung ge- 
schenkt, nachdem in Fütterungsversuchen mit Ratten bei der Gabe sehr 
hoher Dosen der Süßstoffe Cyclamat und Saccharin das Auftreten von Bla- 
sentumoren beobachtet worden war. 

Als Ergebnis der Überprüfung der vorliegenden zahlreichen toxikologi- 
schen und epidemiologischen Untersuchungen zu Saccharin und Cycla- 
mat konnte festgestellt werden, daß gegen einen maßvollen Gebrauch der 
Süßstoffe nach dem gegenwärtigen Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse nach wie vor keine Bedenken erhoben werden müssen. Eine 
von dem Wissenschaftlichen Lebensmittelausschuß der EG-Kommission 
in früheren Jahren abgegebene Empfehlung, schwangere Frauen und 
Kleinkinder vor dem Verzehr von Saccharin zu warnen, wurde von ihm im 
Jahre 1989 wieder zurückgenommen. Die am Deutschen Krebsfor- 
schungszentrum Heidelberg durchgeführten Versuche haben ebenso wie 
die epidemiologischen Studien keine Hinweise auf eine krebserzeugende 
oder chronisch-toxische Wirkung der Süßstoffe Saccharin und Cyclamat 
erbracht. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Verwendung von Süßstoffen 
nur für die Herstellung von bestimmten Lebensmitteln bzw. Lebensmittel- 
gruppen zugelassen. Gleichzeitig sind Höchstmengen festgesetzt, die 
nicht überschritten werden dürfen. Sie sind so bemessen, daß gesundheit- 
liche Beeinträchtigungen bei Berücksichtigung der üblichen Verzehr- 
mengen nicht zu besorgen sind. Bei Tafelsüßen mit einem Gehalt an dem 
Süßstoff Aspartam und in bestimmten Fällen bei mit Aspartam gesüßten 
Lebensmitteln ist ein Hinweis auf die in dem Süßstoff enthaltene essen- 
tielle Aminosäure Phenylatin vorgeschrieben, damit sich auch die an der 
Stoffwechselkrankheit Phenylketonurie leidenden Personen bedarfsge- 
recht ernähren können. 

Die Verwendung von Süßstoffen bei der Herstellung von Lebensmitteln 
wird demnächst auch gemeinschaftsrechtlich geregelt werden. Die Bun- 
desregierung tritt dafür ein, daß Süßstoffe auch in der Gemeinschaft nur in 
gesundheitlich unbedenklichem Umfang eingesetzt werden dürfen. 
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96. Abgeordnete 

Dr. Cornelia 
von Teichman 

(FDP) 


Trifft es zu, daß bestimmte Herzschrittmacher auf 
Signalwirkungen der Diebstahlsicherung an 
Ausgängen von Kaufhäusern reagieren und daß 
diese Reaktion sich schädlich auf die Gesundheit 
der Träger von Herzschrittmachern bis hin zu 
Todesfällen auswirkt? 


97. Abgeordnete 

Dr. Cornelia 
von Teichman 

(FDP) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um diesen lebensgefährlichen 
Zustand zu beseitigen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Dezember 1991 


Elektromagnetische Diebstahlsicherungsanlagen, wie sie z. B. an Aus- 
gängen von Kaufhäusern angebracht sind, können bei implantierten 
Herzschrittmachern Störimpulse hervorrufen, die während des Durch- 
schreitens der Anlage die Funktion des Herzschrittmachers beeinflussen 
können. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat 
am 3. Juli 1991 die Empfehlung der Strahlenschutzkommission „Elektri- 
sche und magnetische Felder im Alltag" bekanntgegeben (Bundesanzei- 
ger Nr. 144 vom 6. August 1991, S. 5206 f.). In dieser Empfehlung ist auch 
das Problem einer möglichen Beeinflussung von Herzschrittmachern be- 
rücksichtigt. Danach reicht die Palette der Auswirkungen von einer unbe- 
deutenden einmaligen Intervallveränderung bis hin zu „Stolperrhyth- 
men", wenn zu einem noch vorhandenen Eigenrhythmus des Herzens die 
darauf nicht mehr ab ge stimmte, weil gestörte Stimulation durch den 
Herzschrittmacher hinzukommt. Eine Lebensgefährdung durch eine 
Störbeeinflussung ist extrem selten. Sie wurde bisher nur beim Zusam- 
mentreffen von mehreren ungünstigen Konstellationen beobachtet. Auf 
eine solche Störbeeinflussung zurückzuführende Todesfälle sind der Bun- 
desregierung nicht bekannt. 

Herzschrittmacher unterliegen der staatlichen Bauartzulassung nach der 
Verordnung über die Sicherheit medizinisch-technischer Geräte sowie 
den Vorschriften des Arzneimittelrechts. Die zuständigen Landesbehör- 
den und das Bundesgesundheitsamt wirken bei der Beobachtung, Samm- 
lung und Auswertung von Risiken, die mit implantierbaren Herzschritt- 
machern verbunden sind, zusammen. Das Bundesgesundheitsamt hat 
bereits in einer Pressemitteilung vom 14. Januar 1987 auf mögliche Risi- 
ken der Störbeeinflussung von Herzschrittmachern hingewiesen und die 
Hersteller aufgefordert, für die Patienten ausführliche Informationen über 
mögliche Risiken zur Verfügung zu stellen - auch wenn diese sehr selten 
sind. Der Patient wird über die Leistung und mögliche Störbeeinflussung 
seines Herzschrittmachers durch seinen Arzt ausführlich unterrichtet. 

Die Bundesregierung wird weiterhin die Entwicklung auf dem Gebiet der 
Sicherheit von Herzschrittmachern und ihrer möglichen Störbeeinflus- 
sung durch elektrische und magnetische Felder auf der Grundlage wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse und des Standes der Technik verfolgen und 
erforderlichenfalls die geeingeten Maßnahmen ergreifen, um Störein- 
flüsse auf Herzschrittmacher zu begrenzen und die Störempfindlichkeit 
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der Herzschrittmacher weiter zu verringern. Ein hohes Sicherheits- und 
Schutzniveau für Herzschrittmacher wird auch künftig auf der Grundlage 
der EG-Richtlinie über aktive implantierbare medizinische Geräte vom 
20. Juni 1990 und deren Umsetzung in nationales Recht gewährleistet 
sein. 

Ergänzend wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 4. Mai 1990 auf 
die Fragen 52 und 53 des Abgeordneten Wieczorek (Duisburg) (Druck- 
sache 11/7117) hingewiesen . 


98. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die mit einzelnen Ver- 
sicherungen und Pharmafirmen ausgehandelte 
Entschädigung (von durchschnittlich 60000 DM) 
für die rund 2 000 Hämophilen, welche aufgrund 
unzureichender Blut-Reinigungsverfahren bis 
Ende 1985 an AIDS erkrankten, für ausreichend 
oder beabsichtigt sie, für die Therapie und Ent- 
schädigung dieser Hämophilen gemeinsam mit 
den betreffenden Pharmafirmen und Versiche- 
rungen eine Stiftung ähnlich der Contergan-Stif- 
tung zu schaffen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 18. Dezember 1991 

Die Haftung für Arzneimittelschäden, durch die ein Mensch getötet oder 
der Körper oder die Gesundheit eines Menschen nicht unerheblich ver- 
letzt worden ist, richtet sich u. a. nach §§ 84 ff. des Arzneimittelgesetzes. 

Mit diesen Vorschriften hat der Gesetzgeber - neben den verschuldens- 
abhängigen Ansprüchen nach dem Bürgerhchen Gesetzbuch - eine Haf- 
tungsform geschaffen, die Ansprüche auch ohne Nachweis des Verschul- 
dens (Gefährdungshaftung) gewährt. Gerade in haftungsrechtlich 
schwierigen Fällen bietet diese Haftungsform für die Geschädigten oft 
eine bessere Möglichkeit, angemessenen Schadensersatz zu erhalten, als 
die Anspruchs grün dlagen des Bürgerlichen Gesetzbuches. Anspruchs- 
gegner ist der pharmazeutische Unternehmer, dessen Präparat die Schä- 
digung herbeigeführt hat. 

Die Haftungsvorschriften des Arzneimittelgesetzes sind vor dem Hinter- 
grund der Erfahrungen mit dem Contergan- Unglück geschaffen worden. 
Weil damals vergleichbare Regelungen noch nicht bestanden, wurde die 
Contergan-Stiftung ins Leben gerufen. Die Haftungsvorschriften des Arz- 
neimittelgesetzes gewähren heute eine weit größere Rechtssicherheit für 
die Geschädigten. Sie haben die Anspruchsmöglichkeiten wesentlich 
erweitert. Deshalb verfolgt die Bundesregierung nicht die Absicht, eine 
Stiftung für die Therapie und Entschädigung der Betroffenen einzurich- 
ten. 


99. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen hegen der Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Wirksamkeit des Medika- 
ments Mectizan zur Verhütung von Flußbhndheit 
insbesondere in Afrika vor? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 19. Dezember 1991 

Ein Arzneimittel mit dem Namen „Mectizan" ist dem Bundesgesundheits- 
amt nicht bekannt; daher liegen dem Bundesgesundheitsamt auch keine 
wissenschaftlichen Unterlagen zur Wirksamkeit und Verträglichkeit vor. 
Es ist weder zugelassen noch registriert. Es zählt auch nicht zu den Arznei- 
mitteln, deren Zulassung gelöscht wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


100. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, um welche 
Bundesbahn-Liegenschaften, Standorte und 
Größen es sich bei der Absichtserklärung des 
Bundesministers für Verkehr, Dr. Günther 
Krause, handelt, die mit fast 39 Mrd. DM ver- 
schuldete Deutsche Bundesbahn durch den Ver- 
kauf von Grundstücken finanziell zu entlasten? 


101. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Welchen Wert stellen die sich im Eigentum der 
Deutschen Bundesbahn befindenden Liegen- 
schaften dar? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 18. Dezember 1991 

Im Rahmen der anstehenden Strukturreform der Eisenbahn ist auch über 
die künftige Nutzung bzw. Behandlung des Grundvermögens der Bahnen 
zu befinden. 

Die Bundesregierung erwartet dazu Vorschläge von der Regierungskom- 
mission Bundesbahn, deren Abschlußbericht zunächst dahin gehend aus- 
gewertet werden muß. 

Gegenwärtig kann weder zum Umfang noch zu den Standorten oder Prei- 
sen evtl veräußerbarer Flächen eine Aussage getroffen werden. 


102. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Bundesländer aus dem Beitrittsgebiet 
haben die Gesellschaft für Nebenbetriebe (GfN) 
noch nicht bevollmächtigt, in ihrem Namen die 
Neuverhandlungen über die abgeschlossenen 
Verträge hinsichtlich der Autobahn-Raststätten 
in den neuen Bundesländern zu führen, und 
wann ist damit zu rechnen, daß aufgrund der Be- 
vollmächtigung die Vertragsverhandlungen be- 
ginnen bzw. abgeschlossen werden können? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 19. Dezember 1991 


Alle fünf Bundesländer aus dem Beitritts gebiet haben dem Vorschlag des 
Bundesministers für Verkehr zugestimmt, die Gesellschaft für Neben- 
betriebe mbH (GfN) um die Aufnahme von Verhandlungen über neue 
Verträge zum Bau und Betrieb von Nebenbetrieben mit den Vertragspart- 
nern zu bitten, denen entsprechende Verhandlungen angeboten wurden. 

Die Verhandlungen haben Anfang Dezember 1991 begonnen; wann mit 
einem Abschluß gerechnet werden kann, ist nicht vorhersehbar. Dies wird 
im wesentlichen davon abhängen, ob die Verhandlungspartner die Kondi- 
tionen des Bundes akzeptieren. 


103. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die GfN personell und anderweitig in der Lage, 
beschleunigt eine Raststätten- und Tankstellen- 
Konzeption für die neuen Bundesländer zu ent- 
wickeln und durchzusetzen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 19. Dezember 1991 


Die Entwicklung einer Grundkonzeption für die Ausstattung der Bundes- 
autobahnen mit Nebenbetrieben ist Angelegenheit des Bundes. Sie wird 
in Abstimmung mit der GfN und den Bundesländern erarbeitet, laufend 
überprüft und fort geschrieben. 

Die Umsetzung dieser Konzeption durch die GfN ist in den neuen Bundes- 
ländern mit Unterstützung von Bund und Ländern erfolgreich angelaufen. 


104. Abgeordneter 

Rolf 

Koitzsch 

(SPD) 


Werden nach Abschluß der aufgrund der Ver- 
kehrslärmschutzverordnung vom 12. Juni 1990 
notwendigen Überarbeitung der Lärmschutz - 
maßnahmen an der A 30 im Bereich Löhne, die 
nach Auskunft des Autobahnamtes Hamm in der 
ersten Hälfte des Jahres 1992 abgeschlossen ist, 
die Finanzmittel für die Baumaßnahmen bereit- 
stehen, so daß mit der Errichtung der Lärmschutz- 
einrichtungen unmittelbar nach Fertigstellung 
der überarbeiteten Planung, d. h. noch im Laufe 
des Jahres 1992, zu rechnen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 30. Dezember 1991 

Das örthch zuständige Autobahnamt Hamm geht davon aus, daß für die 
Lärmschutzmaßnahmen im Bereich Löhne voraussichtlich Planfeststel- 
lungsverfahren durchgeführt werden müssen. Nach Fertigstellung der 
überarbeiteten Entwürfe, die anschließend noch die Sichtvermerke des 
Ministers für Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-West- 
falen und des Bundesministers für Verkehr erhalten müssen, werden die 
notwendigen Planfeststellungsverfahren eingeleitet. 
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105. Abgeordneter 

Rolf 

Koitzsch 

(SPD) 


Wenn im kommenden Jahr keine Mittel für die 
Lärmschutzmaßnahmen in diesem Bereich be- 
reitstehen, für wann ist die Bereitstellung dieser 
Mittel dann vorgesehen, und wann ist dann ver- 
bindlich mit dem Baubeginn zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 30. Dezember 1991 


Die derzeitigen Planungen gehen von einem Baubeginn der Lärmschutz- 
maßnahmen im Bereich Löhne nicht vor 1994 aus. 


106. Abgeordneter 

Rolf 

Koitzsch 

(SPD) 


Sind Befürchtungen der betroffenen Kommunen 
bzw, der Bürger gerechtfertigt, daß es aufgrund 
fehlender Finanzmittel bzw. infolge des erheb- 
lichen Finanzmehrbedarfs durch die zwischen- 
zeitliche Verteuerung des Projektes, die durch 
die zeitliche Verzögerung der aufgrund der 
neuen Lärmschutzverordnung notwendig gewor- 
denen Überarbeitung der Planungen verursacht 
worden ist, nach Abschluß der überarbeiteten 
Planungen und damit nach Schaffung der plane- 
rischen Voraussetzungen nicht zu einem sofor- 
tigen Baubeginn, sondern zu einer weiteren zeit- 
lichen Verzögerung kommt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 30. Dezember 1991 


Umfangreichere Lärmschutzmaßnahmen verursachen sowohl einen grö- 
ßeren planungsrechtlichen als auch bautechnischen Aufwand, was sich in 
der Regel auch beim zeitlichen Realisierungsablauf auswirkt. Fehlende 
Finanzmittel sind für die bisherigen zeitlichen Verschiebungen für die 
geplanten Maßnahmen in Löhne nicht ursächlich. 

In Anbetracht der zahlreichen Lärmschutzmaßnahmen ist nicht auszu- 
schließen, daß in Zukunft auch fehlende Haushaltsmittel zu Verzögerun- 
gen führen können. 


107. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung 
über das Betriebsleitsystem und die damit ver- 
bundene Höchstgeschwindigkeit des ICE-Ver- 
kehrs vor, bzw. werden die geltenden Schnell- 
bremswege des ICE als ausreichend angesehen? 


108. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, die 
beim ICE-Verkehr als zumutbar angesehenen 
Bremswege im Notbremsfall zu reduzieren, um 
einen höheren Sicherheitsstandard zu erreichen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 30. Dezember 1991 


Die InterCity-Express-Züge (ICE) der Deutschen Bundesbahn (DB), die 
mit Geschwindigkeiten bis zu 250 km/h verkehren, sind nach den Bestim- 
mungen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) mit Zug- 
beeinflussungseinrichtungen ausgerüstet, mit denen die Züge kontinuier- 
lich geführt und ständig bremswegtechnisch überwacht werden. 

Bei dieser sogenannten Linienzugbeeinflussung (LZB) handelt es sich um 
ein im Betrieb bewährtes, rechnergestütztes Sicherheitssystem besonders 
hoher Qualität, durch das ein Zug auch selbsttätig zum Halten gebracht 
werden kann. 

Die notwendige Verzögerung der Züge bei abgestuften Betriebs- und 
spontanen Schnellbremsungen wird erreicht durch 

- eine elektrische Nutzbremse (generatorische Bremse) in den beiden 
Triebköpfen, 

- druckluftgesteuerte Hochleistungsscheibenbremsen, die auf jede 
Achse des Zuges wirken, 

- haftwertunabhängige Magnetschienenbremsen an jedem Mittelwa- 
gen. 

Damit werden die nach § 35 EBO zulässigen längsten Bremswege für diese 
Züge zuverlässig eingehalten. Änderungsbedarf für diese Vorschriften 
besteht aus der Sicht des Bundesministers für Verkehr nicht. 

Ausschlaggebend für die höchstmögliche Verzögerung eines Schienen- 
fahrzeuges ist der Haftwert zwischen Rad und Schiene, eine physikali- 
sche, nur mit erheblichem technischen Aufwand beeinflußbare Größe. 

Die Bremsverzögerung der haftwertabhängigen Bremsen liegt im Mittel 
mit Rücksicht auf die Zumutbarkeit für Reisende und die Verträglichkeit 
für Güter unter 1,5 m/s^. 

Größere Bremskräfte führen zum Gleiten der Radsätze, damit zu einem 
erheblichen Absinken der Verzögerung mit unzulässiger Verlängerung 
der Bremswege und zu Schäden an den Laufwerken. 


109. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Bundesminister für Verkehr, Dr. Günther Krause, 
in einem Interview des Generalanzeigers vom 
7. Dezember 1991 erklärt hat, daß ihn die Verneh- 
mung vor dem 1. Untersuchungsausschuß des 
Deutschen Bundestages vom 5. Dezember 1991 
an „schlimmste Mafia- Verhörmethoden erin- 
nert", und teilt die Bundesregierung diese Quali- 
fizierung der Arbeit des vom Deutschen Bundes- 
tag eingesetzten Ausschusses? 


HO. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, auf welche 
persönliche Erfahrung der Bundesminister für 
Verkehr seine Erinnerung an „ schlimmste Mafia- 
Verhörmethoden" stützt? 
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111. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung präzise darlegen, wel- 
che konkreten Fragen bzw. sonstige Behandlung 
durch den Ausschuß den Bundesminister für 
Verkehr dazu veranlaßt haben, in der von ihm 
beschriebenen Weise die Arbeit des Ausschusses 
zu qualifizieren, und kann die Bundesregierung 
anhand dieser Darlegung die Folgerungen des 
Bundesministers nachvollziehen? 


112. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sich 
die Befragung des Bundesministers Dr. Günther 
Krause aus Gründen, die in der Person des Mini- 
sters liegen, anders gestalten muß als die Verneh- 
mung sonstiger Zeugen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 19. Dezember 1991 

Mit den zitierten Bemerkungen in dem Gespräch mit dem „Bonner Gene- 
ral-Anzeiger" hat Bundesverkehrsminister Dr. Günther Krause auf die 
gezielte Verbreitung von Falschinformationen über ein angebliches „Ge- 
lage" hinweisen wollen und die damit in Zusammenhang gebrachte Spe- 
kulation darüber, daß er der ursprünglich für den 28. November 1991 vor- 
gesehenen Ladung vor dem Ausschuß nicht folgen konnte. Die Falschin- 
formationen seien darauf gerichtet gewesen, seine persönliche Integrität 
und Glaubwürdigkeit vor dem Ausschuß zu verletzen. 

Bunde sverkehrsminister Dr. Günther Krause hat nach dem Erscheinen 
des Interviews gegenüber dem Vorsitzenden des Ausschusses sein Bedau- 
ern über die in Frage stehende Passage zum Ausdruck gebracht und be- 
tont, daß er durch den Ausschuß korrekt und fair behandelt worden ist. 


113. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Unter welchen Bedingungen und in welcher 
Form ist die Bundesregierung in der Zukunft 
bereit, auf den amtiichen Ortseingangsschildern 
den Ortsnamen auch in der Sprache der dort 
ansässigen Sprachminderheit zusätzlich anzu- 
geben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 27. Dezember 1991 

Nach der geltenden Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) und der Allgemei- 
nen Verwaltungsvor Schrift zur StVO (VwV-StVO) darf auf Ortstafeln (Zei- 
chen 310 STVO) nur der amtliche Name der Ortschaft verwendet werden. 

Nur wenn die Sprache der ansässigen Minderheit in dem amtlichen 
Namen der Ortschaft Eingang gefunden hat, kann und wird dies bei der 
Gestaltung der Ortstafel berücksichtigt. 

Der amtliche Name der Ortschaft kann nach Maßgabe des jeweiligen Lan- 
desrechts geändert werden, z. B. können nach der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein die Gemeinden mit Genehmigung des Innenministers 
ihren Namen ändern. 
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114. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft auch 

Manfred den Lärm von Sport- und Geschäftsluftfahrzeu- 

Opel gen durch entsprechende Vorschriften drastisch 

(SPD) zu reduzieren, und wann soll das geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 27. Dezember 1991 

Die in den Lärmschutzforderungen für Luftfahrzeuge (LSL) zusammenge- 
faßten Grenzwerte wurden in entsprechenden Zeiträumen dem aktuellen 
Stand der Technik angepaßt. Darüber hinaus wird national dem besonde- 
ren Schutzbedürfnis vor Fluglärm in der dichtbesiedelten Bundesrepublik 
Deutschland dadurch Rechnung getragen, daß die Forderungen im Be- 
reich der Kap VI- und Kap X- Flugzeuge {Propellerflugzeuge mit höchstzu- 
lässiger Startmasse bis 9 000 kg und Motorsegler) über die im internationa- 
len Bereich gültigen Grenzwerte (ICAO, Annex 16) hinausgehen. Bei- 
spielsweise wurden für Kap X die Lärmgrenzwerte zum 1. Januar 1991 je 
nach Gewichtsklasse zwischen 3 und 8 dB abgesenkt. Damit existieren in 
Deutschland zusammen mit der Schweiz die schärfsten Lärmgrenzwerte 
in Europa für diese Flugzeugkategorie. 

Auch für Ultraleichtflugzeuge wurden im Juli 1991 maximale Lärmgrenz- 
werte festgelegt [zwischen 58 und 53 dB (A)], die für die größte Gewichts- 
klasse (400 kg) zum 1. Januar 1992 nochmals von 58 auf 56 dB (A) abge- 
senkt werden. 


115. Abgeordneter 

Helmut 

Rode 

(Wietzen) 

(CDU/CSU) 


Trifft der Artikel des General- Anzeigers vom 
13. November 1991 zu, wonach im Jahr 1991 
6000 Niederländer den auf einer der Karibik- 
inseln „günstig" erworbenen Führerschein spä- 
ter gegen einen amtlichen Holland- Schein Um- 
tauschen konnten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 20. Dezember 1991 

Der Bundesregierung liegen darüber keine Informationen vor. Sie kann 
die Frage deshalb erst nach Einholung einer Auskunft bei den niederlän- 
dischen Behörden beantworten. 


116. Abgeordneter 

Helmut 

Rode 

(Wietzen) 

(CDU/CSU) 


Wenn es stimmt, daß man dort innerhalb von 
10 Minuten den „Führerschein" erwerben kann, 
welche Maßnahmen unternehmen die EG oder 
die Bundesrepublik Deutschland, um diesen ver- 
kehr sgefährdenden „Führerscheininhabern" das 
Fahren auf deutschen Straßen zu verbieten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 20. Dezember 1991 

Aufgrund der internationalen Übereinkommen über den Straßenverkehr 
werden Führerscheine aller Vertragsstaaten anerkannt, wenn sich die 
Inhaber vorübergehend im Inland aufhalten. Als vorübergehend hat sich 
weitgehend ein Zeitraum von einem Jahr eingebürgert. 
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Die Bundesrepublik Deutschland wendet diese Regelung im Interesse des 
internationalen Reise- und Besucherverkehrs und aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung generell auf alle ausländischen Führerscheine an. 
Erweist sich der Inhaber einer ausländischen Fahrerlaubnis im Einzelfall 
als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen, so erkennt ihm die Ver- 
waltungsbehörde das Recht ab, von der ausländischen Fahrerlaubnis im 
Inland Gebrauch zu machen. 

Nach Ablauf der Jahresfrist ist für die Teilnahme am Straßenverkehr im 
Inland die deutsche Fahrerlaubnis erforderlich. Sie wird erteilt, wenn der 
Inhaber ein halbes Jahr Fahrpraxis im Inland nachweist oder die theoreti- 
sche Fahrerlaubnisprüfung ablegt. Diese Regelung wird derzeit mit dem 
Ziel überarbeitet, die deutsche Fahrerlaubnis grundsätzlich nur noch nach 
einer vollen theoretischen und praktischen Fahrerlaubnisprüfung zu ertei- 
len. Der Erwerb der deutschen Fahrerlaubnis ohne Prüfung soll nur noch 
möglich sein, wenn die Anforderungen an die Erteilung der ausländischen 
Fahrerlaubnis den deutschen gleichwertig waren. 


117. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie verteilt sich die Schadensregulierung für 
Unfallopfer des Straßenverkehrs gegenwärtig auf 
die einzelnen Versicherungs- bzw. sonstigen 
Kostenträger (Auto -Haftpflicht, Gesetzliche 
Krankenversicherung, Rentenversicherungsträ- 
ger, Sozialhilfe etc.), und welche Schlüsse zieht 
die Bundesregierung aus diesem Sachverhalt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 23. Dezember 1991 

Die Bundesregierung hat keine eigenen Aufzeichnungen und Statistiken 
zu den erbetenen Angaben. Sie ist auch nicht in der Lage, in der bei einer 
schriftlichen Anfrage gebotenen Frist die erforderhchen Auskünfte einzu- 
holen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


118. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Phar- 
maunternehmen Merck durch eine finanzielle 
Beteihgung an einem nationalen Programm zur 
Sicherung genetischer Ressourcen des Staates 
Costa Rica Exclusivrechte zur wirtschaftlichen 
Nutzung von pharmazeutisch und landwirt- 
schafthch interessanten Arten erworben hat 
(Nature Vol. 353, 26. September 1991), und wenn 
ja, hält sie diesen Ansatz für geeignet, das globale 
Problem des Artenrückgangs und der Generosion 
in den Griff zu bekommen? 
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Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 17, Dezember 1991 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das Unternehmen Merck die Siche- 
rung genetischer Ressourcen in Costa Rica durch seine Beteiligung am 
dortigen nationalen Programm zur Erhaltung der biologischen Vielfalt 
unterstützt. Das Hauptaugenmerk richtet sich hierbei auf die Bestimmung 
und Erforschung noch unbekannter Tier- und Pflanzen arten, die von land- 
wirtschaftlichem oder pharmazeutischem Interesse sind bzw. sein könn- 
ten. Das Auffinden und Bestimmen bislang noch unbekannter Tier- und 
Pflanzenarten tropischer Wälder wird durch speziell zu diesem Zweck 
ausgebildete Personen der lokal ansässigen Bevölkerung durchgeführt. 
Dieser Ansatz entspricht zwar den fachlichen Vorgaben der geplanten 
UN-KonVention zum Schutz der biologischen Vielfalt und ermöglicht 
neben einer Stärkung des Wissens und der Wertschätzung der ansässigen 
Bevölkerung um ihre biologischen Ressourcen auch die Entdeckung bis- 
her noch unbestimmter oder unentdeckter Arten. Da sich jedoch in diesem 
Falle das Hauptinteresse auf die Identifizierung nutzbarer bzw. potentiell 
nutzbarer Arten und weniger auf die Erhaltung des gesamten Ärtenspek- 
trums der dortigen Waldökosysteme richtet, hält die Bundesregierung die- 
sen Ansatz für nicht hinreichend geeignet, das globale Problem des Arten- 
rückgangs und des damit verbundenen Verlustes der genetischen Vielfalt 
zu lösen. Der Schwerpunkt der Schutzbemühungen muß auf einen umfas- 
sendenden Schutz aller wildlebenden Tier- und Pflanzenarten ausgerich- 
tet sein. Dieser umfassende Artenschutz kann am effektivsten durch Habi- 
tatschutz gewährleistet werden, d. h. Schutz des Ökosystems „Tropen- 
wald" mit all seinen Tier- und Pflanzenarten. Unter diesen Schutz fallen 
somit auch die für die Landwirtschaft und andere Nutzungszweige 
bedeutsamen Wild- und primitiven Kulturformen von Nutzpflanzen und 
-deren. 

Grundsätzlich werden die Naturschutzaktivätiten des privaten Sektors 
begrüßt, die Bundesregierung setzt sich jedoch mit Nachdruck für eine 
weltweit rechtlich bindende Konvention zum Schutz der biologischen 
' Vielfalt ein, um das Problem des immer rascher ansteigenden Artenver- 
lustes so schnell wie möglich in den Griff zu bekommen. 


119. Abgeordneter 

Albert 

Deß 

(CDU/CSU) 


Was hindert die Bundesregierung daran, für 
Hydraulikanlagen zum Schutz unseres Grund- 
wassers, Öle aus nachwachsenden Rohstoffen 
zwingend vorzuschreiben, und was unternimmt 
die Bundesregierung, um gerade im Verlust- 
schmierölbereich und für Hydraulikanlagen Öle 
aus nachwachsenden Rohstoffen, die biologisch 
schnell abbaubar sind, aus Gründen des Umwelt- 
schutzes zwingend vorzuschreiben? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 19. Dezember 1991 

Die Substitution von Schmierstoffen auf Mineralölbasis durch biologisch 
schnell abbaubare Stoffe aus pflanzlicher Basis ist insbesondere dort, wo 
es sich um eine „Verlustschmierung" handelt, ein wichtiger Beitrag zum 
Boden- und Grundwasserschutz. Dieser Substitutionsprozeß wird von der 
Bundesregierung insbesondere mit Hilfe des Instrumentes „Umweltzei- 
chen" gefördert. 


60 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/1893 


Die in diesem Produktbereich bisher vergebenen Umweltzeichen an bio- 
logisch schnell abbaubare Kettenschmiermittel (RAL UZ 48) sowie an 
Schmierstoffe, Schalöle und Schmierfette (RAL UZ 64) haben sich als her- 
vorragendes Marketing-Instrument erwiesen. 

Durch entsprechende Erlasse, tarifvertragliche Vereinbarungen und 
Empfehlungen an die Beschaffungsstellen von Bund und Ländern konnte 
z. B. bei Kettenschmiermitteln binnen weniger Jahre eine fast vollständige 
Substitution bewirkt werden. Ein vergleichbarer Substitutionsprozeß ist 
auch bei den anderen Umweltzeichen-Produkten zu erwarten. 

Während das Umweltzeichen flexibel genutzt und die Kriterien für seine 
Vergabe dynamisch weiterentwickelt werden können, gehören Verwen- 
dungsgebote zu den intensivsten Eingriffsinstrumenten des produktbezo- 
genen Umweltschutzes. Bevor ein solches Instrument eingesetzt wird, 
müßte eine Ökobilanz für die gesamte Produktlinie hinreichend Klarheit 
über die Umweltvorteile jener Produkte, deren Verwendung erzwungen 
werden soll, gegenüber vergleichbaren, nicht mehr erlaubten Produkten 
schaffen. 

Im Bereich der Hydrauliköle auf Pflanzenbasis ist in diesem Zusammen- 
hang insbesondere auf die noch ungenügend gelöste Frage der Rück- 
nahme und Entsorgung gebrauchter Öle hinzuweisen. Eine Aufarbeitung 
ist derzeit noch nicht möglich, d. h. Altöle auf pflanzlicher Basis müssen 
verbrannt werden. Sie müssen getrennt von mineralischen Ölen entsorgt 
werden, da sie deren Aufarbeitung empfindlich stören. Auch technische 
Fragen, wie das Alterungs- und Kälteverhalten von Hydraulikölen auf 
Pflanzenbasis sowie ihr Verhalten gegenüber Dichtungsmaterialien ist 
noch nicht abschließend geklärt. Aus diesen Gründen konnte bisher auch 
noch kein Umweltzeichen an biologisch schnell abbaubare Hydrauliköle 
vergeben werden. 

Im übrigen erfolgt die Gefährdung der Umwelt durch Hydrauliköle auf- 
grund von Störungen und nicht - wie bei Schmier- und Schalölen - durch 
den bestimmungsgemäßen Gebrauch. Die Vermeidung von Leckagen 
muß deshalb die wichtigste Umweltschutzmaßnahme beim Umgang mit 
Hydraulikölen sein. 


120. Abgeordneter 

Albert 

Deß 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Vorschriften erlassen, 
um auf die Industrie einzuwirken, Maschinen 
herzustellen, die gerade im Hydraulikbereich für 
den Einsatz von Ölen aus nachwachsenden Roh- 
stoffen geeignet sind? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 19. Dezember 1991 

Eine gesetzliche Grundlage für Rechtsverordnungen, mit denen vorge- 
schrieben wird, daß Maschinen so herzustellen sind, daß sie für den Ein- 
satz von Ölen aus nachwachsenden Rohstoffen geeignet sind, findet sich 
im geltenden Umweltrecht des Bundes nicht. Das Wasserhaushaltsge- 
setz enthält lediglich anlagenbezogene Verwendungsvorschriften; die 
produktbezogenen Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(§§ 32 ff.) betreffen lediglich Umwelteinwirkungen durch Luftverunrei- 
nigungen, Geräusche und Erschütterungen. 

Im Hinblick auf mögliche gesetzliche Regelungen ist zu beachten, daß 
jede produktbezogene Vorschrift, die nicht nur die in der Bundesrepublik 
Deutschland hergestellten Produkte betrifft, den freien Warenverkehr 
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innerhalb der EG berührt und durch zwingende Gründe des Umwelt- 
schutzes gerechtfertigt sein muß (Artikel 30 und 36 EWG- Vertrag). Wei- 
terhin ist die EG-Maschinenrichtlinie (Richtlinie 89/392/EWG) zu berück- 
sichtigen, die allerdings primär Arbeitsschutzaspekte regelt und die 
Befugnis der Mitghedstaaten, Anforderungen an Maschinen aus Gründen 
des Umweltschutzes zu stellen, unberührt läßt. 

Im übrigen wäre der etwaige Erlaß von Zwangsvorschriften für technische 
Entwicklungen aus grundsätzlichen Erwägungen problematisch. 


121. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Vorhaben 
Mukran der Meyer-Werft Papenburg im Natio- 
nalpark Jasmund vor Rügen, und ist sie bereit, 
Bezug nehmend auf ihre international eingegan- 
genen Verpflichtungen zum Schutz der Ostsee 
sowie auf massive Einwände nationaler Umwelt- 
schutzorganisationen gegen das geplante Meyer- 
Projekt Bundesmittel für eine dem Umweltver- 
träglichkeitsgesetz entsprechende Umwelt ver- 
träglichkeitsprüfung bereitzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 23. Dezember 1991 

Das Vorhaben der Firma Meyer aus Papenburg, in Mukran auf einer noch 
aufzuspülenden Industriefläche fünf Schiffsbauhallen zu errichten, liegt 
nicht innerhalb, sondern außerhalb der Grenzen des benachbarten Natio- 
nalparks Jasmund. 

Für die Erteilung der notwendigen Genehmigungen des Projekts ist nicht 
der Bund, sondern sind das Land bzw. die betreffenden Kommunen zu- 
ständig. Folghch liegen dem Bundesumweltministerium weder Anträge 
auf Zulassung des Vorhabens noch detaillierte Angaben zu dessen Pla- 
nung und Ausführung vor. 

Was die Verpflichtung zum Schutz der Ostsee nach dem Übereinkommen 
über den Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebietes betrifft, so sind 
dessen verbindliche Bestimmungen im Rahmen des Genehmigungsver- 
fahrens von den zuständigen Länderbehörden zu beachten. 

Aus umweltpolitischer Sicht wirft das Projekt wegen seiner Lage (Nähe 
zum Nationalpark Jasmund und zum Biosphärenreservat Süd-Ost-Rügen) 
und seines Umfanges (fünf 63 m hohe Schiffsbauhallen) Probleme auf. 
Diese Probleme sind im Kontext der gesamtplanerischen Entwicklung der 
Insel Rügen zu beurteilen. 


122. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung bulgarische 
Wünsche nach Hilfen für seine konventionelle 
Energie erzeugung (z. B. in der Aktuellen Stunde 
am 25. September 1991 und in ihrer Antwort 
Drucksache 12/1378 auf die Kleine Anfrage 
Drucksache 12/1233) bisher nicht erwähnt und 
dannt in der Öffenthchkeit den Eindruck erweckt, 
als heße sich die bulgarische Energieversorgung 
nur duch Hilfen für die nukleare bulgarische 
Energieerzeugung sichern? 
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Die Bundesregierung hat stets betont, daß Hilfsmaßnahmen für Bulgarien 
sich nicht nur auf die unverzichtbaren Sicherheitsverbesserungen beim 
KKW Kozloduy beschränken dürfen, sondern daß - in internationaler 
Zusammenarbeit - alle Möghchkeiten zu einer Umstrukturierung der 
Energie- bzw. Elektrizitätswirtschaft auszuschöpfen sind, um die derzeit 
maßgebliche Abhängigkeit von Kernkraftwerken sowjetischer Bauart zu 
verringern. Auf entsprechende Ausführungen wird verwiesen, z. B.: 

- BMU-Pressemitteilung 49/91 vom 10. Juli 1991, 

- Aktuelle Stunde zu Kozloduy am 25. September 1991 im Deutschen 
Bundestag, 

- BMU-Pressemitteilung 145/91 vom 30. September 1991 im Anschluß an 
den Besuch des bulgarischen Vize-PM Tomov in Bonn, in der es heißt: 

„Breiten Raum nahm die Frage der kurzfristigen Effizienz Steigerung 
und Brennstoffversorgung der Kohlekraftwerke ein. Da Bulgarien 
lediglich über minderwertige Kohle verfügt, wird nach Angaben 
Tomovs ein Drittel des Kohlebedarfs aus der Sowjetunion eingeführt. 
Hier sind für den kommenden Winter erhebliche Probleme zu erwar- 
ten. Bundesumweltminister Dr. Klaus Töpfer hat zugesagt, Hilfs- 
möglichkeiten auf diesem Sektor zu prüfen und sich ggf. hierfür ein- 
zusetzen. " 

- BMU-Bericht vom 6. November 1991 zur Sicherheit der KKW und zu 
Umweltfragen der Energieversorgung in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas. 

Es kann also keine Rede davon sein, daß der vom Fragesteller behauptete 
Eindruck erweckt worden sei. 


123. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie beantwortet die Bundesregierung die Fragen 
der Kleinen Anfrage Drucksache 12/1233, deren 
Beantwortung bisher offengbelieben ist, nach- 
dem die Ergebnisse der in der Antwort der Bun- 
desregierung Drucksache 12/1378 noch als aus- 
stehend bezeichneten Analysen inzwischen vor- 
liegen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 23. Dezember 1991 


In dem BMU-Bericht vom 6. November 1991 zur Sicherheit der KKW und 
zu Umweltfragen der Energieversorgung in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas wurde erneut darauf hingewiesen, daß es derzeit noch an 
Bestandsaufnahmen zu den wirtschaftlichen Bestimmungsgrößen des 
Energieversorgungssystems und zu seinen Umweltauswirkungen fehlt 
und daß speziell die Analyse der Weltbank über die Energie Versorgungs- 
situation Bulgariens erst Anfang 1992 vorliegen wird. Insofern ist auch der 
Antwort (Drucksache 12/1378 vom 24. Oktober 1991 auf die Kleine 
Anfrage des Abgeordneten Reinhard Weis (Stendal) und anderer (Druck- 
sache 12/1233) z. Z. noch nichts hinzuzufügen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


124. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Bundesregierung ihre 

Joachim Bemühungen, in der Volksrepublik China über 

Clemens die TELEKOM das deutsche Btx-System einzu- 

(CDU/CSU) führen, aus pohtischen Gründen beendet hat? 


125. Abgeordneter Wann und aus welchen Gründen sind die Ver- 

Joachim handlungen mit der Volksrepublik China been- 

Clemens det worden? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Frerich Görts 
vom 20. Dezember 1991 

Die Bemühungen, ein deutsches Btx-System in der Volksrepublik China 
einzuführen, wurden nicht aus politischen Gründen eingestellt. 

Im Juli 1987 vereinbarte das damalige Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen mit der Fernmeldeverwaltung der Volksrepublik 
China, Kenntnisse über interaktive Videotext-Systeme - hier speziell des 
deutschen Btx-Systems - zu vermitteln. Diese Vereinbarung wurde erfüllt. 

Die chinesische Regierung bat auch Fernmeldeverwaltungen anderer 
Staaten um entsprechende Informationen. 

Im September 1990 brachte die chinesische Regierung beim CCITT einen 
Vorschlag für einen auf der französischen Teletel-Technologie basieren- 
den chinesischen Videotext-Standard ein. Sie beabsichtigte, dieses (fran- 
zösische) System in der Volksrepublik China einzuführen. 

Damit waren weitere Aktivitäten zur Einführung eines deutschen Btx- 
Standards in der Volksrepublik China nicht mehr begründbar und wurden 
folglich im Juli 1991 endgültig eingestellt. 

126. Abgeordneter Sind Pressemeldungen richtig, daß keiner der 

Dr. Günther 111 Kommunikationselektroniker, die im Februar 

Müller 1992 ihre Ausbildung an den Fernmeldeämtern 

(CDU/CSU) Landshut, Regensburg und Weiden beenden, im 

Bereich der Regierungsbezirke in Niederbayern 
und Oberpfalz übernommen wird? 

Antwort des Staatssekretärs Frerich Görts 
vom 20. Dezember 1991 

Es ist richtig, daß im Bezirk der Oberpostdirektion Regensburg auf Grund 
der Personalsituation kein Kommunikationselektroniker ein Arbeitsange- 
bot erhält. 

Allerdings werden in den Nachbarbezirken München, Nürnberg und Er- 
furt, darüber hinaus auch in den Bezirken Frankfurt/Main, Freiburg i. Br., 
Stuttgart, Berlin, Leipzig, Magdeburg, Potsdam und Rostock Arbeitsplätze 
für Kommunikatioriselektroniker angeboten. Es steht jeder Nachwuchs- 
kraft frei, sich um einen der freien Arbeitsplätze zu bewerben. Insgesamt 
werden 3530 Übernahmemöglichkeiten für Kommunikationselektroniker 
zur Verfügung stehen. 
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127. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Müller 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die ausgebildeten Fernmeldekommunika- 
tionstechniker nur in Ballungsräumen, bzw. in 
den fünf neuen Bundesländern und dort zu 
erheblich schlechteren Bedingungen als hier, in 
den Dienst übernommen werden? 


Antwort des Staatssekretärs Frerich Görts 
vom 20. Dezember 1991 

Die Deutsche Bundespost TELEKOM strebt an, die Vorgaben für die 
Arbeitserledigung zu optimieren und den Personalbedarf entsprechend 
anzupassen. Vor diesem Hintergrund kommt eine Übernahme von Kom- 
munikationselektronikern nur dort in Betracht, wo Bedarf besteht. 

Das ist insbesondere in den Ballungsräumen der alten Bundesländer sowie 
bei den Fernmeldeämtern im Beitrittsgebiet zur Realisierung des Aufbau- 
programms der Fall. 

Die geltenden Arbeits- und Vergütungsbedingungen sind dabei in den 
einschlägigen, von den Tarifvertragsparteien ausgehandelten Tarifverträ- 
gen festgelegt. Mit Blick auf eine Verbesserung der Bedingungen für die 
ausgebildeten Kommunikationselektroniker, die in den neuen Bundes- 
ländern eingesetzt werden, führen die Tarifvertragsparteien zur Zeit 
Gespräche. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


128. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Tatsache, daß die Einkommensgrenzen im sozia- 
len Mietwohnungsbau seit 1980 nicht mehr ver- 
ändert worden sind, die Einkommen inzwischen 
aber um etwa 40% gestiegen sind, eine entspre- 
chende Erhöhung der Einkommensgrenzen vor- 
zusehen, damit nicht weiter Haushalte unter die 
Fehlbelegungsabgabe fallen, deren Realeinkom- 
men seit 1980 nicht gestiegen ist, zum Beispiel 
eine alleinerziehende Mutter mit einem Azubi- 
Sohn, die heute in Baden- Württemberg bei einem 
gemeinsamen Jahresbruttoeinkommen von rund 
50 000 DM (zulässiges Bruttojahreseinkommen 
31 800 DM) den Höchstsatz der Fehlbelegungs- 
abgabe von 3,50 DM pro qm, d. h. 260 DM zusätz- 
lich für eine 75 qm Wohnung bezahlen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 19. Dezember 1991 

ln ihrer Antwort auf die Frage 97 in Drucksache 12/1633 des Abgeordne- 
ten Jürgen Meyer hat die Bundesregierung dargelegt, daß eine Erhöhung 
der Einkommensgrenze des § 25 II. WoBauG zur Zeit nicht erwogen wird. 
Auf die Antwort wird insoweit Bezug genommen. 
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129. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung des anerkannten Rechtsexperten Dr. Carl- 
Hermann Belhnger, der in einer Fachveröffent- 
lichung („Wohnungswirtschaft und Mietrecht" 
10/91) den Standpunkt vertritt, der Fortbestand 
der gesetzlichen Mietpreisbindung über den 
31. Dezember 1991 hinaus sei durch geltendes 
Recht nicht gesichert und es sei deshalb notwen- 
dig, neue Rechtsgrundlagen zu schaffen, um die 
Weitergeltung der Mietpreisbindung zu gewähr- 
leisten? 


130. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Befürchtun- 
gen von Mietern, daß sich nach dem 31. Dezem- 
ber 1991 Vermieter auf die Rechtsauffassung Bel- 
lingers berufen werden und Gerichte sich dieser 
Auffassung anschließen, und ist die Bundesregie- 
rung der Ansicht, daß es in dieser für die Mieter 
auf Jahre hinaus hochwichtigen Frage Rechts- 
klarheit geben muß? 


131. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für ausreichend, die 
abschließende Klärung dieser Frage der höchst- 
richterlichen Rechtsprechung zu überlassen, und 
wenn ja, ist sie bereit, in Kauf zu nehmen, daß bis 
dahin erhebliche Verunsicherung bei Mietern 
und Vermietern besteht? 


132. Abgeordnete Kann die Bundesregierung mit Sicherheit aus- 

Iris schließen, daß die höchstrichterliche Rechtspre- 

Gleicke chung Bellingers Rechtsauffassung bestätigt? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 18. Dezember 1991 


Die Bundesregierung hat die von Dr. Carl- Hermann Bellinger in der Zeit- 
schrift „Wohnungswirtschaft und Mietrecht" veröffentlichte Auffassung, 
das Fortbestehen der gesetzlichen Mietpreisbindung in den neuen Län- 
dern sei über den 31. Dezember 1991 hinaus nicht gesichert, geprüft. An 
der Meinung der Bundesregierung, daß die aufgrund der Ermächtigung 
im Einigungsvertrag erlassene Erste Grundmietenverordnung und die 
Betriebskosten-Umlageverordnung vom 17. Juni 1991 die Preisbindung 
im Beitrittsgebiet über den 31. Dezember 1991 hinaus rechtsverbindlich 
regeln, hat sich auch danach nichts geändert. Auch die Regierungen der 
neuen Länder sehen keine Notwendigkeit, die Anregungen von Bellinger 
aufzugreifen. Die Auffassung der Bundesregierung wird im übrigen von 
den Bundesverbänden der Vermieter geteilt. 
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Der Bundesregierung sind keine gerichtlichen Verfahren bekannt, in 
denen sich Vermieter auf die Auffassung Bellingers stützen. Sie rechnet 
auch nicht damit, daß sich jemand in einem solchen Verfahren mit Erfolg 
auf die Auffassung Bellingers berufen kann. Anfragen von Mietern oder 
Vermietern an die Bundesregierung zur Weitergeltung der Preisbindung 
sind nicht bekanntgeworden. 


133. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Holtz 

(SPD) 


Welche kurzfristigen Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen, um die insbeson- 
dere in Ballungsräumen dramatisch steigenden 
und von immer mehr Mietern nur noch schwer 
verkraftbaren Mieten auf ein sozial verträgliches 
Niveau zu bringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 19. Dezember 1991 


Die gegenwärtigen Wohnungsengpässe insbesondere in den Ballungsge- 
bieten, die dort zu einem hohen Mietenanstieg geführt haben, sind Folge 
der in den letzten Jahren stark gestiegenen Nachfrage bei einem nur in 
unzureichendem Umfang gestiegenen Angebot. Ursachen hierfür liegen 
in der jahrelang geübten Zurückhaltung der Investoren vor dem Hinter- 
grund der Diskussion um Wohnungsleerstände und die Folgen einer 
schrumpfenden Bevölkerung Mitte der 80er Jahre sowie insbesondere der 
Tatsache, daß seit Jahren in Ballungsgebieten Bauland nur in unzurei- 
chendem Umfang ausgewiesen wird. Inzwischen reagiert die Wohnungs- 
bautätigkeit spürbar auf die grundlegend gewandelte Nachfragesitua- 
tion, doch kann sich dies erst mit gewisser zeitlicher Verzögerung in der 
Schaffung zusätzlicher fertiggestellter Wohnungen niederschlagen. 

Als kurzfristig wirksame Maßnahme gegen Auswüchse bei der Mietge- 
staltung in der gegenwärtigen Übergangsphase wird die Bundesregie- 
rung zu Beginn des nächsten Jahres einen Gesetzentwurf vorlegen, der 
unter anderem vorsieht, Mieterhöhungen im oberen Mietenspektrum auf 
20 % innerhalb von drei Jahren zu begrenzen. Außerdem ist eine Ver- 
schärfung der Bußgeldvorschrift des § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
sowie eine Begrenzung der Maklerhonorare auf zwei Monatsmieten vor- 
gesehen. 

Entscheidend für die künftige Mietentwicklung ist jedoch letztlich, daß 
alle Anstrengungen darauf gerichtet sind, die Voraussetzung für eine 
nachhaltige Angebots aus Weitung zu schaffen. 

Hierzu zählen Maßnahmen der Baulandausweisung, die in die Kompetenz 
der Gemeinden fallen, aber auch verstärkte Anstrengungen zur Woh- 
nungsbauförderung von Bund und Ländern. 

Die Bundesregierung hat daher im Herbst dieses Jahres ein wohnungspo- 
litisches Konzept auf den Weg gebracht, das dem Wohnungsbau in der 
Breite zusätzHche Impulse verleihen wird. In diesem Rahmen werden 
neben verstärkten Maßnahmen zur Wohneigentumsförderung sowohl die 
Mittel für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau auf gestockt als auch 
ein Sonderprogramm im Umfang von 1,4 Mrd. DM pro Jahr mit den Län- 
dern vereinbart, das gezielt zur Entlastung in Ballungsgebieten eingesetzt 
werden soll. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


134. Abgeordnete 
Maria 
Eichhorn 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die itaheni- 
sche Regierung für die Forschung vor allem im 
Bereich der Energieerzeugung aus alternativen 
Energieformen, insbesondere aus nachwachsen- 
den Rohstoffen, in den ersten drei Jahren 2,28 
Mrd. DM (1700 Mrd. Lire) bereitstellen wird, und 
gibt es in der Bundesregierung Überlegungen, 
die in die gleiche Richtung gehen, wie sie von der 
itahenischen Regierung vorgesehen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gebhard Zitier 
vom 20. Dezember 1991 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß auch die itahenische Regierung für 
die Forschung im Bereich der Energieerzeugung aus alternativen Ener- 
gieformen Mittel in der von Ihnen genannten Größenordnung von über 
2 Mio. DM bereitstellen will. Soweit hier bekannt, werden dabei nach- 
wachsende Rohstoffe nicht besonders berücksichtigt. 

Für die Entwicklung von Techniken zur Nutzung nachwachsender Roh- 
stoffe stellt die Bundesregierung seit Jahren erhebliche Fördermittel zur 
Verfügung. In den letzten 5 Jahren hat die Bundesregierung Forschungs-, 
Entwicklungs- und Demonstrationsvorhaben auf dem Gebiet der nach- 
wachsenden Rohstoffe mit rund 210 Mio. DM gefördert. Allein für 1991 
waren rund 69 Mio. DM vom Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie (BMFT) und Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten (BML) bereitgestellt worden, 1992 ist eine weitere Steigerung um 
rund 19 Mio. DM auf 88 Mio. DM vorgesehen. 

Darüber hinaus hat der BMFT am 25. Oktober 1991 eine neue Fördermaß- 
nahme unter dem Titel „Erzeugung von Wärme/Strom aus nachwachsen- 
den Rohstoffen" bekanntgegeben, für die bis 1995 jährlich 10 Mio. DM 
bereitgestellt werden sollen. 


135. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung für den großflächigen 
Einsatz von Biomasse zur Energieerzeugung ent- 
sprechende Mittel für ein Forschungsvorhaben 
bereitstellen, um dringend benötigte fahrbare 
Pelletieranlagen praxisreif zu entwickeln? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gebhard Ziller 
vom 20. Dezember 1991 

Die Bundesregierung fördert die für den großflächigen Einsatz von Bio- 
masse zu Energieerzeugung erforderUchen Ernte technologien beispiels- 
weise für die energetische Nutzung von Chinaschilf. Hierbei ist die Ent- 
wicklung von Pelletieranlagen grundsätzüch ein Aspekt, der bei den 
Überlegungen zur Entwicklung der jeweils geeigneten Ernte- und Ver- 
wertungstechnologie Berücksichtigung findet. 
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Fördermittel für Pelletieranlagen werden jedoch nur bereitgestellt, wenn 
im Rahmen eines Gesamtprojektes zur energetischen Nutzung einer Bio- 
masse nachgewiesen werden kann, daß diese Entwicklung aus energe- 
tisch-technischer Sicht für den jeweüs betrachteten nachwachsenden 
Energieträger sinnvoll ist und im konkreten Fall eine Anwendung der 
Pelletieranlage in der Praxis auch erwartet werden kann. 

Die Entwicklung einer Pelle tieranlage, die allgemeinen Einsatz findet, ist 
technisch nicht machbar. Die Technologie muß vielmehr jeweüs die spezi- 
fischen Stoffdaten des zu verarbeitenden pflanzlichen Materials berück- 
sichtigen und mit Blick auf die beabsichtigte energetische Verwendung, 
auch die Konditionierung der Pellets, ausgerichtet sein. 


136. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Inwieweit gedenkt die Bundesregierung, Ener- 
gieerzeugung aus Biomasse in die Überlegungen 
zum CO 2 - Abbau einzubeziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Gebhard Ziller 
vom 20. Dezember 1991 

Die Ziele der Bundesregierung gehen dahin, den Beitrag der erneuerba- 
ren Energien einschließlich der Beiträge aus den nachwachsenden Ener- 
gieträgern zur Deckung des Primärenergiebedarfs von derzeit rund 2% in 
den nächsten Jahren und Jahrzehnten deutlich anzuheben. Die Verwen- 
dung von Biomasse und erneuerbaren Energien wird u. a. über folgende 
Wege weiter vorängetrieben werden: 

- durch eine zunehmende Inanspruchnahme des ab 1. Januar 1991 gel- 
tenden Stromeinspeise gesetzes; 

- durch die in der Gemeinschafts Strategie der EG angestrebten Vergün- 
stigungen für erneuerbare Energieträger bei Besteuerungen von Ener- 
gieproduktion und C02-Emissionen; 

- durch die besondere Bund-Länder-Maßnahme „ Investitionen zur Ener- 
gieeinsparung'' der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" , nach der Investitionen in den Berei- 
chen der Nutzung von Biomasse und Energieeinsparung unter be- 
stimmten Voraussetzungen finanziell unterstützt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Biidung 
und Wissenschaft 


137. Abgeordneter 
Siegfried 
Vergin 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
sich bei der in Frankfurt/Oder gegründeten 
Europa-Universität um eine Einrichtung handelt, 
die als eine ModeU-Universität im Rahmen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Europäi- 
schen Gemeinschaft finanzielle und organisato- 
rische Unterstützung durch die Bundesregierung 
bzw. durch die Europäische Gemeinschaft erhal- 
ten sollte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Torsten Wolfgramm 
vom 20. Dezember 1991 


1. Nach den dem Bund vorliegenden Informationen wird ein Gründungs- 
konzept zu der vom Land Brandenburg gegründeten Universität Frank- 
furt/Oder derzeit erarbeitet und in der Hochschulstrukturkommission 
des Landes mit den Überlegungen zum Ausbau der übrigen Hochschu- 
len abgestimmt. Eine Bewertung der Neugründung ist daher noch nicht 
möglich. 

2. Voraussetzung dafür, daß sich der Bund am Ausbau der Hochschule 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) beteiligen kann, ist 
die Aufnahme der Hochschule in die Anlage zum HBFG auf der Grund- 
lage einer Stellungnahme des Wissenschaftsrates. Das Land ist bisher 
noch nicht an den Wissenschaftsrat herangetreten, das Konzept für die 
Hochschule zu begutachten. 


3. Nach § 2 Abs. 6 Hochschulrahmengesetz (HRG) haben die Hochschu- 
len die Aufgabe, die internationale Zusammenarbeit, insbesondere die 
europäische Zusammenarbeit, im Hochschulbereich und den Aus- 
tausch zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen zu för- 
dern. 

Auf dieser Grundlage haben die Hochschulen der Bundesrepublik 
Deutschland spezifische Formen der Zusammenarbeit entwickelt und 
dabei der fachlichen Kooperation entsprechend den jeweiligen Mög- 
Üchkeiten und dem erforderlichen Bedarf der scientific community Vor- 
rang eingeräumt. Die bisherigen Erfahrungen von Universitätsgrün- 
dungen in Grenzregionen bestätigen diesen Ansatz, während allge- 
meine Absichtserklärungen zur grenzüberschreitenden regionalen 
Zusammenarbeit im Hochschulbereich ohne konkrete fachliche Vor- 
aussetzungen erfahrungsgemäß eher wirkungslos bleiben. In der 
deutsch-polnischen Zusammenarbeit sind die Kooperationen regional 
vergleichsweise weit entfernter Hochschulen, wie z. B. die der Univer- 
sitäten Köln und Krakau oder der Technischen Hochschulen in Aachen 
und Warschau, sehr intensiv. Besonders prägnant ist das Beispiel der 
Universität Konstanz, die mit polnischen Einrichtungen in Warschau 
und Posen Kooperationsvereinbarungen getroffen hat, nicht aber und 
mit Hochschulen in der unmittelbar angrenzenden Schweiz. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten die fach- 
üche Zusammenarbeit von Hochschulen im internationalen Bereich 
weiterhin nachhaltig fördern. Einer „Modell- Universität" bedarf es 
dazu aus der Sicht der Bundesregierung nicht. 

4. Die Europäische Gemeinschaft fördert den europäischen Austausch 
von Studierenden und Hochschulpersonal sowie die grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit im Hochschulbereich. Sie hat dafür eine Reihe 
von Programmen geschaffen, in denen Hochschulen und Hochschul- 
mitglieder Anträge stellen können. 


Die Reformstaaten Mittel- und Osteuropas sind Zielländer des TEMPUS- 
Programms, das die grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die 
Mobüität insbesondere zwischen den Hochschulen in der Gemeinschaft 
und denen in der CSFR, in Polen und Ungarn fördert. Die Nachfrage nach 
Fördermitteln ist hoch; nur gut 22% der beantragten Kooperationsvorha- 
ben konnten in der Antragsrunde 1991/92 bewilligt werden. Die Mittel 
werden von der EG-Kommission in eigener Verantwortung vergeben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


138. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Welche Auskünfte kann die Bundesregierung 
geben, wie die in der sich auflösenden Sowjet- 
union entstehenden selbständigen Staaten im 
Rahmen der entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit sowohl von der Bundesregierung als 
auch von internationalen Institutionen wie der 
Weltbank eingestuft werden? 


Antwort des Staatssekretärs Siegfried Lengl 
vom 23. Dezember 1991 


Bei Einstufungen im Rahmen der entwicklungspolitischen Zusammenar- 
beit orientiert sich die Bundesregierung an der internationalen Diskus- 
sion. Weltweit und von allen als verbindlich anerkannte Kriterien beste- 
hen in diesem Zusammenhang allerdings nicht. Die Weltbank, die Verein- 
ten Nationen, der Entwicklungshilfe ausschuß (DAC) der OECD sowie die 
EG gehen zwar von ähnlichen Maßstäben aus, bewerten diese jedoch im 
Einzelfall unterschiedlich. 

Die Weltbank gewährt Leistungen grundsätzlich nur an Mitgliedstaaten. 
Bei den baltischen Staaten läuft bereits der Beitrittsprozeß. Unabhängig 
von dem in Bearbeitung befindlichen Mitgliedsantrag der bisherigen SU 
hat die Weltbank bereits vorab im Wege einer Sonderregelung einen spe- 
ziellen Treuhandfonds für Technische Zusammenarbeit mit der Sowjet- 
union eingerichtet. 

Bei der Einstufung eines Landes als Entwicklungsland orientiert sich die 
Bundesregierung an der Liste des DAC auf der bisher von den Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas nur Albanien und „Jugoslawien" stehen. Um aufge- 
nommen zu werden, bedarf es eines Antrages des entsprechenden Lan- 
des, der von mindestens einem Mitglied des DAC befürwortet werden 
muß. Das DAC entscheidet dann im Konsens über die Aufnahme in diese 
Liste. Polen, CSFR, Ungarn, Bulgarien und Rumänien werden vom DAC in 
einer besonderen Kategorie als „Partners in Transition” eingestuft. 

Die EG wird die baltischen Staaten in ihr Hilfsprogramm für die Staaten 
Mittel- und Osteuropas (PHARE) einbeziehen. Für die bisherige Sowjet- 
union besteht ein vergleichbares Programm für Technische Hilfe, über 
dessen weitere Gestaltung angesichts der jüngsten Entwicklungen noch 
zu entscheiden sein wird. 


139. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Welche Aktivitäten unternimmt die Bundesregie- 
rung, insbesondere finanzschwache Entwick- 
lungsländer bei der Sicherung ihrer genetischen 
Ressourcen zu unterstützen, und hat sie Maßnah- 
men z. B. im Rahmen der Entwicklungshilfe vor- 
gesehen, die die Entwicklungsländer dahin ge- 
hend unterstützen, allmählich selber Nutznießer 
ihres heimischen Genpotentials zu werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 13* Dezember 1991 


1. Sicherung genetischer Ressourcen: 

Die Bundesregierung betrachtet den Schutz und Erhalt genetischer Res- 
sourcen als eine wichtige, zukunftsorientierte Aufgabe. Das deutsche 
Engagement ist dabei sowohl auf Maßnahmen zum Schutz dieser Ressour- 
cen in ihren natürlichen Lebensräumen (in situ) als auch in speziellen Gen- 
banken (ex situ) gerichtet. Sie hat den Aufbau und Betrieb von Genbänken 
in den Ländern Äthiopien, Costa Rica und Kenia unterstützt und fördert 
die Einrichtung und Absicherung von ökologischen Schutzgebieten u. a. 
in Brasilien, Kamerun, Madagaskar, Peru, Tansania und Tunesien. 

Über die Förderung der Institute der Internationalen Agrarforschung lei- 
stet die Bundesregierung einen weiteren Beitrag zur Sicherung geneti- 
scher Ressourcen der Entwicklungsländer. Die Bundesregierung enga- 
giert sich in der Frage des Artenschutzes an führender Stelle im multüate- 
ralen Bereich, so insbesondere bei der globalen Umweltfazilität der Welt- 
bank (GEF). Sie setzt sich dafür ein, daß für den Artenschutz zusätzliche 
finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden. 

2. Nutzung heimischen Genpotentials durch die Entwicklungsländer: 

Im Rahmen der büateralen Zusammenarbeit werden gegenwärtig natio- 
nale Vorhaben zur Erzeugung von Saat- und Pflanzen gut in den Ländern 
Ägypten, Bhutan, Ghana, Marokko, Nepal, Philippinen, Senegal, Sierra 
Leone, Tansania gefördert. Dabei wird ein wesentlicher Beitrag zur Nut- 
zung einheimischer genetischer Ressourcen durch diese Länder geleistet. 

Die Entwicklungsländer haben ungehinderten Zugang zu den im Rahmen 
der Internationalen Agrarforschung aufgebauten Genbanken. Sie werden 
von den Instituten der Internationalen Agrarforschung bei der Nutzung 
einheimischen Genmaterials beraten und unterstützt. 


140. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche Projekte des Vereins der Freunde und 
Förderer der Alfons- Goppel- Stiftung werden 
bzw. wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
mit welchen Beträgen aus öffentlichen Entwick- 
lungshilfemitteln gefördert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 19. Dezember 1991 


Vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit wurden fol- 
gende Projekte des Vereins der Freunde und Förderer der Alfons- Goppel- 
Stiftung gefördert: 

Kulturelle Kleinsender/Costa Rica (1351421 DM), Drogenheim für Kinder 
und Jugendliche/Bolivien (693636 DM), Kinder-Soforthilfe/Äthiopien 
(134 470DM), Werk- und Sprachunterricht/Brasilien (119914 DM), Kran- 
kenstation Casilla Dos/Paraguay (25000 DM), Gemeindezentrum Mosel- 
dorf/Paraguay (28849 DM), Kinderkrippe Lajlado/Brasilien (33750 DM), 
Waschmaschine für ein Waisenhaus/Ruanda (13087 DM), Eukalyptus- 
Aufforstung San Antonio, Carlos/Brasüien (433500 DM), Siedlungsprojekt 
West-Nubaria/Ägypten (1005215 DM), Lehrmaterial für Kolleg Obera/ 
Argentinien (22500 DM), Trinkwasserversorgung Concepcion/Bolivien 
(33 000DM). 
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Projekte des Vereins sind auch von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften sowie der Regierung des Freistaates Bayern gefördert 
worden. Einzelheiten über die von diesen Institutionen geförderten Pro- 
jekte sind dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
nicht bekannt. 


Bonn, den 3. Januar 1992 
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